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PROTOKOLL 

 
über die 31. ordentliche Sitzung des Gemeinderates 

 
 der Stadt Steyr 

 
am Donnerstag, 13. Dezember 2007, im Rathaus, 1. Stock hinten, 

 
Gemeinderatssitzungssaal. 

 
Beginn der Sitzung: 9.00 Uhr 

 
 
 
 
Anwesend: 
 
BÜRGERMEISTER: 
Ing. David Forstenlechner 
 
VIZEBÜRGERMEISTER/IN: 
Friederike Mach 
Gerhard Bremm 
Ing. Dietmar Spanring 
 
STADTRÄTE/IN: 
Wilhelm Hauser 
Gunter Mayrhofer 
Walter Oppl 
Ingrid Weixlberger 
 
GEMEINDERÄTE: 
DI Christian Altmann 
Kurt Apfelthaler 
Karl Baumgartner 
Rudolf Blasi 
Dr. Braunsberger-Lechner Birgitta 
Harald Dunst 
Roman Eichhübl 
Ernst Esterle 
Ute Fanta 
Helga Feller-Höller 
Mag. Martin Fiala 
MMag. Michaela Frech 
Monika Freimund 
Ing. Wolfgang Hack 
Gerald Hackl 

Ing. Franz-Michael Hingerl 
Mag. Stephan Keiler LL.M. 
Mag. Gerhard Klausberger 
Rudolf Kohl 
Andreas Kupfer 
Hans Payrleithner 
Rosa Rahstorfer 
Dr. Michael Schodermayr 
Rudolf Schröder 
Mag. Erwin Schuster 
Silvia Thurner 
Ursula Voglsam 
Eva-Maria Wührleitner 
Dr. Helmut Zöttl 
 
VOM AMT: 
MD OSR Dr. Kurt Schmidl 
MD-Stv. Präs. Dir. SR Dr. Gerhard 
Alphasamer 
OMR Mag. Helmut Golda 
Dr. Michael Chvatal 
 
ENTSCHULDIGT: 
- 
 
PROTOKOLLFÜHRER: 
Thomas Schwingshackl 
Gabriele Obermair 
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TAGESORDNUNG: 
 
 
 
1) ERÖFFNUNG DER SITZUNG, FESTSTELLUNG DER ORDNUNGSGEMÄSSEN 
    EINBERUFUNG, DER BESCHLUSSFÄHIGKEIT UND BEKANNTGABE DER 
    PROTOKOLLPRÜFER 
 
2) BEANTWORTUNG VON ALLFÄLLIGEN ANFRAGEN 
 
3) MITTEILUNGEN DES BÜRGERMEISTERS 
 
4) AKTUELLE STUNDE 
 
5) KENNTNISNAHME VON BESCHLÜSSEN DES STADTSENATES 
    GEM. § 54 ABS. 3 STS 
 
6) VERHANDLUNGSGEGENSTÄNDE 
 
 
 
Kenntnisnahme von Beschlüssen des Stadtsenates gem. Pkt. 5 der Tagesord-
nung: 
 
 
 
1) Fin-49/07 Stadtmarketing Steyr GmbH; außerordentlicher Gesell-

schafterzuschuss 2007. 
 
2) Fin-214/07 Kulturzentrum AKKU; außerordentliche Subvention f. A-

daption des Veranstaltungsraumes. 
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BERICHTERSTATTERIN VIZEBÜRGERMEISTERIN FRIEDERIKE MACH: 
 
 
 1) Fin-258/07 Tarif- und Gebührenordnung APT; Anpassung. 
 
 2) Fin-23/04 Tarif- und Gebührenordnung APM; Anpassung. 
 
 
BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER GERHARD BREMM: 
 
 
 3) GHJ2-87/07 Sofortmaßnahme; Erneuerung des Hauskanales Schul-

warthaus Hauptschule Ennsleite. 
 
 4) Fin-144/06 ASV Bewegung Steyr Fußball; Ansuchen um Subvention 

für die Adaptierung des Trainingsfeldes und des Haupt-
feldes inklusive Flutlichtanlage sowie Neubau des Club-
hauses und Einbau einer Solaranlage. 

 
 5) Gem-Abf-1/03 Novellierung der Abfallgebührenordnung der Stadt Steyr. 
 
 6) GHJ2-82/07 Abschluss eines Mietvertrages über den Schlosspark-

pavillon mit der Passepartout Restaurant & Catering 
GmbH. 

 
 
BERICHTERSTATTER VIZEBÜRGERMEISTER ING. DIETMAR SPANRING: 
 
 
 7) Fin-165/07 Katholische Kirche Dekanatsamt Steyr; Gewährung einer 

außerordentliche Subvention zur Sanierung des Pfarr-
zentrums Münichholz. 

 
 
BERICHTERSTATTER STADTRAT GUNTER MAYRHOFER: 
 
 
 8) BauGru-28/01 Neuplanungsgebiet Nr. 3, 3. Verlängerung Hochwasserab-

flussbereiche. 
 
 9) BauGru-46/04 Bebauungsplan Nr. 67; Münichholz Nord- Punzerschule. 
 
10) Gem-Kan-27/97 Kanal-Anschlussgebührenordnung; Änderung zum 1. 1. 

2008. 
 
 
BERICHTERSTATTER STADTRAT WALTER OPPL: 
 
 
11) Präs-683/02 Richtlinie zur Förderung von nachträglichen Lifteinbauten 

in Wohnhäusern; Neuregelung der „De-minimis“-Beihilfen. 
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BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER ING. FORSTENLECHNER DAVID: 
 
 
12) Fin-100/07 Voranschlag der Stadt Steyr für das Rechnungsjahr 2008. 
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BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich darf die heutige Gemeinde-
ratssitzung eröffnen und feststellen, 
dass ordnungsgemäß einberufen wur-
de. Die Beschlussfähigkeit ist gege-
ben. Protokollprüfer sind heute GR 
Rudolf Schröder und GR Harald Dunst.  
 
Ich komme zu Punkt 2), Beantwor-
tung von allfälligen Anfragen. 
 
Frau Gemeinderätin MMag. Frech rich-
tete mit Schreiben vom 6. Dezember 
folgende Anfrage an mich. Sie lautet: 
 
Gem. § 10 der Geschäftsordnung des 
Gemeinderates für die Stadt Steyr stel-
le ich hiermit nachfolgende Anfrage mit 
der Bitte um persönliche Beantwortung 
in der Gemeinderatssitzung vom 13. 
12. 2007 bzw. Weiterleitung an den 
zuständigen Referenten und Beantwor-
tung durch diesen: 
 
Im Nachtragsvoranschlag der Stadt 
Steyr für das Jahr 2007 wurden in der 
letzten GR-Sitzung € 800.000,-- mitbe-
schlossen, die dafür vorgesehen sind, 
Forderungen der Raika zu befriedigen. 
 
Diese Forderungen resultieren aus 
einer Bürgschaft, welche die Stadt 
Steyr 1995 für einen Fußballclub ein-
gegangen ist. 
 
Bis dato ist allerdings unklar, ob und 
wenn ja, in welcher Höhe die Stadt 
Steyr auch tatsächlich zu Zahlungen 
an die Raika verpflichtet ist. 
 
Laut Bürgschaftsvertrag besteht die 
Bürgschaft bis zur vollständigen Til-
gung des Kredites in Höhe von ur-
sprünglich 9 Millionen Schilling. Sie 
verringert sich jedoch mit jeder Zah-
lung, die zur Abstattung dieses Kredi-
tes geleistet wird. Eine Aufstockung 
der Darlehenssumme wurde im Bürg-

schaftsvertrag dezidiert ausgeschlos-
sen. Die Bürgschaft erlischt nach voll-
ständiger Tilgung der Kreditschuld. 
 
Nun werden aber in Summe die ge-
samten ursprünglichen 9 Millionen 
Schilling und zusätzlich Zinsen von der 
Raika eingefordert, wodurch sich die 
Summe von € 800.000,-- ergibt. 
 
Die Höhe dieser Forderung würde aber 
laut Vertrag de facto bedeuten, dass 
seit 1995 und damit in den vergange-
nen 12 Jahren nie Kreditrückzahlungen 
durch den Fußballclub erfolgt sind. 
 
In diesem Zusammenhang ersuche ich 
um Beantwortung folgender Fragen, 
die sich im Zusammenhang mit dem 
Bürgschaftsvertrag zwischen der Stadt 
Steyr und der Raika sowie der Verein-
barung der Stadt Steyr mit SK Vor-
wärts Steyr ergeben. 
 
Die Beantwortung bzw. Klärung dieser 
Fragen ist wesentliche Grundlage da-
für, dass nicht vom Steyrer Steuerzah-
ler eine Forderung der Raika beglichen 
wird, die in dieser Höhe gar nicht exis-
tiert. 
 
1. Stimmt es, dass es bis dato keinerlei 
Rückzahlungen dieses Kredites in Hö-
he von 9 Mio. Schilling durch den Fuß-
ballclub Vorwärts gegeben hat? Wenn 
ja, seit wann hatte die Stadt Steyr da-
von Kenntnis, dass niemals Rückzah-
lungen erfolgt sind? Welcher Rückzah-
lungsmodus war überhaupt vereinbart 
worden? 
 
2. Sollte der Kreditnehmer in Zah-
lungsverzug geraten, so hätte zuerst 
eine Befriedigung der aushaftenden 
Forderungen aus dem Werbevertrag 
mit der Sport- und Dauerwerbung, Ru-
dolf Rappel, Wien, erfolgen sollen. 
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a) Ist dies jemals geschehen? Wenn 
ja, wann und in welcher Höhe? Wenn 
nein, warum nicht? 
 
b) Laut Vereinbarung mit der Stadt 
durfte der Werbevertrag bis zur voll-
ständigen Tilgung des Kredites über 9 
Millionen Schilling nicht gekündigt wer-
den. Existiert dieser Vertrag noch, 
wenn nicht, warum nicht? 
 
3. Laut Vereinbarung mit der Stadt 
Steyr ist der Verein verpflichtet, halb-
jährlich und zwar bis längstens 15. 1. 
bzw. 15. 7. eines jeden Kalenderhalb-
jahres für das unmittelbar vorherge-
hende  Kalenderhalbjahr ohne geson-
derte Aufforderung durch die Stadt 
dem Magistrat Steyr, GB II, eine Sta-
tusmeldung über die erzielten Einnah-
men und die vorhandenen Verbindlich-
keiten vorzulegen. 
 
a) Ist dies auch tatsächlich gesche-
hen? Wenn ja, wie sieht dieser Status-
bericht vom 15. 7. 2007 aus? 
 
b) Wenn nein, warum gibt es diesen 
Statusbericht nicht? 
 
4. Der Verein hat sich verpflichtet, im 
Falle des Zahlungsrückstandes bei der 
Abstattung des Kredites Erlöse aus 
Spielerverkäufen zunächst in voller 
Höhe zur Abdeckung der Zahlungs-
rückstände zu verwenden. 
 
a) Gab es in der Zwischenzeit Erlöse 
aus Spielerverkäufen? 
 
b) Wurden diese Erlöse auch tatsäch-
lich in voller Höhe  zur Abdeckung 
verwenden? Wenn nein, warum nicht? 
 
5. Stimmt es, dass von den 9 Millionen 
Schilling ein gewisser Teil durch per-
sönliche Haftungen von Vorstandsmit-
gliedern abgedeckt werden müsste? 
Wenn ja, in welcher Höhe? 
 

6. Was werden die nächsten Schritte 
der Stadt Steyr in dieser Angelegenheit 
sein, die laut Aussagen der Raika bis 
Ende des Jahres erledigt sein sollte? 
 
Hierzu kann ich Folgendes berichten: 
 
Zu Punkt 1): 
Nach dem der Stadt vorliegenden Ab-
stattungskreditvertrag, den der Sport-
klub Vorwärts Steyr mit der Raiffeisen-
bank Region Sierning geschlossen hat, 
sollte der Kredit in 30 Halbjahresraten, 
beginnend mit 1.7.1995 zurückbezahlt 
werden. Falsch ist, dass nie Rückzah-
lungen auf den Kredit geleistet wurden. 
 
Zu Punkt 2 a) und b): 
Der Stadt liegt ein Pfandvertrag zwi-
schen dem SK Vorwärts Steyr und der 
Raiffeisenbank Region Sierning vor, 
mit welchem der Sportverein die ihm 
gegen die Rudolf Rappel Sport- und 
Dauerwerbung aufgrund der Vereinba-
rungen über sämtliche Werberechte im 
Bereich des gesamten Stadions zuste-
henden Einnahmen, an die Bank zur 
Sicherstellung aller bestehenden und 
künftigen Forderungen des Kreditge-
bers verpfändet hat. Soweit dies der 
Stadt bekannt ist, wurde seitens der 
Raiffeisenbank von diesem Pfandver-
trag kein Gebrauch gemacht. 
 
Richtig ist, dass der gegenständliche 
Werbevertrag bis zur vollständigen 
Tilgung des Kredites vom Verein nicht 
gekündigt werden durfte. Nach dem 
Wissensstand der Stadt hat sich dieser 
Werbevertrag jedoch ausschließlich 
auf die Teilnahme des SK Vorwärts 
Steyr an den beiden höchsten österrei-
chischen Spielklassen bezogen, so-
dass mit Einleitung des Konkursverfah-
rens bzw. Abschluss des Zwangsaus-
gleiches und der damit verbundenen 
Relegation in die unterste oberöster-
reichische Spielklasse der Werbever-
trag gegenstandslos geworden ist. Im 
Übrigen wäre der Vertrag durch Zeitab-
lauf mit 30.6.2000 erloschen. 
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Zu Punkt 3 a) und b): 
Nach Abschluss des Zwangsausglei-
ches ging der Vereinsvorstand davon 
aus, dass der Verein zur Gänze ent-
schuldet ist, weshalb kein Statusbe-
richt mehr gelegt wurde. 
Auch nach Ansicht der Stadt war mit 
dem Zwangsausgleich kein Statusbe-
richt mehr vorzulegen. 
 
Zu Punkt 4): 
Der Stadt sind Erlöse aus Spielerver-
käufen in Profizeiten nicht offiziell be-
kannt. Diese wurden auch vom Ver-
einsvorstand unter Hinweis auf das im 
Dezember 1995 ergangene „Bosman-
Urteil“ des EuGH bestritten.  
 
Zu Punkt 5): 
Hierzu ist festzuhalten, dass der SK 
Vorwärts Steyr im Jahre 1995 neben 
dem Kredit von 9 Mio. Schilling, für den 
die Stadt gebürgt hat, einen weiteren 
Kredit in Höhe von 3 Mio. Schilling, 
aufgenommen hat, für die Vorstands-
mitglieder bürgen sollten. Zur Absiche-
rung, dass die privat bürgenden Vor-
standsmitglieder für jenen Teil gegen-
über der Stadt haften sollten, der von 
dem Betrag von 3 Mio. Schilling bereits 
bezahlt wurde. 
 
Zu Punkt 6): 
In einem Gespräch wurde mit der 
Raiffeisenbank vereinbart, dass diese 
zur genauen Beurteilung der Sach- 
und Rechtslage eine Stellungnahme 
bis Ende dieses Jahres vorlegen wer-
den. Danach werden weitere Verhand-
lungen geführt.  
 
Das ist der momentane Status. D. h., 
es hat Verhandlungen gegeben zwi-
schen der Raika und der Stadt und es 
wird bis Ende des Jahres eine rechtli-
che Stellungnahme geben, weil es ja 
noch rechtliche Probleme zu lösen 
gibt. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, Sie 
haben zu meiner Frage 1) bei der Be-
antwortung gesagt, dass es falsch ist, 
dass keine Rückzahlung erfolgt ist. Sie 
haben aber nicht gesagt, in welcher 
Höhe Rückzahlungen erfolgt sind. 
Weiß man die Höhe nicht? 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Ich weiß die Höhe jetzt nicht. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Jeder Euro der zurückgezahlt worden 
ist hat unsere Haftung vermindert. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Das ist auch klar. Genau diese Fakten 
werden alle geprüft. Es wird auch noch 
einmal untersucht was ist alles bezahlt 
worden und das ist Gegenstand dieser 
Verhandlungen die wir mit der Raika 
zur Zeit führen. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Zusatzfrage. 
 
Zwischenrufe: Das war schon. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein, das war keine Zusatzfrage, das 
war eine Frage zur Nummer 1) die 
nicht beantwortet worden ist. 
 
Meine Zusatzfrage ist, Herr Bürger-
meister, wie sieht es aus, wem gehört 
das Baurecht? Der Stadt Steyr, der 
Raika oder der Vorwärts? 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Auch dazu kann ich keine klare Ant-
wort geben, weil genau das noch ein 
Punkt ist, der zu klären ist, wo wir jetzt 
gerade in Verhandlung mit der Raika 
diesen Fakt genau untersuchen wer-
den. 
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So, ich komme nun zum Punkt 3), Mit-
teilungen des Bürgermeisters. 
 
Marlen-Haushofer-Literaturpreis: 
Auch Steyrer unter den Gewinnern 
 
Die Gewinner des Literatur-
Wettbewerbes 2007 der Stadt Steyr 
sind vor kurzem im Alten Theater ge-
kürt worden. Unter den Preisträgern ist 
diesmal auch ein Steyrer: der 25-
jährige Christoph Aistleitner. 
 
Mit dem Thema des Literaturpreises 
2007 „neue Armut“ haben sich heuer 
38 Autorinnen und Autoren aus dem 
gesamten deutschsprachigen Raum 
auseinander gesetzt. 
 
Siegerin wurde Sandra Niermayer aus 
Bielefeld mit ihrem Werk „Mikroorga-
nismen“. Den zweiten Preis holte sich 
der Steyrer Christoph Aistleitner mit 
seiner Arbeit „Küchentisch“. Aistleitner 
hat am BRG Steyr maturiert und in 
Wien Technische Mathematik studiert. 
Zur Zeit lebt und arbeitet er in Graz. 
Aistleitner bezeichnet sich selbst als 
Gelegenheitsschreiber. Er hat schon 
einige Literaturpreise gewonnen, unter 
anderem den Hattinger-Förderpreis. 
Preis drei ging an Andrea Stift aus 
Graz. Die Germanistin und Sprachwis-
senschaftlerin hat bereits zwei Bücher 
geschrieben. Auch sie kann schon 
mehrere Preise vorweisen. Mit dem 
vierten Preis wurde die 20-jährige St. 
Pöltnerin Cornelia Travnicek ausge-
zeichnet. Die Studentin schreibt schon 
seit einigen Jahren Lyrik und Prosa. 
Ende Februar 2008 erscheint ihr erstes 
Buch. Der fünfte Preis ging an Kai 
Lehmann aus Erfurt (Deutschland) mit 
der Arbeit „Armes Glück“. Lehmann 
arbeitet derzeit an einem Roman und 
an einem Kinderbuch. 
 
Steyrer besuchten San Benedetto 
 
Eine Delegation unter meiner Leitung 
besuchte vor kurzem die Steyrer Part-

nerstadt San Benedetto in Italien. In 
der Palazzina Azzurra in San Benedet-
to findet heuer nach 2000 und 2002 
zum dritten Mal eine Ausstellung von 
Steyrer Krippen statt. Gestaltet worden 
ist diese Schau von den Krippenbauer-
Familien Vroni und Paul Pfaffenbichler 
sowie Elfi und Dr. Karl Mayer mit viel 
Einsatz, Geschick und Feingefühl. Zu-
sätzlich zu den Krippen wurden auch 
kulinarische Spezialitäten aus unserer 
Gegend, wie Knödel und Strudel aus 
Steyr nach Italien gebracht. Erstmals 
dabei war auch das erste „Steyrer 
Christkindl“.  
 
Die Steyrer Krippenausstellung kommt 
bei den Bewohnern von San Benedetto 
sehr gut an, speziell die Kinder sind 
hellauf begeistert. 
 
Die Krippen-Schau endet am 6. Jänner 
2008. 
 
Homepage der Stadt Steyr neu gestal-
tet 
 
Die Homepage der Stadt Steyr 
(www.steyr.at) ist vor kurzem neu ges-
taltet worden. Die Umstellung wurde 
durch das E-Government-Gesetz not-
wendig, das ab 1.1.2008 eine soge-
nannte WAI-Konformität verlangt. Ich 
habe da selbst nachfragen müssen 
was das ist. Es ist damit sicherzustel-
len, dass diese Homepage auch bar-
rierefrei benutzt werden kann. 
 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage 
 
Die Arbeitslosenquote im November 
2007 betrug 4,1 % und ist im Vergleich 
zum Vormonat 0,2 Prozentpunkte hö-
her. Gegenüber dem Vergleichsmonat 
im Vorjahr erhöhte sie sich um 0,4 %. 
 
Die Gesamtsumme der vorgemerkten 
Arbeitslosen betrug im November 2007 
1.762. Diese erhöhte sich gegenüber 
dem Vormonat um 3,8 % (d.s. 65 Per-
sonen) und gegenüber dem Vorjahr 
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verringerte sie sich um 9,5 % (d.s. 185 
Personen). 
 
Im November 2007 sind 513 offene 
Stellen gemeldet, das sind im Ver-
gleich zum Vormonat um 33 Stellen 
weniger sowie auch gegenüber dem 
Vorjahr um 17 Stellen weniger. 
 
Zu Punkt 4), „Aktuelle Stunde“ gibt 
es keine Anfrage. Zu Punkt 5), bitte ich 
um die Kenntnisnahme der Be-
schlüsse des Stadtsenates. Wir 
kommen bereits zu Punkt 6), Verhand-
lungsgegenstände. 
Da geht es um die Einbringung eines 
Dringlichkeitsantrages der FPÖ, ÖVP, 
Grünen und des Bürgerforums zum 
Thema „Vorwärts“. Ich bitte diesen 
Dringlichkeitsantrag jetzt einmal zu 
diskutieren. D. h., wir sind der Ansicht, 
dass diesem Dringlichkeitsantrag die 
Dringlichkeit zusteht aufgrund der 
rechtlichen Lage. Ich schlage deshalb 
vor, dass wir diesen Dringlichkeitsan-
trag vor dem Punkt Budget 2008 be-
handeln werden. Sind Sie damit ein-
verstanden? Das entspricht nämlich 
nicht der Geschäftsordnung, aber wir 
wollen das heute ausnahmsweise so 
handhaben. Sind alle Fraktionen damit 
einverstanden? Gut, wenn alle einver-
standen sind, kommen wir zu den Ver-
handlungsgegenständen. Ich bitte die 
Frau Vizebürgermeisterin um ihre An-
träge. 
 
BE: VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen des Gemeinderates, 
werte Gäste, werte Presse. In meinem 
ersten Antrag geht es um die Erhö-
hung der Tarife im APT. Wir alle wis-
sen ja, dass das Heimvertragsgesetz 
vorschreibt, dass wir die Kosten der 
Unterkunft, die Kosten der Verpfle-
gung, die Kosten der Grundbetreuung 
und die Kosten der besonderen Pflege-
leistungen unter zusätzlichen Leistun-
gen extra anführen müssen. Das ha-

ben wir bis jetzt ja nicht gemacht son-
dern es war ein Gesamttarifbetrag. 
Darum, wenn man denkt die Grund-
betreuung kostet 31 Euro, die Verpfle-
gung 3,60 Euro, dann sind wir schon 
höher. 
Der Antrag des Verwaltungsausschus-
ses für das APT und APM an den Ge-
meinderat lautet: 
 
1) Fin-258/07 
    Tarif- und Gebührenordnung APT; 
    Anpassung. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Berichtes des Alten- und 
Pflegeheimes Tabor vom 27. 11. 2007 
wird die Tarif- und Gebührenordnung 
wie in der Anlage ausgeführt mit Wirk-
samkeit 1. 1. 2008 geändert. 
 
Außer den Tarifen bleiben alle anderen 
Bestimmungen der Tarifordnung un-
verändert. (Beilage) 
 
Jetzt betrifft es einmal das APT. Ich 
ersuche um Diskussion bzw. um Zu-
stimmung. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Frau 
Voglsam bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN 
URSULA VOGLSAM: 
Geschätztes Präsidium, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen des Ge-
meinderates, werte Gäste und Vertre-
ter der Presse. Heute darf ich diesen 
Tagesordnungspunkt auch zum Anlass 
nehmen zu danken den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in den beiden 
Alten- und Pflegeheimen Tabor und 
Münichholz, für das Engagement und 
die Umsicht der alten- und pflegebe-
dürftigen Generation gegenüber. Da ja 
die Altersstruktur immer höher wird, ist 
dies für die nächste Zeit für uns eine 
Herausforderung mit den vorhandenen 
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oder nicht vorhandenen Finanzen den 
Pflegebedarf zu sichern. Anhand der 
zur Diskussion gestellten Erhöhung der 
Tarifordnung stellt sich nun die Frage 
nach einer kostendeckenden Rech-
nung. Diese Verrechnung geht aber 
nur Hand in Hand mit dem Sozialbud-
get, da wir ja wissen, dass die Selbst-
zahler sehr wenig sind, 10 bis 12 im 
Münichholz und ca. 60 am Tabor, die-
se Erhöhung würde noch mehr das 
Sozialhilfebudget strapazieren, da der-
zeitige Vollzahler dann diese Erhöhung 
nicht mehr finanzieren könnten. War-
ten wir auf das vom Land OÖ erarbei-
tete Kosten- und Leistungsmodell, wel-
ches bis Mitte des nächsten Jahres 
vorliegen wird. Anhand dieses Modells 
haben wir dann die Möglichkeit ein 
leistbares und sozial ausgewogenes 
Tarifmodell zu erarbeiten was sowohl 
den Bewohnerinnen und Bewohnern 
der Altenheime als auch dem Budget 
zugute kommen wird. Aus diesem 
Grund werden wir der Tariferhöhung 
nicht zustimmen. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Gibt es weitere Wort-
meldungen? Roman bitte. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Frau Vizebürgermeisterin, werte Herrn 
Bürgermeister, meine sehr geehrten 
Damen und Herren des Gemeindera-
tes, geschätzte Vertreter der öffentli-
chen Medien, werte Gäste. Wir haben 
ja im Ausschuss für Alten- und Pflege-
heime sehr ausführlich über diese Si-
tuation der Tarife, die heute als Be-
schlussfassung vorliegt, diskutiert. 
Auch ich habe die Meinung vertreten, 
dass das zweierlei Beurteilungen zu-
lässt. Zum einen ist es wohl klar, dass 
es erforderlich ist, dass die Stadt Steyr 
einen entsprechenden Zuschuss an 

Alten- und Pflegeheime leistet. Zum 
einen beim Alten- und Pflegeheim in 
der Größenordnung von etwa 2,8 Mio. 
Euro und im Alten- und Pflegeheim im 
Münichholz nicht ganz 900.000 Euro. 
Das deshalb, weil es einfach nicht zu-
mutbar ist den dort wohnenden und 
dort betreuten Personen die ganze 
Last der Kosten aufzubürden. Es ist 
aber so, dass, wenn jetzt diese Tarif-
anhebung in Kraft tritt, zum einen der 
Verlust sicherlich etwas geringer wird, 
dann wird halt diese Verlustabdeckung 
nicht aus dem allgemeinen Budget her-
ausgenommen sondern die Differenz 
dazu wird selbstverständlich dann aus 
dem Bereich der allgemeinen sozialen 
Leistungen, die die Stadt Steyr zu 
erbringen hat, wirksam werden. Es 
betrifft aber, und das möchte ich schon 
sagen, diese Tarifanhebung im Bereich 
Alten- und Pflegeheim Münichholz 10 
bis 12 Vollzahler, im Bereich Alten- 
und Pflegeheim Tabor habe ich mir 
notiert, falls diese Zahl richtig ist, ich 
kann sie nicht nach überprüfen, 60 bis 
70 Vollzahler. Die Frau Referentin wird 
das sicherlich bestätigen können, dass 
diese Zahl stimmt. D. h. also, dass je-
ne, die brav und fleißig den Höchsttarif 
bezahlen, doch zum Handkuss kom-
men. Daher, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, bin ich auch der Mei-
nung, dass etwas abzuwarten ist, näm-
lich das, was die Frau Kollegin vorhin 
zum Ausdruck gebracht hat, und wir 
werden uns daher bei der Abstim-
mung, zu diesen beiden Anträgen, der 
Stimme enthalten. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. GR Frech bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Vertreter der Presse, werte 
Gäste. Meine Vorredner sind schon 
darauf eingegangen, was uns bewusst 
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sein sollte ist zu dem eines, diese Er-
höhung sind 10,49 % in einem Zeit-
punkt wo Pensionen nicht in diesem 
Maß sicherlich steigen, wo die Le-
benserhaltungskosten zunehmen und 
auch die Ausgaben, die jemand noch 
hat, aus seinem Privatbereich, auch 
wenn er schon im Alten- und Pflege-
heim ist, ja auch noch gegeben sind, 
halte ich das für vollends überzogen. 
Vor allem weil es diese Vollzahler trifft 
und, und das ist mir ein besonders 
wichtiger Aspekt, wir haben damit auch 
gar nicht große Mehreinnahmen, den 
Einzelnen trifft es sehr stark, die Mehr-
einnahmen der Stadt halten sich aber 
in Grenzen, weil wir ohnedies zuschie-
ßen müssen. Nur es macht für mich 
schon einen Unterschied, ob wir das 
wirklich als Zuschuss für das APM o-
der APT deklarieren, oder ob dann der 
Zuschuss über die Sozialhilfe kommt. 
Damit leisten wir wieder einen Beitrag, 
dass unser Sozialhilfebudget noch 
mehr steigt als bisher. Dann tritt eine 
Situation ein, und die kenne ich aus 
meiner 10jährigen Erfahrung da herin-
nen, dass man sagen wird wir können 
uns dieses oder jenes soziale Projekt, 
wichtige soziale Anliegen nicht leisten, 
weil Sie sehen ja, Frau Kollegin, unser 
Sozialhilfebudget ist ohnedies schon 
so weit oben und das steigt jetzt noch 
höher und wir haben so viele Ausga-
ben, das ist nicht mehr machbar. D. h., 
wir verhindern damit auch in der politi-
schen Diskussion zahlreiche soziale 
Anliegen die wichtig sind, einfach nur 
aufgrund dieser Budgetkosmetik. Im 
Endeffekt ist es Kosmetik, wenn ich 
genau jetzt schon weiß, dass die meis-
ten Personen ohnedies nicht von der 
Erhöhung betroffen sind, die Stadt 
Steyr dann aber wiederum aus einem 
anderen Topf Sozialhilfe zuschießt. 
Deshalb würde ich dafür plädieren, 
diese Erhöhung nicht vorzunehmen, 
sondern auch abzuwarten um das So-
zialhilfebudget diesbezüglich nicht ü-
berzustrapazieren. 
 

BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Gibt es weitere Wort-
meldungen? Frau GR Fanta bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN 
UTE FANTA: 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, 
werte Presse. Zu dem Thema, wir wa-
ren im letzten Ausschuss und haben 
das besprochen. Meiner Meinung nach 
ist die Debatte nicht wirklich so zu füh-
ren, weil ich denke mir das eine ist der 
gesetzliche Rahmen in dem sich das 
Ganze bewegt und das andere ist ge-
nau dieser Punkt, die Kosten verschie-
ben sich ja nur. Ich denke mir, die paar 
wenigen Personen die es betrifft, ich 
kann jetzt nicht den Betrag nennen, ich 
glaube es liegt bei ungefähr 5 Euro im 
Monat was sich das pro Person erhö-
hen würde. Ich denke mir, es fällt nicht 
so wahnsinnig ins Gewicht. Die Dis-
kussion ist eigentlich sozusagen 
grundsätzlich eine, das Sozialbudget 
steigt jedes Jahr. In diversesten Berei-
chen wissen wir wie dem zu begegnen 
ist und ob dem Einhalt zu gebieten ist 
und das zu dämpfen ist eine andere 
Diskussion. Ich persönlich glaube 
nicht, dass aufgrund dieser Erhöhung 
von den Tarifen sich für irgendwem 
was grundlegend verändert. Ich glau-
be, dass es eine grundsätzlich ernst-
zunehmende Diskussion braucht, wie 
wir als Stadt Steyr dieser Entwicklung 
begegnen. Ich denke mir das ist ein 
kleiner Ausschnitt wo man das Thema 
wieder nutzen kann um die Diskussion 
zu führen. Ich glaube die Tarifsituation 
als solches betrifft sozusagen unter 
Anführungszeichen nicht wirklich wem, 
sondern die Stadt sollte sich überlegen 
wie sie dem Ganzen begegnen soll. 
Also so gesehen wüsste ich nicht was 
es da so großartig an anderen Mög-
lichkeiten gibt. Es würde mich interes-
sieren was die Alternative auch dazu 
ist. 
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BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Gibt es weitere Wort-
meldungen? Das ist nicht der Fall. 
Schlusswort bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ich möchte dazu sagen, die kos-
tendeckende Rechnung vom Land 
kommt. Wir alle wissen ja, das kosten-
deckend wäre noch viel höher. Ich ha-
be gestern zufällig mit Bürgermeistern 
der Umlandgemeinden gesprochen, 
die haben jetzt schon höhere Tarife. 
Eines möchte ich jetzt auch noch dazu 
sagen, weil wir jetzt von den Tarifen 
reden. Ich habe geschaut, die Höchst-
pensionen jetzt bewegen sich bei ca. 
1.800 Euro netto. D. h., 20 % bleiben 
jeder Bewohnerin und jedem Bewoh-
ner. Das sind 360 Euro im Monat. 
Dann bleibt ihnen zur Gänze der 13. 
und 14. Ich glaube, wenn ich in einem 
Alten- und Pflegeheim bin, dann ist das 
mein Zuhause und dann kann man 
auch diese Tarife anpassen. Ich brau-
che keine andere Wohnung und ich 
habe ja nichts anderes mehr, ich lebe 
dort. Es wird jeder sehr gut gepflegt 
und betreut. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
28 Personen, Frau Mach. Um die geht 
es. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Na ja, aber ich muss eines dazu sa-
gen, bei den niederen Tarifen die wir 
jetzt gehabt haben, kann ich das gar 
nicht feststellen. Wenn ich heute sage, 
die 10 Vollzahler die im Münichholz 
sind und die 60 Vollzahler die am Ta-
bor sind, die geben ja überhaupt kei-
nen Verdienstnachweis bzw. Renten-
abschnitt her, weil das sind automa-
tisch Vollzahler. Freilich kann es sein, 
dass jetzt von den Vorhandenen je-

mand als Teilzahler hinein fällt. Das 
kann schon sein. Ich glaube aber, dass 
wir trotzdem noch günstiger sind als 
die Landgemeinden, weil die sind jetzt 
schon um 4 Euro teurer. Wenn ich das 
kostendeckende Tarifmodell vom Land 
abwarte, dann muss ich eine derartige 
Erhöhung vornehmen, weil in dieser 
Erhöhung, wie die Michaela gesagt 
hat, ist bitte die Indexerhöhung auch 
drinnen und das sind auch 2,4 % was 
sowieso die Erhöhung stattfinden wür-
de. Ich muss sagen, für mich ist es 
wichtig, dass wir schön langsam eine 
Erhöhung vornehmen, weil wenn wir 
auf die kostendeckende Erhöhung war-
ten, dann werden wir sicher auf 70 Eu-
ro sein und da müssen wir extrem er-
höhen. Ich ersuche den hohen Ge-
meinderat das zur Kenntnis zu neh-
men. 
 
Zur Kollegin Fanta möchte ich sagen, 
wir haben ja das Projekt YES entwi-
ckelt und wir werden schauen, wir sind 
jetzt daran. Wir wissen, dass die Al-
tersstruktur in unserer Stadt steigt, 
dass wir aber auch die notwendigen 
Einrichtungen zur Verfügung stellen 
müssen, das ist unsere Pflicht. Ich 
glaube daran soll sich auch nichts än-
dern, auch wenn das Sozialhilfebudget 
steigt. Aber ich glaube, dass es auch 
wichtig ist, dass sich die ältere Genera-
tion in unserer Stadt wohl fühlt, dazu 
sind wir verpflichtet.  
 
Ich möchte mich natürlich auch beim 
Alten- und Pflegeheim Tabor jetzt ein-
mal bei den Mitarbeiterinnen bedan-
ken. Sie leisten sehr gute Arbeit. Ich 
bin froh, dass das Haus auch so gut 
geführt wird. Ich ersuche um Abstim-
mung. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer für diesen Antrag stimmt, den bitte 
ich um ein Zeichen mit der Hand. SPÖ, 
Grüne, 1 FPÖ (GR Payrleithner). Wer 
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ist dagegen? ÖVP und Bürgerforum 
Steyr. Wer übt Stimmenthaltung? 2 
FPÖ. Der Antrag wurde mit Mehrheit 
beschlossen. Danke, nächster Punkt 
bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Im zweiten Antrag geht es um das Al-
ten- und Pflegeheim Münichholz.  
 
2) Fin-23/04 
    Tarif- und Gebührenordnung APM; 
    Anpassung. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes des Alten- 
und Pflegeheimes Münichholz vom 27. 
11. 2007 wird die Tarif- und Gebüh-
renordnung wie in der Beilage ausge-
führt mit Wirksamkeit 1. 1. 2008 geän-
dert. 
 
Außer den Tarifen bleiben alle anderen 
Bestimmungen der Tarifordnung un-
verändert. (Beilage) 
 
Ich ersuche auch um Zustimmung zu 
diesem Antrag. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Das 
ist nicht der Fall. Gibt es Gegenstim-
men? ÖVP. Gibt es Stimmenthaltun-
gen? 2 (1 FPÖ – GR Dr. Zöttl und Bür-
gerforum Steyr). Der Antrag wurde mit 
Mehrheit angenommen. 
Ich danke der Berichterstatterin und 
bitte als nächsten Berichterstatter 
Herrn Vzbgm. Bremm um seine Be-
richte. 
 
BE: VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, werte Gäste, liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen, in meinem ersten An-
trag geht es um die Erneuerung des 
Hauskanals im Schulwarthaus Haupt-

schule Ennsleite. Es ist dies als So-
fortmaßnahme notwendig gewesen in 
Form einer Bürgermeisterverfügung. 
Das hat sofort repariert werden müs-
sen. Ich ersuche darum um Verständ-
nis und ersuche nachträglich um die 
Zustimmung. 
 
3) GHJ2-87/07 
    Sofortmaßnahme; Erneuerung des 
    Hauskanals Schulwarthaus Haupt- 
    schule Ennsleite. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Die Bürgermeisterverfügung vom 29. 
10. 2007, womit wegen Dringlichkeit 
gemäß § 49 (7) des Statutes für die 
Stadt Steyr Nachstehendes angeord-
net wurde, wird hiermit genehmigt. 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der FA für 
Liegenschaftsverwaltung vom 29. 10. 
2007 wird den Auftragsvergaben an 
die 
 
Fa. Lang & Menhofer, Steyr 
Baumeisterarbeiten 
(€ 8.130,00 inkl. USt.) 
 
Fa. Klausriegler, Steyr 
Installationsarbeiten 
(€ 1.780,00 inkl. USt.) 
 
Fa. Moser-Grinninger, Garsten 
Tischlerarbeiten 
(€ 900,00 inkl. USt.) 
 
Fa. Leutgeb, Steyr 
Fliesenlegerarbeiten 
(€ 700,00 inkl. USt.) 
 
sowie einer Kreditübertragung in der 
Höhe von 
 
€ 8.590,00 inkl. USt. von der VA-Stelle 
5/163000/010000 (Freiwillige Feuer-
wehren Gebäude 
 
und 
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€ 2.140,00 inkl. USt. von der VA Stelle 
5/213000/010000 (Sonderschulen Ge-
bäude) 
 
auf die VA-Stelle 5/212000/010000 
(Hauptschulen Gebäude) 
 
und um Mittelfreigabe von 
 

€ 11.510,00 inkl. USt. 
(elftausendfünfhundertzehn) 

bei der VA-Stelle 5/212000/010000 
(Hauptschulen Gebäude) 

 
zugestimmt. 
 
Aufgrund von Kosteneinsparungen bei 
den VA-Stellen 5/163000/010000 
(Freiwillige Feuerwehren Gebäude) 
und 5/213000/010000 (Sonderschulen 
Gebäude) werden die zur Kreditüber-
tragung beanspruchten Mittel bei die-
sen VA-Stellen in diesem Ausmaß 
nicht benötigt. 
 
Zur Finanzierung dieser Ausgaben ist 
eine Darlehensaufnahme in der Höhe 
von € 10.730,00 notwendig, die hiermit 
grundsätzlich genehmigt wird. Über 
den Darlehensgeber und die Darle-
henskonditionen wird auf Basis einer 
vom Geschäftsbereich für Finanzen 
durchzuführenden Ausschreibung noch 
ein gesonderter Beschluss herbeige-
führt. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Das 
ist nicht der Fall. Gibt es Gegenstim-
men? Stimmenthaltungen? Auch kei-
ne. Einstimmige Annahme. Danke, 
nächster Punkt. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Im nächsten Punkt geht es um eine 
Subvention für ASV Bewegung, für die 
Adaptierung eines Trainingsfeldes und 
die Errichtung einer Flutlichtanlage und 
den Neubau des Clubhauses. Es ist 

hier in mehreren Etappen vorgesehen. 
Im jetzigen Antrag geht es um 40.000 
Euro. Ich ersuche um Zustimmung. 
 
4) Fin-144/06 
    ASV Bewegung Steyr Fußball; An- 
    suchen um Subvention für die Adap- 
    tierung des Trainingsfeldes und des 
    Hauptfeldes inklusive Flutlichtanlage 
    sowie Neubau des Clubhauses und 
    Einbau einer Solaranlage. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der Fach-
abteilung für Schule und Sport vom 30. 
Oktober 2007 wird dem ASV Bewe-
gung Steyr Fußball für die Adaptierung 
des Trainingsfeldes und des Hauptfel-
des inklusive Flutlichtanlage sowie für 
den Neubau des Clubhauses und Ein-
bau einer Solaranlage im Bereich ihrer 
Sportanlage Hubergutstraße 14 eine 
außerordentliche, nicht rückzahlbare 
Subvention von € 196.000,-- gewährt 
die sich wie folgt aufteilt. 
 
Budgetjahr 2007   € 40.000,-- 
Budgetjahr 2008   € 40.000,-- 
Budgetjahr 2009   € 58.000,-- 
Budgetjahr 2010   € 58.000,-- 
 
Zum genannten Zweck werden als 1. 
Rate Mittel im Ausmaß von 
 

€ 40.000,-- (i.W. vierzigtausend) 
 
bei der VSt. 1/269000/777000 für das 
Rechnungsjahr 2007 freigegeben. 
 
Die Raten für die Jahre 2008, 2009 
und 2010 sind in den Budgetvoran-
schlägen vorzusehen. 
 
Die Auszahlung des oa. Betrages er-
folgt erst nach Einreichung der Förde-
rungserklärung bzw. des Verwen-
dungsnachweises samt Originalrech-
nungen. 
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BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Herr 
GR Payrleithner. 
 
GEMEINDERAT 
HANS PAYRLEITHNER: 
Geschätztes Präsidium, werter Herr 
Bürgermeister, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Es ist ja sehr erfreulich, 
wenn Sportvereine investieren. „No 
sports“ ist bekanntlich auch nicht sehr 
gesund. Wir haben aber hier zur Fi-
nanzierung einige Fragen und wir 
möchten unsere Zustimmung von der 
Beantwortung dieser Fragen abhängig 
machen. Und zwar geht aus diesem 
Amtsbericht hervor, dass der ursprüng-
liche Kostenvoranschlag der Fa. 
Nograsek 849.749 Euro betrug. Plötz-
lich ist aus den Gesamtkosten ein Be-
trag von 644.000 Euro hervorgegan-
gen. Wie wir im Kontrollausschuss 
schon wiederholt festgestellt haben, 
und auch diesbezüglich Kritik ange-
bracht haben, ist festzustellen, dass 
gerade bei Bauarbeiten der Fa. Nogra-
sek im Nachhinein des Öfteren nach-
gebessert wurde. D. h., was ja durch-
aus im Rahmen des Gesetzes ist, dass 
die bevoranschlagten Kosten nicht 
eingehalten wurden und wir im Nach-
hinein mit Nachforderungen konfron-
tiert wurden. Das ist ein Faktum, das 
haben wir wiederholt festgestellt. Was 
wir nicht wollen ist, dass wir jetzt zwar 
mit geringeren Kosten die Fa. Nogra-
sek beauftragen, es ist immerhin von 
850.000 auf 650.000, und dann im 
Nachhinein womöglich wieder viel 
Steuergeld in die Hand nehmen müs-
sen um die tatsächliche Abrechnung 
zu begleichen. Also da möchten wir 
schon wissen ob das seriös ist oder ob 
wir da wieder mit Nachbesserungen 
rechnen können. Das 2., was mich in-
teressieren würde, wenn wir im Bud-
getjahr 2007 40.000 Euro zur Verfü-
gung stellen, 2008, 2009 usw., dann 
stellt sich für mich die Frage, ich wün-
sche dem Verein alles Gute, aber wie 

finanziert er seine Rechnungen, die ja 
fällig gestellt werden, bis ins Jahr 
2010. Ich nehme nämlich nicht an, 
dass die Fa. Nograsek bis zum Jahr 
2010 mit der Rechnung warten wird. 
Wenn wir jetzt aber das aufteilen bis 
zum Jahr 2010, nehmen die dann ei-
nen Kredit auf, wo sie dann wieder um 
eine Subvention kommen. Ich bitte um 
Aufklärung. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Gibt es weitere Wort-
meldungen? Das ist nicht der Fall. 
Gerhard bitte dein Schlusswort. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Werte Kolleginnen, werte Kollegen, 
das ist relativ einfach aufzuklären. Da 
gibt es überhaupt kein Haar in der 
Suppe. Wer sich mit Sportförderungen 
auskennt oder in Sportvereinen tätig ist 
und zu tun hat weiß wie solche Projek-
te abzuwickeln sind. Grundsätzlich 
muss ich einmal sagen, wir beauftra-
gen als Stadt überhaupt nichts. Das ist 
ein Projekt der ASV Bewegung. Und 
zwar passiert das so, dass ein Verein 
ein Projekt erstellt, ein Projekt betreibt 
und bei den diversen Stellen ihre An-
suchen stellt. Und zwar, in dem Fall 
geht es um Fußball, da geht das Ansu-
chen an das Land OÖ, an die Stadt, an 
den Fußballverband und an den Dach-
verband. An diese vier Einrichtungen 
wird das Projekt eingereicht. Es gibt 
dann im Land OÖ den Sportstätten-
baubeirat, ein sehr kompliziertes Wort, 
der das Projekt dann beurteilt. Die 
kommen, schauen sich das an und 
sagen in dieser Größenordnung wird 
es gefördert und wird es subventioniert 
oder nicht subventioniert. Dort wird 
auch inhaltlich über das Projekt bera-
ten und das sehr kritisch betrachtet. 
Als Verein kann ich sagen, ich möchte 
es in dieser Größenordnung haben 
und das Land OÖ fördert aber das 
Clubhaus z. B. nur in einer bestimmten 
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Größenordnung. Das Projekt wird dann 
heruntergestrichen, der Verein wird 
beauftragt sein Projekt ... 
Hör mir zu, Payrleithner Hans, wenn 
du mich schon fragst. 
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Da spielt er immer mit dem Computer. 
Wirklich wahr, da fragt er mich und 
dann hört er mir nicht zu. Unhöflich. 
 
Also, der Sportstättenbaubeirat legt 
dann fest in welcher Höhe so ein Pro-
jekt subventioniert wird. Es ist dann die 
Planung dementsprechend auf diesen 
Betrag abzuändern. Das ist in dem Fall 
geschehen, dass vorher ein Projekt 
eingereicht worden ist um über 
800.000 Euro, der Sportstättenbaubei-
rat, also die verantwortliche Sportdirek-
tion OÖ und ihre Beschäftigten haben 
dann festgelegt ein Projekt mit 544.000 
Euro vorzulegen, weil nämlich das 
Land gesagt hat, ASV Bewegung, 
Clubhaus, Sportplatzverlegung, Sport-
platz und Trainingsfeld ist mit 544.000 
Euro förderungsfähig. In dem Ausmaß 
wird dann gefördert von den einzelnen 
Stellen. Die Bewegung hat dann abge-
ändert und ist zu einem Projekt ge-
kommen das 644.000 Euro ausmacht. 
Jetzt ist wiederum beim Land vom 
Sportstättenbaubeirat vorgegeben 
worden, dass ASV Bewegung schrift-
lich erklären muss, wenn sie das Pro-
jekt über 600.000 Euro reduzieren wol-
len, dass sie keine weiteren Förde-
rungsansuchen an das Land und an 
die Stadt stellen dürfen. Sie müssen 
das in Eigenfinanzierung machen, sie 
müssen selbst schauen, wie sie das 
Geld, was über das Förderungsansu-
chen hinausgeht, aufbringen. So ist der 
Stand. Das Land, die Stadt, der Dach-
verband und der Fachverband fördern 
im Ausmaß von gut 540.000, ich habe 
jetzt nicht die genauen Zahlen, aber 
um 540.000 oder 544.000 Euro. Unser 

Beitrag als Stadt ist hier mit 196.000 
Euro im Zuge der Finanzierungsge-
spräche mit den vorhin genannten 
Stellen vereinbart worden. Also ich 
hoffe hier das aufgeklärt zu haben. Es 
besteht da keine Gefahr, dass hinten 
nach zusätzliche Forderungen entste-
hen können, weil das im Vorfeld ganz 
eindeutig mit dem Verein auch so be-
sprochen wurde, so wie bei allen ande-
ren Projekten. Das ist nicht etwas Au-
ßertourliches bei der Bewegung, so 
werden alle Sportprojekte abgewickelt 
und festgelegt und wir haben da ei-
gentlich, außer ganz wenige, sonst nie 
ein Problem gehabt. Da meine ich jetzt 
nicht die Vorwärts, Willi, sondern da 
hat es andere gegeben. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Also bestens aufgeklärt. Es sind alle 
Fakten auf dem Tisch. Ich hoffe, es ist 
bei dir auch so angekommen, Herr GR 
Payrleithner. 
Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Ist 
jemand gegen diesen Antrag? Stimm-
enthaltungen? Einstimmige Annahme. 
Danke schön, nächster Punkt. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Im nächsten Punkt geht es um eine 
Novellierung der Abfallgebührenord-
nung der Stadt Steyr. Wir haben das 
im Finanz- und Rechtsausschuss dis-
kutiert und an den Gemeinderat weiter 
geleitet. Im Amtsbericht sind die ein-
zelnen Veränderungen angeführt. Ich 
ersuche den Gemeinderat um Zustim-
mung. 
 
5) Gem-Abf-1/03 
    Novellierung der Abfallgebührenord- 
    nung der Stadt Steyr. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der Fach-
abteilung für Steuerangelegenheiten 
vom 27. November 2007 wird die in 
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der Anlage beigeschlossene Novelle 
der Abfallgebührenordnung der Stadt 
Steyr genehmigt. 
 
Diese Verordnung tritt mit 1. 1. 2008 in 
Kraft. Die Kundmachung hat gemäß § 
65 Abs. 1. des Statutes der Stadt 
Steyr, LGBl. Nr. 9/1992 i.d.g.F., durch 
zweiwöchigen Anschlag an den Amts-
tafeln der Stadt Steyr zu erfolgen. (Bei-
lage) 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Zu Wort gemeldet hat 
sich GR Frech. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, werte Gäste. Die 
Abfallgebührenordnung zu novellieren 
bedeutet, in diesem Fall mit 1. 1. 2008, 
eine Erhöhung von 3,3 %. Dies wird 
argumentiert aufgrund höherer Treib-
stoffkosten, Energiekosten usw. Inso-
fern, diesem Part könnte man schon 
die Zustimmung geben, auch wenn 
man weiß, dass wir in der letzten Zeit 
sehr, sehr viel erhöht haben, auch im 
neuen Jahr weiter erhöhen werden und 
schön langsam die Gebührenlawine 
den Steyrer Bürger de facto zu ver-
schütten droht, wenn wir so weiter tun. 
Wie gesagt, das ist noch argumentier-
bar. Was aber nicht argumentierbar ist, 
das habe ich auch im Finanz-, Rechts- 
und Wirtschaftsausschuss gesagt, ist, 
dass wir hier und heute, im Jahr 2007, 
mit diesem Antrag auch eine Erhöhung 
mit 1. 1. 2009 gleich mitbeschließen 
und zwar um weitere zwei Prozent. 
Das ist für mich nicht nachvollziehbar, 
weil die Erhöhung soll man dann ma-
chen wenn sie auch wirklich gerecht-
fertigt ist. Wir wissen nicht, wie sich die 
Kostensituation im nächsten Jahr ent-
wickeln wird. Es könnte auch sein, 
dass wir mit diesen 3,3 % auskommen 
und nicht per 1. 1. 2009 erhöhen müs-
sen, aber wir wissen es nicht, wir tun 

es ganz einfach. Na ja, der Hintergrund 
ist schon ganz einfach, da will ich nie-
mandem etwas unterstellen aber es 
möge jeder seine Schlüsse ziehen, 
wenn wir heute schon etwa eine Ge-
bührenerhöhung beschließen mit 1. 1. 
2009, na ja, da muss man nicht am 1. 
1. 2009 etwas beschließen und 2009 
ist ein Wahljahr und dann kommt man 
in einem Wahljahr ohne Gebührener-
höhung aus, indem man sie eigentlich 
schon vorher vorwegnimmt und sie 
beschließt. Ich glaube, dazu sollten wir 
uns nicht hergeben. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Nächster Redner ist 
Herr GR Eichhübl. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren des Gemeinderates, die Spirale 
der ständig steigenden Preis-, Tarif- 
und Gebührenentwicklung dreht sich 
immer schneller. Auch hier in diesem 
Gemeinderat werden in immer kürzer 
werdenden Abständen immer höhere 
Tarife beschlossen. Ich darf Sie daran 
erinnern, in der letzten Gemeinderats-
sitzung waren es die Wasserbezugs-
gebühren, die Wasseranschlussgebüh-
ren aber auch die Tarife der städt. Ver-
kehrsbetriebe. Heute sind es, konkret 
bei diesem Antrag, die Abfallgebüh-
renordnung soll entsprechend nach 
oben verändert werden und in weiterer 
Folge auch die Kanalanschlussgebühr.  
 
Meine Damen und Herren, wir sind 
nach wie vor der Auffassung, dass ein-
zelne Tarif- und Gebührenanhebun-
gen, wenn sie entsprechend begründet 
werden, nachvollziehbar begründet 
werden, zwar nicht angenehm sind für 
die Betroffenen aber durchaus den 
Bürgern zuzumuten sind. Die Summe 
der ständig steigenden Tarif- und Ge-
bührenanhebungen und Preisanhe-
bungen im Allgemeinen, in letzter Zeit 
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und vor allen Dingen ab 1. 1. 2008, ist 
aber der Bevölkerung nicht mehr zu-
mutbar. Konkret, es wurde bereits dar-
auf hingewiesen, geht es in diesem 
Antrag, dass in zwei Etappen erhöht 
werden soll, nämlich 2008 um 3,3 % 
und gleich 2009 um 2 %. Es ist ja auch 
bereits darauf hingewiesen worden, 
man weiß nicht, wie sich 2009 der In-
dex entwickelt, wie sich die Geldent-
wertung, wie sich die Kaufkraft entwi-
ckelt. Man geht aber her und erhöht 
heute bereits die Tarife für 2009, so 
wie auch in einem anderen Bereich, 
nämlich im Bereich der Kanalbenüt-
zung und darauf werde ich heute noch 
zu sprechen kommen. Man weiß aber, 
meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, dass 2009 Gemeinderats- und 
Landtagswahlen stattfinden und da 
möchte man sich, das habe ich auch 
im Finanz- und Rechtsausschuss be-
reits gesagt, einer Diskussion entzie-
hen, möchte, vonseiten der Mehrheits-
fraktion, die Bürger in irgendeiner Form 
zumindest in Sicherheit wiegen um zu 
mehr Stimmen zu kommen. Und das 
ist der Grund warum wir bereits heute 
diese Gebührenanhebung für 2009 
durchführen. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. GR Braunsberger. 
 
GEMEINDERÄTIN 
DR. BIRGITTA BRAUNSBERGER-
LECHNER: 
Geschätztes Präsidium, sehr geehrte 
Damen und Herren Kollegen des Ge-
meinderates, werte Gäste. Wir machen 
einen beträchtlichen Gewinn bei der 
Müllentsorgung und ich sehe wirklich 
nicht ein, warum wir gleich eine zwei-
jährige Erhöhung machen und warum 
diese gerechtfertigt sein soll. Auch ich 
habe im Finanz-, Rechts- und Wirt-
schaftsausschuss die Frage aufgewor-

fen, warum wir eigentlich jetzt schon, 
im Jahr 2007, eine Erhöhung für das 
Jahr 2009 beschließen. Scheinbar will 
da jemand im Wahljahr 2009 nicht mit 
den ständigen und stetigen Gebühren-
erhöhung in Verbindung gebracht wer-
den und will halt da besser da stehen. 
 
Aber lassen Sie mir noch einmal kurz 
die letzten Gebührenerhöhungen zu-
sammenfassen. Wie schon der Herr 
GR Eichhübl gesagt hat, die Wasser-
bezugsgebühren, die Wasseran-
schlussgebühren, die Kanalbenüt-
zungsgebühren, die Kanalanschluss- 
gebühren, die Tarife in den städt. Ver-
kehrsbetrieben und die Verwaltungs-
abgaben wie Luftsteuer, Werbeabga-
ben und viele mehr. Diese Gebühren 
sind alle erhöht worden und die SP-
Mehrheit versucht augenscheinlich das 
Finanzdebakel der Stadt Steyr über die 
Einnahmenseite zu Lasten und auf 
Kosten der Bürger zu sanieren. Das ist 
sehr kurzsichtig und ich bin mir sicher, 
dass das nicht zielführend sein wird. 
Wir brauchen uns auch nicht wundern, 
wenn ein stetiges Abwandern in die 
Umlandgemeinden passiert, denn die-
se ständigen gewaltigen Gebührener-
höhungen sprechen nicht für die Att-
raktivität des Standortes Steyr und 
lässt sich das desaströse Budget mit 
Sicherheit nicht auf Kosten und zu Las-
ten der Bürger durch ständige Gebüh-
renerhöhungen sanieren. Die ÖVP-
Fraktion wird dieser Erhöhung daher 
auch nicht die Zustimmung erteilen 
und wir werden uns dagegen ausspre-
chen. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Nächster ist GR 
Apfelthaler. 
 
GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren im Gemeinderat, wir werden 
heute noch ausreichend Gelegenheit 
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haben über die Einnahmen und Aus-
gaben dieser Stadt zu diskutieren. Na-
türlich wird dies eine oder andere 
Wehklagen über sinkende Einnahmen 
und steigende Ausgaben hier zu ver-
nehmen sein. Wenn heute darüber 
gesprochen wird, dass man es der 
Bürgerin und dem Bürger nicht mehr 
zumuten kann, dass sozusagen die 
Gebühren steigen und steigen und 
steigen, auf der anderen Seite aber 
verlangt wird, dass die Stadt hier Leis-
tungen erbringt, im Abfallbereich, in 
der Entsorgung gute Leistungen bringt, 
dann ist das auch hochgradig populis-
tisch. Wenn man heute natürlich sagt, 
dass man aufgrund dessen, weil 2009 
Wahlen sind, jetzt schon die Gebühren 
erhöht, dann ist es natürlich ein gewis-
ser populistischer und parteipolitischer 
Trick vielleicht, das ist mir schon ganz 
klar, auf der anderen Seite zu sagen, 
dass ich deswegen nicht zustimme und 
mich gleichzeitig aber aufrege, dass 
die Stadt über sinkende Einnahmen 
verfügt, dann ist das mindestens eben-
so populistisch. Ich denke mir, ehrlich 
gesagt bin ich froh, dass wir hier in 
Steyr eine sehr gut funktionierende 
Entsorgung haben. Ich habe Bekannte 
die wohnen in Umlandgemeinden, die 
müssen für jeden Quargel zahlen, hef-
tig zahlen. Das was wir sozusagen aus 
unseren Steuergeldern bezahlen, müs-
sen andere, in den Umlandgemeinden, 
aus ihrer Geldbörse bezahlen. Jetzt 
können Sie natürlich sagen, es kommt 
im Grunde genommen auf das Gleiche 
heraus. Aber eines dürfen wir nicht 
vergessen, dass das Land OÖ seiner-
zeit ein Abfallwirtschaftsgesetz erlas-
sen hat um zu vermeiden, dass unser 
Schmutz und unser Klumpert in der 
Natur landet, um zu vermeiden, dass 
es hier Auswüchse bei den Gebühren 
gibt. Seinerzeit, wie wir noch eine De-
ponie gehabt haben, wir haben sie eh 
noch immer, aber wie wir die noch voll 
ausnutzen konnten, haben wir uns na-
türlich über Einnahmen gefreut die da 
gekommen sind, das ist hochgradig 

reguliert worden in OÖ. Diese Gebüh-
renerhöhung, denke ich mir, hat schon 
seinen Sinn, wenn wir uns darüber ei-
nigen, dass das eine Dienstleistung 
nach wie vor der Stadt bleiben soll. 
Wenn Sie heute herinnen sagen, das 
wollen wir lieber nicht und das wollen 
wir lieber nicht von der Stadt reguliert 
haben, dann machen Sie uns einen 
Vorschlag wie wir das extern regeln 
können. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Herr Apfelthaler, sind Sie jetzt der Fi-
nanzreferent? 
 
GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Nein, aber eines ist mir schon klar. 
Wenn ihr heute über Populismus redet, 
weil man das so kurz vor den Wahlen 
noch erhöht, damit das dann im Wahl-
jahr nicht auftaucht, dann denke ich 
mir ist das jenseits, das mag schon 
richtig sein, da gebe ich Ihnen eh 
Recht, aber auf der anderen Seite, 
wenn wir uns auf dem Niveau bewe-
gen was wir alles tun und lassen dürf-
ten und wenn wir die anderen dafür 
anklagen und auf der anderen Seite 
wollen, dass die Stadt auch über Ein-
nahmen verfügt, dann brauchen wir 
über das jetzt nicht mehr, ehrlich ge-
sagt, diskutieren. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Man muss endlich einmal auf die Aus-
gaben schauen. 
 
GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Ich habe ja im Finanz- und Rechtsaus-
schuss gesagt, und ich wiederhole es 
gerne noch einmal herinnen. Natürlich 
kann man heute nicht einfach so Ge-
bühren erhöhen. Das ist mir ganz klar. 
Zuerst muss man einmal im eigenen 
Haus schauen wo gespart werden 
kann. Da erwarte ich mir noch immer 
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Vorschläge. Ich glaube aber persönlich 
und ich glaube auch, dass es für mich 
sehr schlüssig geschildert worden ist, 
dass wir keinen Einfluss darauf haben 
wie hoch dass die Spritpreise z. B. 
sind, die mit ausschlaggebend auch für 
die Gebührenerhöhung sein könnten. 
Ich bin mir sicher, dass sie es sind, 
weil wenn man sich die Steigerung 
anschaut was wir an Sprit verbrau-
chen, speziell für unsere Müllfahrzeu-
ge. Wir wollen aber auch, dass unsere 
Bediensteten nicht am Status quo be-
züglich ihrer Löhne bleiben. Das wollen 
wir ja auch nicht im Grunde genom-
men. Also, das sind alles Faktoren die 
im Grunde genommen unsere Entsor-
gungsgebühren beeinflussen und die 
auch die Ausgaben erhöhen. Nur des-
wegen dagegen zu sein, weil sozusa-
gen die Stadtregierung hier einen Trick 
nimmt und jetzt schon erhöht weil 2009 
Wahlen sind. Das ist mir ehrlich gesagt 
zu wenig. Ich erwarte mir von allen die 
uns da Populismus vorwerfen dann 
wirklich einen konkreten Vorschlag wie 
das in Zukunft ausschauen soll und 
wie die Gebühren gleich bleiben bei 
sinkenden Ausgaben. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. GR Frech. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen, werte Gäste. Wir 
haben jetzt eine Reihe von Ausführun-
gen gehört die aber eigentlich mit dem 
Inhalt dieses Antrages nichts zu tun 
haben, weil der Inhalt des Antrages 
sind 3,3 % Erhöhung für 1. 1. 2008, mit 
dem glaube ich die meisten hier herin-
nen noch leben können. Was das 
Problem ist, ist auch aufgezeigt wor-
den, dass es in Summe einfach zu viel 
an Gebührenlawine ist, die wir da auf 

den Steuerzahler losrollen lassen und 
die ihn zu verschütten droht und vor 
allem dieser eine Punkt, mit 1. 1. 2009, 
diese 2 % dazu zu schlagen. Da will 
ich gar nicht, das war nur ein Sidestep, 
der Hinweis auf die Wahlen, was ich 
einfach finde, dass nicht ganz ehrlich 
gearbeitet wird, wenn ich jetzt schon 
Gebührenerhöhungen vorweg nehme 
und zu dem eigentlich nicht wirklich 
stehe. Wenn ich zu dem stehe, kann 
ich das auch im Wahljahr machen. Das 
war aber nur der Sidestep. Im Endef-
fekt ist der Punkt der, und das finden 
Sie auch im Amtsbericht, man argu-
mentiert die Erhöhung von 2 % mit 1. 
1. 2009 mit dem Kostendeckungsprin-
zip. Nur wie kann ich heute schon wis-
sen wie meine Kosten sind, mit einem 
Kostendeckungsprinzip argumentieren 
wo ich gar nicht weiß ob das 2 % sind, 
3 %, 0 % oder 10 % sind. Damit führt 
sich der Antrag letztlich ad absurdum, 
einfach rechnerisch. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Willi bitte. 
 
STADTRAT 
WILHELM HAUSER: 
Geschätztes Präsidium, geschätzter 
Herr Bürgermeister, meine geschätz-
ten Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Gemeinderat, geschätzte Presse, wer-
te Gäste. Es wäre mir auch lieber, 
auch wenn es bei meinem Gewicht 
vielleicht ein bisschen schwer fällt als 
Engerl durch die Gegend zu flattern 
und zu sagen ... 
 
Gelächter 
 
STADTRAT 
WILHELM HAUSER: 
... es ist eh alles immer so recht und 
schön und wir brauchen keine Gebüh-
ren erhöhen und es ist eh alles super, 
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wir können uns alles leisten, wir haben 
keine Defizite, wir haben genug Ein-
nahmen und jeder würde beschenkt 
werden wie beim Christkind. Auch 
wenn wir heute in der letzten Sitzung 
dieses Jahres sind, wenn Weihnachten 
kurz vor der Tür steht und auch ein 
Jahreswechsel, so sind halt die Reali-
täten anders. Geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen, auf der einen Seite erin-
nere ich mich an zig Forderungen die 
hier herinnen in diesem Saal erhoben 
werden, was wir nicht noch alles tun 
sollten und was wir nicht alles noch 
machen sollten und wo wir nicht über-
all noch unterstützen sollten, hergeben 
sollten, ein Projekt machen oder sonst 
irgendetwas. Auf der anderen Seite 
fordern einige von uns ständig, dass es 
hier Kostendeckung geben muss, dass 
es Kostenwahrheit geben muss, dass 
es Kostenleistungsrechnung geben 
muss und all diese Dinge und auf der 
anderen Seiten sagen wir dann, na ja, 
aber kosten darf uns das in Wirklichkeit 
nichts und schon gar nicht dem Bürger. 
In Wirklichkeit ist es so, dass man sich 
da auch noch herstellt und sagt, die 
SP-Mehrheit in Steyr, die ist ja so 
fürchterlich.  
 
Zwischenruf: Ist sie eh! 
 
Gelächter 
 
STADTRAT 
WILHELM HAUSER: 
Das glaube ich euch schon, dass das 
dem einen oder anderen so erscheinen 
mag, aber die ist so fürchterlich und 
die geht so schlimm mit dem Bürger 
um. Dass wir uns aber an viele Lan- 
deserlässe und sonstige Dinge halten 
müssen, wo es nämlich genau drinnen 
steht welche Mindestanforderungen 
hier zu stellen sind, das sagt keiner 
dazu. Ich kann mich nicht erinnern, 
dass wir im Land OÖ z. B. eine SP-
Mehrheit haben. Daher denke ich mir, 
wir sollten schon bei den Realitäten 
bleiben und wir sollten auf der anderen 

Seite auch die Umwelteinflüsse an-
schauen. Ich sage z. B., wenn der Herr 
Eichhübl hier sagt wir erhöhen die 
Wasseranschlussgebühr, dann denke 
ich mir, ja genau, das was im Landes-
erlass steht, genau das ist passiert, auf 
dieses Niveau ist es angehoben wor-
den. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Wir sind ständig über den Mindesttari-
fen. 
 
STADTRAT 
WILHELM HAUSER: 
Bei der Wasserbenützungsgebühr, 
lieber Herr Kollege, aber nicht bei der 
Wasseranschlussgebühr, schau dir 
das an, bei der Wasseranschlussge-
bühr sind wir genau auf dem Niveau 
des Landeserlasses und das ist bei 
vielen anderen Dingen auch so und um 
keinen Deut höher. Beim OÖ Ver-
kehrsverbund wird ein Preis beschlos-
sen und der Stadtbus hat das mitzu-
tragen, sonst ist er draußen. So 
schauen die Realitäten aus. Daher 
geht es mir zeitweise ordentlich am 
Geist, dass wir da immer versucht 
werden herpaniert zu werden, damit ihr 
eure Aussagen treffen könnt wie 
schlimm und wie böse wir nicht alle 
sind und auf der anderen Seite wird 
uns das so vorgeschrieben. Daher 
möchte ich da wirklich auch um etwas 
mehr Realitätssinn ersuchen. Schaut 
euch die Dinge an so wie sie überall 
sind und dann reden wir darüber, wie 
man es wirklich anders machen könn-
te. Ich weiß eh, da herinnen sitzen 
auch viele Leute die immer wieder 
darüber diskutieren was man nicht al-
les privatisieren könnte. Da verdienen 
dann andere. Und offensichtlich ge-
nehmigt man es der Stadt nicht, auch 
Verdienste zu machen oder auch Ein-
nahmen zu lukrieren. Aber Ausgaben 
sollten wir schon haben, obwohl ihr bei 
jedem zweiten Wort schreit, schaut wo 
die Ausgaben hin sind. Nur die Forde-
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rungen, die sind überbordend, immer 
wieder. Ich brauche mir nur rundherum 
anschauen was in den einzelnen Aus-
schüssen diskutiert wird, was in den 
einzelnen Sitzungen diskutiert wird. So 
viel Geld könnten wir wahrscheinlich 
mit einem Christkindlschlitten gar nicht 
her bringen. Danke. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Schlusswort bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, es 
ist natürlich, und das müssen die 
Nichtinsider wissen, legitim, dass die 
Opposition sagt, eine Gebührenerhö-
hung, eine Gebührenlawine, die Be-
drohungen an die Bevölkerung, na net 
werdet ihre es sagen, das ist mir schon 
klar, aber man muss es wissen. Man 
muss auch wissen, dass wir jetzt die 
letzten sechs Jahre, jetzt rede ich ein 
bisschen auf Bundesebene, im Schla-
raffenland gewesen sind, dass es kei-
ne Erhöhungen gegeben hat. Nur 
wenn die Sozialdemokraten kommen, 
dann gibt es Gebührenerhöhungen. 
Das muss man einfach ein bisschen 
relativieren, ich fühle mich da gar nicht 
angegriffen. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Ich kann mich aber an kein Jahr ohne 
Gebührenerhöhung erinnern. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ich komme eh noch auf etwas anderes 
auch zurück, lieber Gunter Mayrhofer, 
was den Eichhübl Roman betreffen 
wird, das ist nämlich auch sehr inte-
ressant auf welchem Sessel man sitzt. 
Das ist ganz interessant. Ich kann mich 
nämlich erinnern, der Eichhübl Roman 

war, wenn ich es so richtig im Kopf 
habe, zwei Perioden, Roman warst du 
Referent der Stadtwerke. Zwei Perio-
den. Ist das richtig? 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
12 Jahre. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Es hat 12 Jahre, der Hauser Willi wird 
das recherchieren und wird es dann 
bei der nächsten Gemeinderatssitzung 
bringen können, bei den Bussen keine 
Erhöhung gegeben, es hat 12 Jahre 
beim Wasser keine Erhöhung gege-
ben, es hat 12 Jahre bei den Kanalge-
bühren keine Erhöhung gegeben, es 
hat 12 Jahre überhaupt keine Erhö-
hung gegeben wie der Eichhübl Ro-
man Referent war. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Das war halt ein Referent. 
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Das war die wundersame Zeit. Das 
war schön Roman, ich danke dir nach-
träglich. 
 
Gelächter 
 
GEMEINDERAT 
HANS PAYRLEITHNER: 
Darum kandidiert er ja auch noch ein-
mal. 
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Nur, dass man das ein bisschen relati-
viert. Ich meine, welche Fraktion möch-
te denn Gebühren erhöhen. Wir sind ja 
nicht grenzdebil. In Wirklichkeit will 
sich jeder herstellen, möchte verteilen 
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und möchte was geben. Das wäre je-
dem am liebsten, so wie zu Hause so 
auch in der Politik oder in anderen 
Funktionen. Aber das ist es halt nicht. 
Der Kollege Apfelthaler hat ja dazu 
inhaltlich sehr viel gesagt. Umwelt, und 
zu dem gehört die Abfallwirtschaft, hat 
auch seinen Preis. Man braucht ja nur 
ein bisschen über unsere, jetzt meine 
ich nicht Stadtgrenzen, Grenzen hin-
aus fahren und sieht, welche Bedeu-
tung die Abfallwirtschaft hat. Das wol-
len wir eigentlich nicht. Der Süden war 
da immer sehr bezeichnend für uns. 
Dann sind wir nach Hause gefahren 
vom Urlaub und haben gesagt, Gott sei 
Dank, dass wir wieder über der Grenze 
sind, wie es bei uns schön ist. Aber 
das ist nicht, weil lauter Ehrenamtliche 
herumrennen und da mit dem Stecken 
das Zeug wegräumen, sondern weil wir 
da gut organisierte Betriebe haben und 
weil wir das dementsprechend sauber 
halten. Das kostet halt Geld, das muss 
bewusst sein. Das ist auch nicht pole-
misch gemeint und die Erhöhungen, 
die halt jetzt stattfinden, sind der Die-
selpreis. Man braucht nur schauen, der 
Dieselpreis, wie sich der dramatisch 
erhöht hat. Ich bekomme jeden Tag 
einen Schleim, wenn ich bei der Tank-
stelle vorbei fahre. Ich habe mir näm-
lich vor 10, 12 Jahren einen Diesel ge-
kauft, da hat er ... 
 
Zwischenruf: So alt ist er aber noch 
nicht. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Nein, der eh nicht, aber den ersten 
Diesel den ich mir gekauft habe. Den 
habe ich mir nämlich gekauft, weil der 
Diesel so billig war. Der war um eini-
ges billiger wie damals der Super. 
 
GEMEINDERAT 
HANS PAYRLEITHNER: 
Jetzt ist er so teuer, weil deine Freun-
de in der Regierung sitzen. 
 

VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Das sind die Nachwirkungen von 
Schwarz-Blau. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Schwarz-Blau hat leider alles ziemlich 
hinunter geschoben und wir müssen es 
wieder aufarbeiten. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Natürlich haben wir in der Stadt bei 
unseren Fahrzeugen Dieselfahrzeuge 
und dort alleine sind schon dement-
sprechende Steigerungen. Jeden Tag 
sehen wir es, wie es sich entwickelt. 
Es ist ja auch gesagt worden, Perso-
nalkosten, Lohnerhöhungen. Also, es 
ist alles drinnen und automatisch wird 
alles teurer. Aber auf der anderen Sei-
te wollen wir sagen, es ist immer zu 
wenig, aber man muss schon auch 
sagen, wir bekommen mehr Geld. Wir 
bezahlen ja jetzt nicht erhöhte Tarife, 
wir zahlen den Einkommensstandard 
von 1995. Das ist ja nicht der Fall. Es 
steigert sich halt auch in diesem Be-
reich. 
Ein Problem, was angeschnitten wur-
de, die Abwanderungen in Umlandge-
meinden. Ich glaube, das warst du Bir-
gitta. Sie hört gar nicht mehr. 
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Sie ist schon so fasziniert von den 
Zwiegesprächen.  
Du hast glaube ich geredet von den 
Abwanderungen in die Umlandge-
meinden, weil bei uns die Gebühren so 
teuer sind. Schaut es euch an in euren 
schwarzen Gemeinden. Da könnt ihr 
es euch anschauen. Jetzt greife ich die 
nicht an, weil in Wirklichkeit, im ober-
österreichischen Vergleich, und da 
kannst du nicht nur irgendeine kleine 
Gemeinde nehmen, in Summe gese-
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hen, mit den Leistungen die erbracht 
werden, wo die gleichen Leistungen, 
sind, man muss nämlich die Leistun-
gen auch ins Verhältnis stellen, wenn 
du nämlich in einer Landgemeinde in 
ein Abfallsammelzentrum fährst und 
dort was abgibst, dann bezahlt man 
dafür. In Steyr fährst du hinauf und 
kannst dein ganzes Klumpert kostenlos 
abgeben. Das ist politisch so gewollt, 
ist gescheit und ist auch gut. Wir be-
zahlen natürlich ein bisschen für die 
Landgemeinden, Ulrich, Garsten, Wol-
fern, da bezahlen wir ein wenig mit. 
Das ist der Beitrag für die schwarzen 
Gemeinden die wir da auch mitleisten, 
weil der Mülltourismus in dem Bereich 
nicht ganz wenig ist. Das stellen wir 
schon fest. Gerade an diesen Stadtein-
fahrten haben wir die größten Proble-
me mit Überfüllungen von unseren 
Sammelsystemen. Das ist nicht, weil 
die Steyrer von der Stadt hinaus fahren 
an die Stadtgrenze und leeren es dort 
aus, sondern weil die von draußen 
herein fahren, weil sie nämlich in Gars-
ten und in anderen Gemeinden bezah-
len müssen, und laden den Dreck bei 
uns ab. Also ich weiß das als zustän-
diger Referent, ich habe da ständig 
meine Probleme damit.  
 
Privatisierung ist auch angeschnitten 
worden. Also, das Privatisieren, das 
wissen wir, da gibt es einen einstimmi-
gen Konsens, werte Kolleginnen und 
Kollegen, im Landesabfallverband OÖ 
und der ist nicht sozialdemokratisch 
dominiert. Da sind wir von 6 Vor-
standsmitgliedern zwei rote Mitglieder. 
Also sind wir da nicht sozialdemokra-
tisch in der Mehrheit. Aber es herrscht 
dort der einstimmige Konsens, dass 
gerade in der Abfallwirtschaft eine Pri-
vatisierung der größte Unsinn und der 
größte Blödsinn wäre, weil wir würden 
mit weniger Qualität wesentlich mehr 
bezahlen. Das ist nicht automatisch, 
dass privat alles billiger ist, aber die 
Erfahrung haben wir eh in anderen 
Bereichen auch gemacht. 

Zuletzt noch zum Wahljahr. Also, da 
muss ich ehrlich sagen, da bin ich 
schon ein bisschen berührt wenn man 
glaubt und wenn man da versucht die 
Bürger so hinzustellen, dass die nicht 
über ein Jahr hinausdenken können. 
Das ist in Wirklichkeit eine Beleidigung 
der Wählerinnen und Wähler in Steyr. 
Es ist eine Beleidigung. Was ihr tut ist 
eine Beleidigung. Ihr sagt nämlich wir 
machen jetzt, am 13. Dezember 2007 
erhöhen wir, weil die sind nämlich eh 
nicht geistig so weit in der Lage, dass 
sie es sich bis 2009 nicht merken. Das 
ist so ein Topfen was da verzapft wird, 
das halte ich fast nicht aus. Es ist ein 
Topfen bis dort hinaus. Es ist üblich, 
und für die Nichtinsider, und seit jahre-
langer Praxis, dass gerade im Abfall-
bereich nicht jährlich die Gebührener-
höhung stattfindet sondern, dass man 
zwei oder drei Jahre zusammen nimmt 
und die Gebührenerhöhung stattfindet. 
Jetzt haben wir halt zufälligerweise 
2009, im Oktober oder November wer-
den die Wahlen sein. wir könnten ge-
nauso sagen im September oder Ok-
tober 2008 erhöhen wir, weil wenn sie 
es sich bis 2009 nicht merken, dann 
merken sie es sich von 2008 auf 2009 
eh auch nicht. Das hat mit der Wahl 
überhaupt nichts zu tun, das wisst ihr 
genau. Aber das ist halt der Populis-
mus in der Politik und das sollte für die 
Zuhörer auch ein bisschen dargestellt 
sein, dass sie wissen wie mit dem um-
zugehen ist. 
 
Ich bitte trotzdem um Zustimmung. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer für 
diesen Antrag stimmt, den bitte ich um 
ein Zeichen mit der Hand. SPÖ und 
Grüne. Wer ist dagegen? 5 ÖVP, FPÖ, 
Bürgerforum. Stimmenthaltung? 1 ÖVP 
(GR DI Altmann). Der Antrag wurde mit 
Mehrheit angenommen. 
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VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Mein nächster und letzter Punkt ist ein 
erfreulicher Antrag. Nach langen, 
schwierigen Phasen und Verhandlun-
gen mit diversen Interessenten ist es 
gelungen doch jetzt einen Pächter für 
den Schlossparkpavillon zu gewinnen. 
Und zwar glaube ich, wie viele wissen, 
einen Gastronom der in Steyr gezeigt 
hat und immer wieder bewiesen hat, 
dass er ein ausgezeichneter Gastro-
nom ist, gute Qualität hat und zwar ist 
das der Herr Wieser vom Passepar-
tout, der mit Jahresende diesen Be-
trieb einstellen wird. Mit dem ist es ge-
lungen, mit der Passepartout Restau-
rant & Catering GmbH., einen Mietver-
trag abzuschließen. Ich glaube, dass 
das wirklich ein wesentlicher Schritt ist. 
Viele haben schon geglaubt, dass das 
eh nichts mehr wird, was wir mit dem 
Haus machen. Es wird sicherlich ein 
guter Betrieb werden. Die Lage ist her-
vorragend, der Wirt ist bestens geeig-
net und man kann ihm nur viel Glück 
wünschen und natürlich auch in die-
sem Kreise ersuchen, dass er auch 
unterstützt wird. Gerade die Anfangs-
phasen sind bei einem Wirt immer 
nicht ganz einfach. Aber da gibt es 
Möglichkeiten ihn zu unterstützen 
wenn man dort hin geht mit diversen 
Organisationen, Feierlichkeiten. Also, 
es wird ein tolles Haus. Ich freue mich 
schon, im März oder April wenn die 
Eröffnung sein wird, auf dieses Lokal. 
Ich ersuche um Zustimmung. 
 
6) GHJ2-82/07 
    Abschluss eines Mietvertrages über 
    den Schlossparkpavillon mit der 
    Passepartout Restaurant & Catering 
    GmbH. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der Fach-
abteilung für Privatrechtsangelegenhei-
ten vom 3. 12. 2007 wird dem Ab-
schluss des in der Anlage beige-

schlossenen Mietvertrages über die 
Vermietung des Schlossparkpavillons 
an die Passepartout Restaurant & Ca-
tering GmbH., 4400 Steyr, Wehrgra-
bengasse 18, zugestimmt. (Beilage) 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Herr Payrleithner hat sich zu Wort ge-
meldet. 
 
GEMEINDERAT 
HANS PAYRLEITHNER: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen, die Freiheitliche 
GR-Fraktion macht ja bekanntlich sehr 
konstruktive Oppositionspolitik und wir 
stehen auch nicht an einmal zu erwäh-
nen wenn etwas Positives geschieht. 
Vor allem, wir haben ja jahrelang ge-
fordert, dass dieses Prachtstück auf 
der Promenade endlich einer vernünf-
tigen Verwendung zugeführt wird, 
nämlich einer Nutzung in der Gastro-
nomie und als Gasthaus. Offensichtlich 
ist das jetzt der Fall. Wer das Gast-
haus im Wehrgraben kennt weiß, dass 
dort qualitative Gastronomie geboten 
wird. Soweit zum Positiven in dieser 
Angelegenheit. Wir hoffen auch, dass 
mit 1. Mai, mit Beginn der Gastgarten-
saison, das Lokal auch wirklich eröffnet 
wird.  
Was uns allerdings schon interessieren 
würde, nachdem man jetzt das macht 
was man jahrelang verabsäumt hat, 
nämlich eine wirkliche Grundsanierung 
des Gebäudes, weil an dem sind auch 
die Vormieter letzten Endes geschei-
tert, weil die Kellerräumlichkeiten nicht 
wirklich nutzbar und verwendbar wa-
ren, aufgrund der Feuchtigkeit usw. hat 
man diesen Umstand jetzt beseitigt. 
Was uns interessieren würde, wo die 
225.000 Euro, wenn ich richtig infor-
miert bin, die für den Umbau jetzt aus-
gegeben wurden, beschlossen worden 
sind? Im Gemeinderat? Im Stadtsenat? 
Mir ist jedenfalls nichts bekannt. Herr 
Liegenschaftsreferent, vielleicht kannst 
du uns sagen wo du dieses Geld her-
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genommen hast. Ich nehme ja nicht 
an, dass das dein Weihnachtsgeld ist 
das du dort hineingesteckt hast. Viel-
leicht kannst du dem hohen Gemein-
derat sagen wo das Geld herkommt, 
wo es beschlossen worden ist. Wir 
sind ja durchaus dafür, aber wir wollen 
schon wissen, aufgrund der Budgetsi-
tuation, wo dieses Geld herkommt. 
Dem Pächter wünschen wir natürlich 
alles Gute. Wir hoffen, dass das jetzt 
eine längerfristige Investition dort ist 
und nicht so wie in der Vergangenheit, 
wo böse Überraschungen immer auf 
uns zugekommen sind. Aber ich glau-
be, dafür bürgt der bisherige Betrieb im 
Wehrgraben. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Gibt es weitere Wort-
meldungen? Kurt Apfelthaler bitte. 
 
GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Eine Frage. Im Amtsbericht steht bei 
einem Jahresumsatz von 400.000 ist 
sozusagen eine Nachzahlung zu be-
zahlen, im Vertrag steht aber 450.000. 
Könnte ich bitte da Auskunft haben. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Kurt, soweit ich den Vertrag jetzt aus-
wendig im Kopf habe, das war als Bei-
spiel gedacht. Wenn das der Fall wäre, 
dann ist der Betrag so. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Genau so ist es. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Habe ich das korrekt widergegeben? 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 

Ausgezeichnet. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke. Gibt es weitere Wortmeldun-
gen? Das ist nicht der Fall. Schluss-
wort bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Meine sehr verehrten Kolleginnen, lie-
be Kollegen, eines möchte ich schon 
sagen. Kollege Payrleithner, das ist 
schon zu einfach dargestellt, dass man 
sagt jetzt die Vormieter sind an dem 
gescheitert, weil das Haus nicht saniert 
war. Also wir erinnern uns ja noch zu-
rück, dass wir schon mehrmals, und 
gerade das letzte Mal wie wir an Küh-
berger & Haas vermietet haben, dass 
wir dort auch dementsprechend Geld 
in die Hand genommen haben. Wenn 
ich es richtig im Kopf habe waren das 
zwischen 4 und 5 Millionen Schilling 
und dann haben wir das Dach noch 
separat gehabt. Also, wir haben dort 
schon Geld in die Hand genommen. Es 
war das Konzept des Gastronomen 
nicht das richtige Konzept und wegen 
dem ist das gescheitert. Es war so ein 
bisschen aufgebaut auf Schickimicki 
und da ist in Steyr nicht das Publikum 
in diesem Ausmaß vorhanden. Es gibt 
zwar einige die auf dem Parkett gehen, 
aber es ist zu wenig, dass ein Wirt da-
von leben kann. Die fahren halt nach 
Linz und gehen in solchen Gastrobe-
trieben ihrem Vergnügen nach. Es war 
das Konzept schlecht. Natürlich, hinten 
nach kann man das leichter sagen, 
aber das war nicht unsere Aufgabe. 
Wir haben auch nicht verhindert, dass 
jahrelang dort kein Wirt war und weil 
wir nicht wollen haben. Ich habe da eh 
oft darüber berichtet, wenn ihr mich 
gefragt habt. Wir haben uns bemüht, 
aber es ist halt nicht so einfach in Steyr 
auch einen Gastronomen zu finden. 
Einige haben wir schon gehabt, denen 
hätten wir es geben können, aber da 
hätten wir mit Kühberger & Haas auch 



 407

weiter machen können, da hätten wir 
gar nichts geändert. Es ist nicht so ein-
fach, dass sich die scharenweise an-
stellen und dass sie in Steyr ein Lokal 
führen. Darum hat sich das so hinaus-
gezögert. Ich bin froh, dass das heute 
so beschlossen werden kann. 
 
Zu den Investitionen die wir als Stadt 
dort machen werden. Wir haben bisher 
Sanierungs- und Instandsetzungsar-
beiten durchgeführt die im Rahmen 
meiner Zuständigkeit durch Verfügung 
gemacht werden. Wir haben heute 
auch im Abänderungsantrag und im 
Budget selbst sind in Summe dann 
250.000 Euro vorgesehen. Es werden 
dann auch in den nächsten Wochen, 
wo dann Aufträge dementsprechend 
hinausgehen, Beschlüsse im Stadtse-
nat vorgenommen werden. Ich ersuche 
euch schon um ein bisschen Ver-
ständnis, wenn sich dort und da vom 
zeitlichen her das nicht ganz so aus-
geht. Unser Interesse war, und auch 
dem Pächter sein Interesse war, dass 
er spätestens mit April den Betrieb dort 
eröffnen kann und dass halt da der 
Zeitdruck auch gewesen ist. Aber wir 
werden natürlich die notwendigen Be-
schlüsse auch im Gremium nachholen 
und dort einbringen. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke schön. Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer für diesen Antrag 
stimmt, den bitte ich um ein Zeichen 
mit der Hand. Wer ist dagegen? 
Stimmenthaltung? Einstimmige An-
nahme. Danke schön. 
 
Ich schlage jetzt vor, dass wir eine kur-
ze Pause machen. 
 
 
PAUSE VON 10.32 UHR BIS 11.00 
UHR 
 
 
 

BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
So, wir setzen unsere Gemeinderats-
sitzung fort. Nächster Berichterstatter 
ist der Herr Vizebürgermeister Ing. 
Dietmar Spanring. 
 
BE: VIZEBÜRGERMEISTER 
ING. DIETMAR SPANRING: 
Wertes Präsidium, liebe Kolleginnen 
und Kollegen des Gemeinderates, in 
meinem Antrag geht es um die Gewäh-
rung einer außerordentlichen Subven-
tion zur Sanierung des Pfarrzentrums 
Münichholz, das auf ein soziales Zent-
rum für die Bewohner von Münichholz 
ausgebaut werden soll. Es ist im An-
trag die Gesamtsumme zu beschlie-
ßen, d. h., einen Grundsatzantrag zur 
Freigabe der gesamten Finanzmittel in 
dementsprechenden Raten, beginnend 
2007. Ich ersuche um Zustimmung. 
 
 
7) Fin-165/07 
    Katholische Kirche Dekanatsamt 
    Steyr; Gewährung einer außeror- 
    dentlichen Subvention zur Sanie- 
    rung des Pfarrzentrums Münichholz. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der FA für 
Kulturangelegenheiten vom 26. No-
vember 2007 wird  für die Sanierung 
des Pfarrzentrums Münichholz der Ka-
tholischen Kirche der Betrag von 
 

EURO 51.767,70 
(i.W. EURO fünfzigeintausendsieben-
hundertsechzigsieben/siebzig CENT) 
 
dem Grunde nach freigegeben. Die 1. 
Rate wurde bereits im Nachtrag für 
2007 beschlossen und die 2 weiteren 
Raten sollen jeweils 2008 und 2009 
zur Freigabe gelangen. Die Freigabe 
der Mittel hat bei der VA-Stelle 
1/390000/777000 aus allgemeinen De-
ckungsmitteln zu erfolgen. 
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BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es zu diesem Antrag Fragen? 
Roman bitte. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Frau Vizebürgermeisterin, werte Herrn 
Bürgermeister, meine Damen und Her-
ren des Gemeinderates. Abgesehen 
davon, dass hingegen des Amtsberich-
tes diese Sanierung bereits seit einiger 
Zeit erfolgt ist, sind selbstverständlich 
wir von der Freiheitlichen GR-Fraktion 
für diese finanzielle Unterstützung. 
Und zwar deshalb, weil ja zum einen 
die Pfarren im Allgemeinen und die 
Pfarre im Münichholz aufgrund dieser 
Sanierung im Besonderen dafür Sorge 
tragen und gewährleisten, dass viele 
Kinder und Jugendliche dort ihre Frei-
zeit verbringen und von der Straße 
weg kommen. Obwohl wir, und das sei 
auch nicht verschwiegen, nach wie vor 
sehr große Probleme in allen Stadttei-
len haben, im Besonderen im Münich-
holz, was das Verhalten von Jugendli-
chen, teilweise sogar Kindern betrifft. 
Wenn ich an die Alkoholexzesse denke 
die sich dort in diesem Bereich, nach-
dem ich da wohne, abspielen. Aber 
nichtsdestotrotz wird, wie gesagt, dafür 
Sorge getragen, dass zumindest ein 
großer Teil von Kindern und Jugendli-
chen von der Straße weg kommen. 
Nur eines, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, fällt mir in diesem 
Zusammenhang ein. Das ist eine Be-
richterstattung die vor kurzem in den 
Zeitungen abgedruckt wurde, unter 
anderem mit dem Übertitel „Moschee 
statt Haubenlokal im Taborturm“. Es 
hat ja da einige Reaktionen, auch von 
unserer Seite, dagegen gegeben. Was 
ich aber vermisst habe war eine Stel-
lungnahme, ein Protest unseres Herrn 
Bürgermeisters. Ich hätte mir eigentlich 
erwartet, dass er genauso einen Pro-
test artikuliert als damals geplant war 
in der ehemaligen Kaserne in Steyr 
Asylanten unterzubringen. 

BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Asylwerber. 
 
GEMEINDERAT 
ROMAN EICHHÜBL: 
Oder Asylwerber unterzubringen. Ja, 
das ist je nach dem wie man das be-
zeichnet, aber wir meinen selbstver-
ständlich, Herr Bürgermeister, das 
Gleiche. 
Allerdings, den Münichholzern hat man 
das zugemutet. Das möchte ich hier in 
diesem Zusammenhang erinnern, weil 
einfach das im indirekten Zusammen-
hang steht, weil wie gesagt das für uns 
selbstverständlich ist, dass wir diesen 
Antrag unterstützen. Aber anderer-
seits, Herr Bürgermeister, ich weiß ja 
nicht ob du schon innerlich mit dir 
selbst einig bist, dass man dort, anstel-
le des Haubenlokals eine Moschee 
errichtet. Es wäre ganz interessant 
auch deine Stellungnahme dazu zu 
hören. Danke. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es weitere Wortmeldungen? Kei-
ne. 
Also meine Stellungnahme dazu. Ich 
habe mit der Frau Mayr telefoniert, 
nachdem es ja diesen großen Wirbel 
auch in der Zeitung gegeben hat, wo 
ich den ja weit übertrieben und über-
zeichnet gefunden habe, aber die Fam. 
Mayr ist der private Besitzer dieses 
Hauses und kann selbstverständlich 
mit dem Haus tun was sie wollen. Sie 
können dieses Haus verkaufen an 
wem sie wollen. Wenn dort ein Moslem 
das kauft und macht dort ein Bethaus 
hinein, dann wird sich die Stadt dage-
gen nicht wehren können. Das ist so 
wie jeder andere Hausbesitzer, der 
kann sein Haus auch an einen Moslem 
verkaufen. Da werden wir uns nicht 
wehren können. Eine Umwidmung, 
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dass das eine Moschee oder Kirche 
wird, soweit wird es ja nicht kommen, 
weil gegen diese Widmung würde ich 
mich aussprechen. Ganz klar. Das ist 
die Stellungnahme dazu. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
ING. DIETMAR SPANRING: 
Aber wir stimmen jetzt schon über das 
Pfarrheim Münichholz ab. Oder? 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Wir stimmen jetzt über das Pfarrheim 
Münichholz ab. Wer für diesen Antrag 
stimmt, den bitte ich um ein Zeichen 
mit der Hand. Wer ist dagegen? 
Stimmenthaltungen? Einstimmige An-
nahme. 
Ich danke dem Berichterstatter. nächs-
ter Berichterstatter ist Stadtrat Gunter 
Mayrhofer. 
 
BE: STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Geschätztes Präsidium, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, der erste 
Antrag bezieht sich auf die Neupla-
nungsgebiete Nr. 3, Verlängerung der 
Hochwasserabflussbereiche. Dieses 
Gutachten vom DI Gunz wird jetzt bis 
Ende des Jahres fertig, muss aber an-
schließend noch von der Landesregie-
rung genehmigt werden. Hier geht es 
darum, fußend auf dem Hochwasser 
2002 werden die Überschwemmungs-
gebiete neu überarbeitet und festge-
legt, welche Einschränkungen für eine 
Bebauung in diesen Bereichen not-
wendig sind. Wir brauchen dafür eine 
Verlängerung, für dieses Neupla-
nungsgebiet, auf zwei Jahre. Ich ersu-
che um Zustimmung. 
 
8) BauGru-28/01 
    Neuplanungsgebiet Nr. 3, 3. Verlän- 
    gerung Hochwasserabflussbereiche. 
 

Antrag 
des Ausschusses für Stadtentwick-

lung und Stadtplanung 

an den Gemeinderat 
 
Der Gemeinderat möge nachstehende 
Verordnung betreffend die zeitliche 
Verhängung eines Neuplanungsge-
biets Nr. 3 – 3. Verlängerung Hoch-
wasserabflussbereich beschließen: 
 

V e r o r d n u n g 
 
des Gemeinderates der Stadt Steyr 
vom ……. 
 
Für das im Plan der FA für Stadtent-
wicklung und Stadtplanung vom 18. 
Juni 2003 und mit Gemeinderatsbe-
schluss vom 16. 11. 2006 beschlosse-
ne Neuplanungsgebiet „Hochwasser-
abflussbereich“ der Stadt Steyr wird 
gemäß § 46 Abs. 1 des Statutes für die 
Stadt Steyr die 3. Verlängerung ver-
ordnet: 
 
Ziel der Verordnung ist die Hintanhal-
tung von Bauvorhaben in den vom 
Hochwasser betroffenen Problemzo-
nen bis zur Erstellung eines neuen Ge-
fahrenzonenplanes der OÖ Landesre-
gierung für die Flüsse Enns, Steyr und 
den Ramingbach. 
 
Das Neuplanungsgebiet hat die Wir-
kung, dass Bauplatzbewilligungen, 
Bewilligungen für die Änderung von 
Bauplätzen und bebauten Liegenschaf-
ten, sowie Baubewilligungen, ausge-
nommen Abbruchbewilligungen nur 
ausnahmsweise erteilt werden dürfen, 
wenn anzunehmen ist, dass die bean-
tragte Bewilligung die Durchführung 
des künftigen Flächenwidmungsplanes 
nicht erschwert oder verhindert. 
 
Die Kundmachung der Verordnung 
erfolgt gemäß § 65 Abs. 1 des Statutes 
für die Stadt Steyr 1992, LGBl. Nr. 9 
idgF., im Amtsblatt der Stadt Steyr. Die 
Planunterlagen liegen vom Tag der 
Kundmachung an in der FA für Bau-
rechtsangelegenheiten, sowie in der 
FA für Stadtplanung und Stadtentwick-
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lung des Magistrates der Stadt Steyr 
durch zwei Wochen zur öffentlichen 
Einsichtnahme auf. 
 
Der Plan liegt auch nach Inkrafttreten 
während der Amtsstunden zur Ein-
sichtnahme für Jedermann auf. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Das 
ist nicht der Fall. Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Einstimmige An-
nahme. Danke, nächster Punkt. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Im nächsten Punkt geht es um den 
Bebauungsplan Münichholz Nord. Ich 
ersuche um Entschuldigung, dass die 
Fachabteilung Planung noch nicht in 
der Lage war in der Kürze das zu visu-
alisieren. Ab der nächsten Gemeinde-
ratssitzung wird es gemacht. Das Ge-
biet Münichholz Nord ist, wenn Sie sich 
betrachten, hier unten ist der Polizei-
sportverein, die Forelle, hier ist die 
Enns und dieser Bereich der direkt an-
grenzt an den Münichholzerwald. Hier 
haben wir eine geschlossene Bauwei-
se und diese geschlossene Bauweise, 
die typisch ist für diesen Zeitraum zwi-
schen 1930 und 1940, soll in der Struk-
tur erhalten werden, natürlich mit der 
Möglichkeit einen zeitgemäßen Zu- 
und Umbau zu ermöglichen, allerdings 
nicht jeweils einzeln bezogen sondern 
in der Gesamtheit. Dieser Bebauungs-
plan wurde in den zuständigen Aus-
schüssen beraten und so als positiv 
empfunden. Ich ersuche um Zustim-
mung. 
 
9) BauGru-46/04 
    Bebauungsplan Nr. 67; Münichholz 
    Nord – Punzerschule. 
 

Antrag 
des Bauausschusses 

 
an den Gemeinderat 

Der Gemeinderat möge die Erlassung 
des Bebauungsplanes Nr. 67 - Mü-
nichholz Nord – Punzerschule - ent-
sprechend den Plänen der Fachabtei-
lung für Stadtentwicklung und Stadt-
planung vom 22. 5. 2006, in der letzten 
Fassung vom 8. 10. 2007, und den 
Ausführungen im Amtsbericht der 
Fachabteilung für Baurechtsangele-
genheiten vom 19. 11. 2007 beschlie-
ßen. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu Wortmeldungen? Das ist 
nicht der Fall. Gibt es Gegenstimmen? 
Stimmenthaltungen? Einstimmige An-
nahme. Danke, nächster Punkt. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Im nächsten Punkt geht es um die Ka-
nal-Anschlussgebührenordnung ab 
Jänner 2008, fußt auf einem Landes-
beschluss und davon abhängig sind 
auch die Förderungen, die Förderungs-
richtlinien des Landes OÖ für Maß-
nahmen der Siedlungswasserwirt-
schaft. Und zwar wird hier eine gewis-
se Mindestanschlussgebührenordnung 
vorgeschrieben unter der wir uns nicht 
bewegen dürfen, ansonsten wir auf 
diese Förderung verzichten müssen. 
D. h., die derzeitige Höhe für Kanal-
neugebiet, wo überhaupt kein Kanal 
ist, wo einer neu geschaffen werden 
muss, 18,20 Euro pro m² eine Erhö-
hung auf 19,30 pro m², für unbebaute 
Grundstücke 683 auf 732. Ich ersuche 
um Zustimmung. 
 
10) Gem-Kann-27/97 
      Kanal-Anschlussgebührenordnung; 
      Änderung zum 1. 1. 2008. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der Fach-
abteilung für allgemeine Rechtsange-
legenheiten und Verfassungsdienst 
vom 13. 11. 2007 wird die in der Anla-
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ge beigeschlossene Verordnung 
betreffend die Änderung der Kanal-
Anschlussgebührenordnung der Stadt 
Steyr genehmigt. 
 
Die Verordnung tritt am 1. Jänner 2008 
in Kraft und ist durch zweiwöchigen 
Anschlag an den Amtstafeln der Stadt 
Steyr kundzumachen. (Beilage) 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? Das 
ist nicht der Fall. Gibt es Gegenstim-
men? 1 Gegenstimme (GR Mag. 
Schuster). Stimmenthaltungen? Der 
Antrag wurde mit Mehrheit angenom-
men. 
Ich danke dem Berichterstatter. Nächs-
ter Berichterstatter ist Herr StR Walter 
Oppl. 
 
BE: STADTRAT 
WALTER OPPL: 
Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
bei meinem Antrag geht es eigentlich 
um einen formalrechtlichen Akt auf-
grund einer neuen Verordnung der EU-
Kommission. Und zwar geht es im Zu-
sammenhang mit unseren Förderungs-
richtlinien für nachträgliche Lifteinbau-
ten um die sogenannte De-minimis-
Regelung. Nur kurz zur Erläuterung, 
bei der EU, wenn man Förderungen 
oder Subventionen gibt, ist das grund-
sätzlich der Kommission zu melden 
und die genehmigt das aus bestimm-
ten Wettbewerbsbestimmungen. Und 
da gibt es eben die De-minimis-
Regelung das sind kleine Beträge die 
man nicht melden muss und frei ver-
geben kann. Die Bestimmung ist in 
unseren Richtlinien drinnen und diese 
Bestimmung, da war jetzt die Grenze 
100.000 Euro und die ist jetzt von der 
Kommission auf 200.000 Euro erhöht 
worden. Das ändert für uns bei den 
Förderungssachen für die Lifteinbauten 
überhaupt nichts. Wie gesagt, das ist 
ein reiner Formalakt den wir da vollzie-

hen müssen. Ich ersuche um Zustim-
mung zu meinem Antrag. 
 
11) Präs-683/02 
      Richtlinie zur Förderung von nach- 
      träglichen Lifteinbauten in Wohn- 
      häusern; Neuregelung der „De- 
      minimis“-Beihilfen. 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Aufgrund des Amtsberichtes der Fach-
abteilung für allgemeine Rechtsange-
legenheiten und Verfassungsdienst 
vom 30. 11. 2007 wird die in der Anla-
ge beigeschlossene Verordnung 
betreffend die Änderung der Richtlinie 
zur Förderung von nachträglichen Per-
sonenlifteinbauten mit mehrgeschossi-
gen Wohnhäusern der Stadt Steyr ge-
nehmigt. 
 
Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 2008 
in Kraft und ist durch zweiwöchigen 
Anschlag an den Amtstafeln der Stadt 
Steyr kundzumachen. (Beilage) 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Danke, Herr Stadtrat. Gibt es dazu 
Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. 
Gibt es Gegenstimmen? Stimmenthal-
tungen? Einstimmige Annahme. 
 
Ich danke dem Berichterstatter. Nächs-
ter Berichterstatter bin ich selbst und 
ich übergebe meinen Vorsitz an die 
Kollegin Vzbgm. Mach. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Ich übernehme den Vorsitz und ersu-
che den Bürgermeister um seine Be-
richterstattung. 
 
BE: BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Wir kommen zum Dringlichkeitsantrag, 
eingebracht von ÖVP, Bürgerforum 
Steyr, Die Grünen Steyr und FPÖ. 
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Dringlichkeitsantrag gemäß § 7 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderates 
für die Stadt Steyr 
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Die Stadt Steyr gibt ein externes 
Rechtsgutachten in Auftrag, durch das 
abgeklärt werden soll, in welcher Höhe 
die Forderung der Raika im „Bürg-
schaftsfall SK Vorwärts“ berechtigt ist. 
Zur Erstellung dieses Rechtsgutach-
tens soll ein Wirtschaftstreuhänder o-
der ein auf Wirtschaftsrecht speziali-
sierter Rechtsanwalt beauftragt wer-
den. 
 
Begründung des Antrages: 
Das Bürgerforum, die Grünen Steyr, 
die FPÖ und die ÖVP haben im letzten 
Prüfungsausschuss für einen Antrag 
folgenden Inhalts gestimmt: 
 
Prüfung inwieweit die Rechte und 
Pflichten aus dem Bürgschaftsvertrag 
(Anmerkung: Vertragspartner Stadt 
Steyr und Raika Sierning) sowie der 
damit in Zusammenhang stehenden 
Vereinbarung zwischen der Stadt Steyr 
und SK Vorwärts von allen Seiten auch 
tatsächlich eingehalten worden sind. 
Ziel dieser Prüfung wäre unter ande-
rem gewesen, herauszufinden, inwie-
weit die Forderung der Raika an die 
Stadt Steyr in Höhe von mindestens 
800.000 Euro auch tatsächlich gerecht-
fertigt ist. Die SPÖ hat bedauerlicher-
weise diese interne Prüfung im Prü-
fungsausschuss abgelehnt, wodurch 
sich die Notwendigkeit dieses Antrages 
in einer öffentlichen Gemeinderatsit-
zung ergibt. 
 
Ich bitte um Debatte dieses Dringlich-
keitsantrages. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Wer wünscht dazu das Wort? GR 
Frech. 
 

GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. In der letzten GR-
Sitzung war das Thema ja bereits im 
Rahmen des Nachtragsvoranschlages, 
wo wir sehr überrascht waren, dass 
800.000 Euro existieren angeblich an 
Forderung der Raika gegenüber der 
Stadt Steyr. Es hat damals geheißen 
es gibt ein Schreiben der Raika wo-
nach die Forderung auch noch viel hö-
her ist als diese 800.000, man sich 
aber mit den 800.000 seitens der Rai-
ka zufrieden gibt, wenn die Zahlung bis 
zu einem bestimmten Stichtag erfolgt. 
Die Zahlung ist bis dato meines Wis-
sens nicht erfolgt, der Betrag müsste 
deshalb inzwischen möglicherweise 
auch schon höher sein. Wir haben da-
mals in der GR-Sitzung auch versucht 
herauszufinden, ist diese Forderung 
jetzt berechtigt oder nicht und die De-
batte war dann das letzte Mal. Im Prü-
fungsausschuss, um Licht ins Dunkel 
zu bringen, gab es einen Antrag der 
von allen Fraktionen außer der SPÖ 
befürwortet worden ist, nämlich auf 
eine interne Prüfung, inwieweit ist die 
Forderung der Raika in dieser Höhe 
von 800.000 oder mehr berechtigt. Es 
geht nicht mehr darum, war das da-
mals sinnvoll eine Bürgschaft einzuge-
hen oder nicht, da könnten wir lange 
darüber diskutieren, sondern jetzt geht 
es darum Schadensbegrenzung zu 
machen für den Steyrer Steuerzahler, 
dass er nicht mehr zahlen muss, letzt-
lich, als unbedingt notwendig. Und um 
diese Schadensbegrenzung für die 
Steyrerinnen und Steyrer zu erreichen 
gab es eben diesen Antrag im internen 
Prüfungsausschuss, der, wie gesagt, 
mir unverständlich und auch den ande-
ren Fraktionen unverständlicherweise, 
niedergestimmt worden ist. 
So, es geht aber noch immer um diese 
Forderung. Wenn Sie Zeitung lesen, 
dann wissen Sie, die Raika möchte die 
Angelegenheit bis 31. 12. erledigt ha-
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ben, aus diesem Grund auch die 
Dringlichkeit, ehebaldigst ein Rechts-
gutachten in Auftrag zu geben, dass 
unsere Rechtsposition fest liegt, weil 
die Raika sicherlich daran interessiert 
ist möglichst viel Geld von der Stadt zu 
bekommen, was aus ihrer Sicht her 
durchaus legitim ist, aber aus unserer 
Sicht sollten wir schauen eine gute 
Verhandlungsposition mit der Raika zu 
haben.  
Sie haben eines heute ja schon ge-
merkt, ein bisschen Licht ins Dunkel ist 
schon gekommen, aufgrund der Anfra-
gebeantwortung des Herrn Bürger-
meisters. Weil es ist schon sehr inte-
ressant, dass in der letzten GR-Sitzung 
man noch von 800.000 Euro ausge-
gangen ist, man aber heute jedenfalls 
schon weiß, egal was weitere Gutach-
ten klären werden, dass die Stadt si-
cherlich weniger zahlen wird, weil die 
Antwort des Herrn Bürgermeisters auf 
meine Frage Nr. 1), ob es Rückzah-
lungen gegeben hat für diesen 9-
Millionen-Schilling-Kredit durch die 
Vorwärts, hat der Herr Bürgermeister 
wortwörtlich gesagt: „Falsch ist, dass 
es keine Rückzahlungen gab“. Um-
kehrschluss: Richtig ist, dass es Rück-
zahlungen gab. Wer von Ihnen den 
Bürgschaftsvertrag gelesen hat, da 
braucht man kein Jurist sein, da steht 
klipp und klar drinnen, in einem Satz: 
„Jeder Schilling, damals waren es noch 
Schilling, der zurückgezahlt wird an 
Kredit, vermindert im gleichen Ausmaß 
die Haftung der Stadt Steyr“. D. h., wir 
haften längst nicht mehr für 9 Millionen 
Schilling. Die Frage ist nur, und die war 
jetzt nicht abzuklären, wie viel wurde 
von diesem Kredit bereits zurückge-
zahlt durch die Vorwärts. Aber wir wis-
sen, es ist zurückgezahlt worden. Also, 
einen Punkt sind wir schon herunter 
gekommen, hoffentlich, dass der Steu-
erzahler weniger zahlen wird. Aber 
zahlreiche Fragen sind offen aus mei-
ner Anfrage. Wenn Sie sich die Fragen 
ein bisschen gemerkt haben und die 
Antworten verglichen haben, ja, da ist 

nicht sehr viel herausgekommen. Es 
gibt viele Punkte die noch überhaupt 
nicht geklärt sind und der Fragen 
geht’s natürlich auch noch mehr. Aus 
diesem Grund hat jetzt die Opposition 
einen Antrag formuliert, wo es darum 
geht ein externes Rechtsgutachten in 
Auftrag zu geben, das abklären soll, 
wie viel muss jetzt tatsächlich die Stadt 
Steyr zahlen. Sind es 500.000 Euro, 
sind es 400.000 Euro, sind es 300.000 
Euro, ist es vielleicht gar nichts? Es ist 
auch die Frage in dem Raum gestan-
den mit dem Baurecht. Wir wissen bis 
heute anscheinend nicht wem gehört 
das Baurecht. Zeit hätte man lange 
gehabt. Also es ist auch nicht Unge-
duld der Opposition. Wir haben sicher 
sehr, sehr lange zugeschaut. Aber was 
sollen wir jetzt noch tun? Die Raika 
möchte das schnell abgeklärt haben 
bis Ende des Jahres und wir wissen 
viele Fragen noch überhaupt nicht. 
Das externe Rechtsgutachten bedeutet 
nicht, dass wir Magistratsjuristen miss-
trauen, sondern es weiß jeder von uns, 
dass natürlich ein externes Gutachten 
automatisch auch eine andere Wirkung 
hat und unsere Position gegenüber der 
Raika festliegt, weil das wissen Sie 
selbst auch, was Sie selber sagen viel-
leicht hat möglicherweise nicht so viel 
Gewicht wie wenn ein anderer Experte 
das bestätigt, auch wenn Sie selbst 
genauso viel wissen. Das ist schlicht-
weg so. Dieses Expertengutachten ist 
unbedingt notwendig um diese ganzen 
offenen Fragen zu klären, die nur ei-
nem Ziel dienen, den Schaden für den 
Steyrer Steuerzahler möglichst gering 
zu halten und im besten Falle gar 
nichts zahlen zu müssen bzw. auch 
abzuklären ob nicht noch andere Per-
sonen zur Haftung herangezogen wer-
den können außerhalb der Raika.  
 
Ich würde Sie bitten, geschätzte Da-
men und Herren der SPÖ, diesem An-
trag auch die Zustimmung zu geben 
und hier mitzugehen, weil ich denke 
mir es müsste in unser aller Sinn sein 
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einen Schaden für den Steyrer Steuer-
zahler möglichst zu begrenzen und 
hier gemeinsam an die Dinge heran-
zugehen. Wie gesagt, es geht nicht um 
Schuldzuweisungen. Es geht wirklich 
nur darum, möglichst wenig zu zahlen. 
Wir kommen heute nach diesem Ta-
gesordnungspunkt ja zum Thema 
Budget und da werden Sie sehen, wie 
viel Probleme wir haben mit Finanzie-
rungen. Wir schütteln nicht einfach lo-
cker aus dem Handgelenk ein paar 
hunderttausend Euro. D. h., jeder Euro 
den wir da weniger zahlen, können wir 
ausgeben für sinnvollere Dinge und da 
sind wir uns hoffentlich einig. Ich würde 
mich sehr freuen, sehr geehrter Herr 
Fraktionsvorsitzender der SPÖ und 
sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
wenn die SPÖ hier über ihren Schatten 
springen könnte und mitgehen könnte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Nächster zu Wort gemeldet ist der Kol-
lege Payrleithner. Ich erteile es ihm. 
 
GEMEINDERAT 
HANS PAYRLEITHNER: 
Herr Bürgermeister, wertes Präsidium, 
liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich 
darf vielleicht einmal für unsere Frakti-
on festhalten, dass es uns natürlich 
nicht darum geht, der heutigen Vor-
wärts in irgendeiner Form Schaden 
zuzufügen. Ganz im Gegenteil, wir 
respektieren und anerkennen und es 
freut uns, dass es idealistische Funkti-
onäre gibt die sich heute für diesen 
Verein einsetzen und schauen, dass 
es dort überhaupt noch einen Betrieb 
gibt. Es ist ja bekanntermaßen so, 
wenn der Glanz der Bundesliga verflo-
gen ist, verflüchtigen sich auch oft die 
Funktionäre, uns so auch geschehen 
da, und es ist, das sollte man vielleicht 
auch einmal sagen, ja erfreulich, dass 
es überhaupt noch jemanden gibt der 
sich dort für die Jugend, den Nach-
wuchs und die Vorwärts einsetzt. Das 
einmal grundsätzlich. 

Aber uns geht es natürlich auch dar-
um, und das ist ja auch die Aufgabe 
der gewählten Mandatare dieses Hau-
ses, dass wir mit dem Steuergeld mög-
lichst sparsam umgehen. Wenn es of-
fene Frage gibt, und die gibt es, und 
das haben auch die SP-Vertreter, allen 
voran der Fraktionssprecher im Kon-
trollausschuss, der Kollege Hackl, bei 
der letzten Kontrollausschusssitzung 
ganz klar dargebracht, dass es offene 
Fragen gibt, das hat er selbst gesagt, 
und diese offenen Fragen gehören ge-
klärt. Daher heute dieser Antrag hinter 
dem wir stehen. Ich glaube, es sollte 
wirklich überprüft werden wie weit wir 
zahlen müssen. Es sind viele Fragen 
offen. Eine die bis heute auch nicht 
diskutiert wurde, es hat im Jahr 2000, 
im Rahmen des Zwangsausgleiches 
seitens der Stadt unter Inanspruch-
nahme eines Rechtsanwaltes den Ver-
such gegeben eine gütige Vereinba-
rung, einen Ausgleich mit den Banken 
herzustellen. Es ist uns bis heute nicht 
ganz klar, warum das dann eingestellt 
worden ist. Das ist auch eine der offe-
nen Fragen. Da müssten wir uns heute 
nicht mit diesem Problem herumschla-
gen, wenn wir das im Jahr 2000 viel-
leicht unter finanziell günstigeren Vor-
aussetzungen wie heute, einer Eini-
gung zugeführt hätte. Man hat damals 
das letzten Endes im Herbst 2000 sau-
sen lassen. Das wäre auch interes-
sant, warum das der Fall war. Der heu-
tige Bürgermeister kann da sicher 
nichts mehr dafür, er war damals, ich 
weiß nicht, im Gemeinderat glaube ich. 
Er ist heute Finanzreferent und das 
war damals der Bürgermeister 
Leithenmayr. Aber wir erwarten uns 
natürlich schon vom Bürgermeister, 
dass wir hier eine korrekte Vorge-
hensweise wählen, dass die Fakten 
auf den Tisch kommen, alles was un-
klar ist auch den gewählten Mandata-
ren mitgeteilt wird, damit wir dann un-
sere Entscheidungen treffen können 
und die können ja nur im Interesse der 
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Steyrer sein und daher werden wir all 
diese Aktivitäten auch unterstützen. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke, nächster zu Wort gemeldet ist 
Herr StR Mayrhofer. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, im Frühsommer, im Juli, wurde der 
Stadt mitgeteilt, dass eine Ausfalls-
bürgschaft schlagend wird. Nach 5 
Monaten Prüfung, hoffentlich Prüfung, 
hat der Finanzreferent im Nachtrags-
voranschlag 800.000 Euro für die Be-
gleichung dieser Schuld oder dieser 
Haftung hineingegeben. Auf die Frage 
im letzten Gemeinderat, ob darüber 
noch einmal diskutiert wird, hat er ge-
sagt, nein, das wird bezahlt. Als ich 
ersuchte diesen Punkt von der Tages-
ordnung zu nehmen, hat es geheißen, 
und dann, im Kreise aller Fraktionen 
offen zu legen und zu besprechen, hat 
es ebenfalls geheißen, nein. Als man 
dann versuchte im Prüfungsausschuss 
eine interne Prüfung durch unser Kon-
trollamt durchführen zu lassen, war die 
SP wieder der Meinung, nein. Jetzt 
ersuche ich schon um Verständnis, 
wenn man sich so beharrlich weigert 
Transparenz zuzulassen, dann gerät 
man in den Verdacht, dass irgendet-
was nicht stimmt, weil ansonsten hätte 
man sagen können, setzen wir uns an 
einem Tisch, da ist der ganze Akt, 
schaut ihn euch durch, versuchen wir 
gemeinsam den Schaden zu minimie-
ren. Mittlerweile haben wir gehört sind 
erste Schritte in diese Richtung ge-
gangen. Wir glauben aber trotzdem, 
dass wir als gewählte Mandatare ein 
Anrecht darauf haben, dass wir voll 
informiert werden und nicht nur bruch-
stückhaft, sondern voll inhaltlich über 
das was in diesem Akt geschehen ist. 

Dieser Antrag ist im Prinzip eine gol-
dene Brücke. Ein externer Experte ist 
der Verschwiegenheit verpflichtet. D. 
h., es gerät nichts, was nicht an die 
Öffentlichkeit soll an die Öffentlichkeit, 
aber es gewährleistet, dass sämtliche 
rechtliche Möglichkeiten getroffen wer-
den diesen Schaden zu minimieren 
und zwar im vollen rechtlichen Aus-
maß. Nicht nach Einschätzung einer 
Fraktion, sondern das was tatsächlich 
möglich oder notwendig ist. Darum 
glauben wir, dass das ein gangbarer 
Weg ist und ersuchen um Zustimmung 
zu unserem Antrag. Danke. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Danke. Nächster zu Wort gemeldet ist 
Kollege Apfelthaler. 
 
GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren, das hätte die SPÖ billiger ha-
ben können. Ich denke es ist uns Gott 
sei Dank schon einmal gelungen, ge-
gen heftigste Wehr im Kontrollaus-
schuss seitens der SPÖ, dass wir da-
mals die Repräsentationskosten oder 
die Repräsentationsgebühren kontrol-
lieren haben wollen. Ich denke mir, es 
ist auch nichts dabei. Überhaupt 
nichts. Wenn man nichts zu verstecken 
hat, kann man es durchaus auch über-
prüfen lassen. Ich glaube, dass es ei-
ner so großen Partei, sprich Regie-
rungspartei, wie der SPÖ in Steyr mit 
dieser Mehrheit durchaus gut anstehen 
würde auch das einzuhalten was sie 
ursprünglich nach der Wahl verspro-
chen hat, dass sie mit dieser Mehrheit 
sehr bewusst und sehr offen auch um-
gehen wird. Leider, muss ich sagen, 
und zum Schaden der Stadt aber auch 
der Politik in dieser Stadt und auch den 
Umgangsformen die wir hier herinnen 
pflegen, ist dieser Antrag wiederum 



 416

abgelehnt worden. Wie man hört, wird 
es auch wieder eine sozusagen Aus-
weichsituation indem dass man es in 
den Finanz- und Rechtsausschuss 
hineingibt. Ich denke mir, ich bin schon 
für Transparenz, aber das ist mir an 
Transparenz ehrlich gesagt zu wenig, 
weil das hätte man im Grunde ge-
nommen auch schon viel, viel früher 
machen können wie z. B. im Jahr 
2003, wie es um diesen Zwangsaus-
gleich gegangen ist. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
2000! 
 
GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Entschuldigung, 2000. Was ist uns 
damals übrig geblieben? Damals ist 
Vorwärts vor der Tatsache gestanden, 
dass es halt ab diesem Datum nicht 
mehr besonders gut weiter geht und 
die Stadt ist hier eingesprungen. Ich 
habe halt geglaubt, dass mit diesem 
Zwangsausgleich damals alles erledigt 
ist, was ja im Grunde genommen eh 
auch in der Wirtschaft irgendwie der 
Fall ist. Es ist uns damals auch versi-
chert worden, dass mit dem alles erle-
digt ist, dass keine weiteren Schulden 
mehr kommen. Was interessant war, 
und es ist bei der letzen GR-Sitzung 
angesprochen worden, die Causa Staf-
felmayr. Da hat es damals geheißen, 
dass es in keinem direkten Zusam-
menhang steht, nur das Datum und der 
Zeitpunkt war damals so überraschend 
ähnlich, dass kurz nach diesem Ver-
gleich, der hier stattgefunden hat, es 
dann zu dieser Ausfallshaftung ge-
kommen ist. Ich muss herinnen immer 
wieder fragen, weil es einfach nicht 
möglich ist hier die notwendige Trans-
parenz zu schaffen. Hat jetzt diese 
Causa Staffelmayr mit den ursächli-
chen 800.000 Euro etwas zu tun oder 
nicht? Es ist ja leider Gottes bis zum 
heutigen Tage nicht offen ausgespro-
chen worden. Das hätten wir in einer 

Fraktionsobleutekonferenz durchaus 
reden können. Wir haben schon über 
viel geheimere Dinge in einer Frak-
tionsobleutekonferenz gesprochen. 
Also, bitte, wir wollen Aufklärung ha-
ben. Wenn uns diese Aufklärung nicht 
gewährt wird, dann bitte wundert euch 
nicht, dass wir auch diesen Weg hier 
versuchen auch in der Öffentlichkeit, 
wenn es im Rahmen der Frak-
tionsobleutekonferenz nicht geht, dass 
wir diesen Weg wählen. Eines wollen 
wir nämlich nicht, dass wir nicht über 
alle Details dieses Falles informiert 
werden. Das ist unser gutes Recht, wir 
müssen es letzten Endes auch ent-
scheiden und wir müssen es auch be-
zahlen, stellvertretend entscheiden für 
alle Bürgerinnen und Bürger dieser 
Stadt. Da möchte ich bitte schon gerne 
alle Fakten, alle Daten auf den Tisch 
gelegt haben. Wenn es nicht so ist, 
dann müsst ihr das auch offen sagen, 
aber dann dürft ihr euch nicht wundern, 
dass etwas picken bleibt. Ich hoffe, 
dass nichts an jenen picken bleibt die 
versuchen hier Klarheit zu erlangen, 
weil man ja dann schon wieder hört, 
alle jene die das besonders gerne wis-
sen wollen sind Feinde des Sports o-
der des Sportvereines Vorwärts. Nein, 
gerade im Gegenteil. 
 
Beifallskundgebung verschiedener 
Mandatare 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN 
FRIEDERIKE MACH: 
Nächster zu Wortgemeldet ist Herr 
Vzbgm. Bremm. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Meine sehr verehrten Kolleginnen, lie-
be Kollegen. Grundsätzlich zu dem, 
Kurt Apfelthaler, 2003, wo die Wahlen 
geschlagen worden sind und die SP 
eine Mehrheit erreicht hat, haben wir 
natürlich auch gesagt, wir wollen mit 
dieser Mehrheit sorgfältig umgehen. 
Ich glaube, dass wir das auch tun. Das 
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kann aber nicht heißen, meine sehr 
verehrten Kolleginnen, liebe Kollegen, 
dass wir jetzt sagen wir dürfen keine 
Mehrheit mehr haben nur weil wir eine 
Mehrheit haben. So kann es ja nicht 
gehen. Wir haben natürlich auch eine 
Meinung. Ob wir eine gleiche Meinung 
haben, das ist eine andere Sache. 
Dass man da immer auf dem Klavier 
spielt und sagt, jetzt haben die die 
Mehrheit und fahren über alle drüber, 
also das weisen wir schon zurück. Das 
einmal grundsätzlich zu dem. Wir fah-
ren überhaupt niemandem drüber, 
sondern wir haben auch eine Meinung. 
Das ist halt Demokratie, dass Mehrhei-
ten auch zu entscheiden haben, das ist 
auch der Auftrag den wir haben. Ob es 
immer richtig ist oder was, darüber 
kann man streiten. Wir glauben, dass 
wir unsere Aufgabe versuchen nach 
bestem Wissen und Gewissen im Inte-
resse der Stadt Steyr und im Interesse 
der Bürger vorzunehmen.  
 
Es ist nicht richtig, dass die Raika bis 
Ende des Jahres das abgeschlossen 
haben will. Das ist so nicht richtig. 
 
GEMEINDERÄTIN 
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Das sagt sie aber. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
In der Zeitung hat das der Leiter der 
Rechtsabteilung so mitgeteilt. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Er will es gerne. Da ist sein Wunsch. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Es gibt natürlich zu dem Thema Vor-
wärts seit 1993, mittlerweile 14 Jahre 
ist das immer wieder ein Thema gewe-
sen, 1993 war das Baurecht mit der 
Vorwärts, 1995 war dann die Bürg-
schaft der Stadt, 1999 waren finanziel-
le Schwierigkeiten, 2000 war der 

Zwangsausgleich. Es ist ein sehr um-
fangreiches Thema. Es ist nicht so, 
dass das immer geheim gehalten wor-
den ist. Nur alleine zum Ausgleich, in 
der Phase wo halt das alles schlagend 
geworden ist, im Zuge des Ausgleiches 
ist da im Gemeinderat auch das so 
beschlossen worden. Der Zwangsaus-
gleich ist in der Form, den die Stadt 
dann mit 6 Millionen Schilling damals 
beglichen hat, ist das hier im Gemein-
derat beschlossen worden. Dass der 
eine oder andere vielleicht nicht hier 
herinnen gesessen ist, das mag sein. 
Der hat das Glück der jüngeren Geburt 
und das ist heute anders zu sehen. 
Aber viele in diesem Kreise sind da-
mals dabei gesessen. Es ist da alles 
offen gelegen, es sind die Bedingun-
gen der Stadt zum Zwangsausgleich 
genau festgelegt worden. Das ist 
schriftlich und es hat dann Beschlüsse 
dazu gegeben. Ich möchte da wirklich 
auch im Namen meiner Fraktion beto-
nen, wir haben größtes Interesse und 
werden alles auch mit unterstützen und 
mit dazu tun, dass die Stadt den Scha-
den minimiert. Das ist nämlich rheto-
risch eine nicht richtige Darstellung, 
weil wenn wir nämlich im Jahr 1995 
einen Beschluss gemacht hätten zum 
Schaden der Stadt, dann hätten wir 
nämlich gegen den Eid verstoßen. Wir 
haben nicht zum Schaden der Stadt 
beschlossen, sondern wir haben da-
mals einen Gemeinderatsbeschluss 
mit überwiegendster Mehrheit, die 
ÖVP, die Grünen, ihr glaube ich seid 
dagegen gewesen.  
 
GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Ja! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Aber ihr seid natürlich klein gewesen. 
 
Gelächter 
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GEMEINDERAT 
KURT APFELTHALER: 
Aber wie man sieht, hat es sich eh als 
richtig herausgestellt. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ist ja klar, hinten nach ist man immer 
gescheiter. 
Aber man muss sich natürlich mit der 
FPÖ, die damals 9 Mandate gehabt 
haben, mit überwiegender Mehrheit ist 
1995, weil halt die Euphorie in Steyr da 
war, die Vorwärts in der Bundesliga 
gespielt hat, die Finanzen haben nicht 
gepasst, das Geld war zu wenig, sie 
haben einen Kredit gebraucht, damit 
es weiter geht, da war ganz Steyr, das 
ist übertrieben, nicht ganz Steyr, aber 
doch viele, viele Fußballanhänger, vie-
le Funktionäre, viele in der Politik die 
dort auch aufgetreten sind, sind als 
Sanierer der Vorwärts, ich habe mir 
heute schon gedacht, ich möchte mir 
Taferln machen, aber ich habe die Zeit 
nicht dazu gehabt, so wie es üblich 
war, die Taferln die damals zu der 
Vorwärts gegangen sind und gesagt 
haben - „Wir sind die Retter der Vor-
wärts, wir werden euch nicht im Stich 
lassen“. 
 
GEMEINDERAT 
GERALD HACKL: 
Holub. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Ah, der Holub Karl war das. 
 
Zwischenruf: Der Dr. Pfeil auch. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Wir haben da die Beschlüsse gefasst 
und nicht zum Schaden der Stadt, 
sondern damit dort der Fußball weiter 
geht. Wir haben größtes Interesse, 
meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
dass wir die Verpflichtung oder die For-

derung welche die Raika jetzt stellt, 
dass wir dort schauen dass alles recht-
lich wasserdicht ist. Da kann kein 
Punkt und Beistrich offen sein. Das 
muss alles klipp und klar da liegen. Es 
müssen alle Dinge die in dem Zwangs-
ausgleichsverfahren und in der Bürg-
schaftsverpflichtung drinnen gestanden 
sind, das muss alles auf Punkt und 
Beistrich nachvollziehbar sein. Natür-
lich ist es unser größtes Interesse die 
Verpflichtung, wenn es eine geben 
sollte, dass wir diese so gering wie 
möglich halten. Ich glaube, da sind wir 
uns alle politisch darüber einig. Wir 
möchten, wenn wir was bezahlen 
müssten, das muss aber erst eruiert 
werden, das so gering wie möglich hal-
ten aber nicht den Schaden zu be-
grenzen, weil Schaden haben wir kei-
nen gemacht. 
 
Die 800.000 im Voranschlag, das war 
eine Vorsorge. Wir wissen da alle ge-
nau herinnen, dass wir nicht im Nach-
tragsvoranschlag irgendwo 800.000 
Schilling verstecken, unten im Ladl 
drinnen und dann ... 
 
Zwischenrufe: 800.000 Euro! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Entschuldigung, Euro, aber Schilling 
wäre eh schön. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Das ist aber nur dann notwendig, wenn 
man es 2007 zahlen muss, weil sonst 
gebe ich es in das Budget 2008. 
 
BÜRGERMEISTER 
ING. DAVID FORSTENLECHNER: 
Das hat man zu dem Zeitpunkt ja noch 
nicht gewusst. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Jeder da herinnen weiß ganz genau, 
dass es nicht möglich ist, dass man 
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800.000 Euro da irgendwo im Ladl ver-
steckt und dann Rablbauer gespielt 
wird und der Bürgermeister mit dem 
schwarzen Koffer nach Linz hinüber 
fährt zur Raika und sagt, Herr Scharin-
ger, da haben Sie ihr Geld. Das weiß 
man ganz genau, dass man da sowie-
so mit einem Antrag in den Gemeinde-
rat gehen muss und der Gemeinderat 
hat aufgrund der Wertgrenzen die es 
gibt zu beschließen. Da ist überhaupt 
nicht versucht worden irgendwo was 
zu verstecken oder unter den Teppich 
zu kehren. Das war rein eine Vorsorge 
aufgrund von Gesprächen, Verhand-
lungen, oder wie man das sehen will, 
die geführt worden sind. 
 
Liebe Michaela, weißt du, Hellseher-
qualitäten und Hellseherfähigkeiten 
haben wir nicht. Die Raika hat einmal 
Forderungen gestellt in einer bestimm-
ten Höhe. Jetzt ist das halt einmal als 
Vorsorge hinein gegeben worden. Aber 
das heißt ja noch nicht, dass das 
schon bezahlt ist. Man hat halt einmal 
eine Vorsorge getroffen. Dass da noch 
Verhandlungen und Gespräche statt-
finden müssen, das war ganz klar. Du 
weißt ganz genau, dass im Nachtrags-
voranschlag das Geld nicht gleich aus-
bezahlt wird, dass da ein Amtsbericht 
vorgelegt werden muss und dass der 
Betrag im Gemeinderat beschlossen 
werden muss. 
 
STADTRAT 
GUNTER MAYRHOFER: 
Das habe ich extra in der letzten GR-
Sitzung gefragt und das ist verneint 
worden. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Das ist so, 800.000 Euro haben wir 
noch nie unter der Bettdecke bezahlen 
können, weil das gibt es nicht. Wir 
kennen genau die Wertgrenzen. 
 
 
 

Grundsätzlich sind wir uns politisch 
über die Fraktionen hinaus einig, dass 
das alles genau überprüft wird. 
 
Zum Antrag selbst, warum wir hier eine 
Zuweisung an den Finanz- und 
Rechtsausschuss beantragen werden, 
und ich werde das dann tun, hat jenen 
Grund. Es ist mit der Raika festgelegt 
worden, vereinbart worden, ausge-
macht worden, dass aufgrund der 
rechtlichen unterschiedlichen Auffas-
sung, wir haben eine ganz klare recht-
liche Position als Stadt, dass aufgrund 
der ganzen Unterlagen, aufgrund der 
Beschlüsse, die 2000 gefasst wurden, 
die Beschlüsse, die 1995 gefasst wur-
den, vertreten wir ganz klar die rechtli-
che Position, dass die Raika das 
Baurecht hat. Das ist ein ganz wesent-
licher Punkt in den weiteren Gesprä-
chen ... 
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                            
GERHARD BREMM: 
Warte einmal, sei nicht so ungeduldig, 
du bist ja eh schon in einem Alter ... 
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                            
GERHARD BREMM: 
Ich komme eh gleich dahin. Also, eine 
ganz klare Position, dass das Baurecht 
bei der Raika ist, das ist die rechtliche 
Position von der Stadt. Warum ist das 
so bedeutend? Weil das eine ganz we-
sentliche Voraussetzung für die nach-
folgenden Gespräche ist, weil wenn 
nämlich die Raika das Baurecht hat, so 
wie wir das behaupten, dann gibt es 
keine finanziellen Verpflichtungen ge-
genüber der Raika, aber das ist ja 
noch nicht das „aus“, weil dann ist die 
Raika dort auch der rechtmäßige Be-
sitzer für diesen Zeitraum, damals ha-
ben wir das für 80 Jahre abgeschlos-
sen, ich weiß nicht, wie weit sie jetzt 
noch runter sind. Kann ich das so sa-
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gen, Gerhard Alphasamer, der recht-
mäßige Besitzer? Ist die Raika der Be-
sitzer für diesen Zeitraum, kann man 
das so sagen?  
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Der bauberechtigte Nichtbesitzer heißt 
es dann. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Der Bauberechtigte für 80 Jahre. Tut’s 
da nicht Läuse suchen, in Wirklichkeit 
wissen wir, von was wir reden. Sie 
können über diese Anlage in einem 
bestimmten Ausmaß verfügen und sie 
können zu der Vorwärts sagen, ihr 
könnt zwar dort droben spielen, aber 
ihr müsst dafür etwas zahlen, das 
könnten sie tun. Darum habe ich ge-
sagt, wir haben gegenüber der Raika 
keine finanziellen Verpflichtungen, a-
ber die Raika kann ihrerseits das ma-
chen, darum ist das ein ganz sprin-
gender Punkt. Wir haben mit der Raika 
jetzt festgelegt, dass sie bis Jahresen-
de ihre rechtliche Position darstellt. Die 
kennen wir jetzt noch nicht, das ist die 
Bringschuld der Raika, dass sie bis 
Jahresende 2007 ihre Position mit dem 
Baurecht klar darlegt. Denn wie wir 
damals die Gespräche geführt haben, 
haben sie gesagt, nein ihnen gehört es 
nicht, aber ganz so können sie auch 
nicht. Aber es gibt klare Dinge dazu, 
wir sagen, das Baurecht ist bei der 
Raika, weil da gibt es auch einen 
Schriftverkehr dazu, es gibt auch einen 
Gerichtsbeschluss beim Zwangsaus-
gleich udgl. Also, das ist relativ gut un-
termauert, die Raika prüft das jetzt in-
tern und wird uns bis Jahresende ihre 
rechtliche Position übermitteln. Dort 
wird man dann erst sehen, was die 
Raika dazu sagt, wir wissen das jetzt 
noch nicht und darum wollen wir die-
sen Antrag jetzt an den Finanz-, 
Rechts- u. Wirtschaftsausschuss zu-
weisen – bis wir die Position der Raika 
kennen - und dann im Finanz-, Rechts- 

und Wirtschaftsausschuss die weiteren 
Schritte festlegen. Das kann man heu-
te nicht sagen, ob man einen externen 
Fachmann dazu braucht, oder ob man 
den nicht braucht, weil wir die Raika 
Position nicht kennen. Wir garantieren 
aber als SP-Fraktion, weil die Befürch-
tungen sind da, wenn wir das an den 
Finanz-, Rechts- u. Wirtschaftsaus-
schuss zuweisen, dass wir dann mit 
unserer Mehrheit drüberfahren und das 
nicht machen, das wäre ja kurzsichtig 
betrachtet. 
 
GEMEINDERAT                                                         
KURT APFELTHALER: 
Aber nicht das erste Mal! 
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Das mag schon sein, aber wir sind ja 
intelligente Leute, wir machen nicht 
immer wieder den selben Fehler, son-
dern einen neuen. Wir machen immer 
wieder neue Fehler Kurt. Außerdem 
stimmt das nicht so, wir sind ja dann zu 
einer Meinung gekommen. Also, wir 
wollen dass das alles Punkt für Bei-
strich nachvollziehbar ist und dass 
dann die dementsprechenden Be-
schlüsse gefasst werden. Es war auch 
die Überlegung, ob man das nicht dem 
Stadtsenat zuweist, habe da aber sel-
ber auch gesagt, seitens meiner Frak-
tion – Stadtsenat möchte ich nicht zu-
weisen, im Stadtsenat sitzen nur 2 
Fraktionen, die ÖVP und die SPÖ, es 
sollte da aber wirklich jede Fraktion mit 
dabei sein und das auch mitdiskutieren 
können, auch die dementsprechende 
Einsichtnahme und Information haben 
und damit also Zuweisung an den Fi-
nanz-, Rechts- und Wirtschaftsaus-
schuss, denn dort sitzen alle Fraktio-
nen drinnen. Wir werden da nicht ir-
gendwo drüberfahren, sondern das 
gehört mit der Raika lückenlos aufge-
gliedert, aufgelistet, ausdiskutiert und 
auch intern bei uns und dann sind dort 
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die notwendigen Schritte zu setzen. 
Wir sperren uns nicht dagegen, dass 
wir auch einen externen Fachmann 
damit beauftragen, wenn wir zu der 
Auffassung kommen, dass wir mit der 
Raika zu keinem Ende kommen, nur ist 
jetzt der Zeitpunkt, wo wir die Position 
der Raika noch nicht kennen, etwas zu 
früh. 
 
GEMEINDERÄTIN 
DR. BIRGITTA BRAUNSBERGER-
LECHNER: 
Bevor ich in Verhandlung gehe, hole 
ich eine Meinung ein. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Haben wir ja eh! 
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Nicht immer hineinschreien. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
GERALD HACKL: 
Wir haben ja eine Meinung! 
 
GEMEINDERÄTIN 
DR. BIRGITTA BRAUNSBERGER-
LECHNER: 
Eine Rechtsmeinung! 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Die haben wir! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Wir haben eine Rechtsmeinung dazu, 
das habe ich ja versucht, ausdrücklich 
zu betonen. Es gibt eine ganz klare 
Rechtsmeinung seitens der Stadt. Na-
türlich kannst du sagen, das weiß ich 
eh bei den Juristen, das habe ich eh 
zur Genüge in meinem Privatberuf er-
lebt, 2 Juristen – 3 Meinungen, das 
kenne ich schon. Wir haben eine klare 
Position, wir haben eine klare Rechts-

meinung dazu und wenn es notwendig 
ist, wenn die Position der Raika nicht 
unseren Vorstellungen entspricht, 
wenn das ein Rechtsstreit ist, dann 
werden wir auch externe Experten mit 
hineinnehmen. Am Ende muss für uns 
das Thema Vorwärts-alt lückenlos 
nachvollziehbar sein und man muss 
sagen, jawohl, das war die Verpflich-
tung oder das war nicht die Verpflich-
tung, das muss am Ende da heraus-
kommen.  
 
Daher stelle ich den Antrag zur Ge-
schäftsordnung, dass wir diesen An-
trag dem Finanz-, Rechts- und Wirt-
schaftsausschuss zuweisen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Aufgrund dieses Antrages hat jede 
Fraktion noch eine Wortmeldung. 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Ich hoffe, dass wenigstens bei 
dieser Angelegenheit die Politik auf 
ihre Rechtsberater, auch auf die inter-
nen horcht, weil als das Baurecht ver-
geben wurde, hat es von der Fachab-
teilung geheißen: „Zusammenfassend 
ist daher festzustellen, dass die vorge-
legte Urkunde für die Stadt von erheb-
lichem Nachteil ist und daher nicht die 
Zustimmung finden sollte.“ Der Verfas-
ser ist heute hier anwesend. 
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Selbstverständlich, darf ich es dir zei-
gen. Und zwar ist das ein Schreiben 
vom Geschäftsbereich für Präsidial- 
und Rechtsangelegenheiten vom 19. 
Oktober 1994. Auf dieses Baurecht 
und auf diese Ausfallsbürgschaft be-
zieht sich ja heute unsere ganze Dis-
kussion und dem liegt schon etwas 
zugrunde, wo ich jetzt, aufgrund deiner 
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Stellungnahme wieder den Eindruck 
gefunden habe, das soll schon wieder 
ausgespart werden. In dem Vertrag hat 
es nämlich geheißen – oder fangen wir 
anders an. Es ist fast unvorstellbar, 
dass ein Verein solche Schulden über-
haupt anhäufen konnte. Das hat ganz 
offensichtlich der Vorstand zu verant-
worten... 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
GERALD HACKL: 
Innsbruck, St. Pölten, Wels, Graz! 
 
STADTRAT                                                                                           
GUNTER MAYRHOFER: 
... und dass man diesen Vorstand nicht 
aus der Verantwortung lassen wollte, 
das war die Meinung unserer Vorgän-
ger und darum ist in dieser Vereinba-
rung auch drinnen gewesen: „Zudem 
haften die Vorstandsmitglieder des 
Vereines für einen finanziellen Nachteil 
der Stadt aus einer Verletzung der 
Vereinbarung auch über den Betrag 
von 3 Mio. Schilling hinaus. Um sicher 
zu stellen, dass nicht jeder Kredit, für 
den die Vorstandsmitglieder persönlich 
bürgen, rasch abbezahlt wird und die 
Stadt zur Rückzahlung des von ihr be-
sicherten Kredites in Anspruch ge-
nommen wird, ist in der Vereinbarung 
vorgesehen, dass die Vorstandsmit-
glieder insgesamt mit 3 Mio. mithaften. 
Und zwar solange, bis der von der 
Stadt besicherte Kredit auf 6 Mio. ge-
tilgt wird.“ Dann ist man aber schon 
noch weiter gegangen und hat gesagt, 
wir möchten eigentlich gar nicht zah-
len. Das war nämlich damals die Ab-
sicht, die Stadt hat gesagt, wir zahlen 
nur, wenn alles schief geht, aber wir 
wollen nicht. Um für den Fall, dass der 
Kredit nicht ordnungsgemäß abgestat-
tet wird, nicht in eine Zahlungsver-
pflichtung bei der Auflösung des 
Baurechtes zu kommen, ist zusätzlich 
der mit dem SK Vorwärts Steyr abge-
schlossene Baurechtsvertrag in der 
Form abzuändern, dass die im Rah-
men des Baurechts angeführten Bau-

werke bei Beendigung des Baurechts 
unentgeltlich in das Eigentum der Stadt 
übergehen. Das heißt, wir waren da-
mals schon der vollen Meinung, vor 
uns haftet der Vorstand und natürlich 
auch der Verein und erst dann haben 
wir zu bezahlen. Und wenn ich jetzt 
das höre, dass sich alles eigentlich nur 
auf die Vereinbarung mit der Raika 
bezieht, das ist mir zu wenig. Ich 
möchte auch überprüft haben, sind 
auch andere Bürgen Mithafter in der 
Verpflichtung, ja oder nein? Und nur 
dann, wenn das geprüft wird, und auch 
extern geprüft wird, haben wir die Ge-
währ, dass das auch passiert. Wir ha-
ben natürlich auch diesen Vorstand, 
der damals gehaftet hat, der ist ja be-
kannt, und wenn man sich dieses Na-
heverhältnis anschaut, dann muss man 
schon sehr vorsichtig sein. Am 19. 
Jänner 1995 ist uns das übermittelt 
worden, da steht drinnen: „Derzeit ist 
folgender Vereinsvorstand gewählt: Dr. 
Bernhard Aschauer, Nationalrat Ing. 
Kurt Gartlehner, Ing. Hermann Reichl, 
Alois Radlspäck, Reinhard Rieder, 
Ernst Hasenleithner, Franz Ludwig, 
StR Dipl.-Kfm. Helmut Zagler und Leo 
Dittrich.“ Das heißt, nur mit einer Ver-
weisung an den Finanz-, Rechts- und 
Wirtschaftsausschuss, wo das Mehr-
heitsverhältnis 1:7 steht, werden wir 
nicht das Auslangen finden. Ich kann 
mir durchaus vorstellen, dass man es 
auch an den Finanz-, Rechts- u. Wirt-
schaftsausschuss verweist, aber mit 
der Auflage, dass es von einem Exter-
nen geprüft werden muss. Weil ich 
glaube, nur dann haben wir auch eine 
bessere Position, eine bessere rechtli-
che Position, wenn das nicht nur die 
Meinung vom Gegner ist, wenn nicht 
nur unser Rechtsvertreter dieser Mei-
nung ist, sondern ein renommierter 
Wirtschaftstreuhänder auch unsere 
Meinung vertritt – da gibt es in Linz 
einige sehr gute Kanzleien, die darauf 
spezialisiert sind. Das heißt, ich ersu-
che bei dem Abänderungsantrag das 
noch hinzu zu nehmen.  
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VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Jede Fraktion hat eine Wortmeldung. 
Kollege Payrleithner bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen. Nur 
zur Untermauerung unserer Argumen-
te für diesen Antrag. Es ist gar nicht so 
abwegig, auch im Jahr 2000 hat die 
Stadt einen externen Anwalt beauftragt 
und warum soll man das nicht heute 
auch machen. Man hat dann nur, aus 
für uns nicht ganz nachvollziehbaren 
Gründen, die Beauftragung dieses 
Anwaltes beendet; und weil du heute 
das Baurecht angesprochen hast, wir 
hätten nämlich in dieser Vereinbarung 
wahrscheinlich nicht nur das Problem 
finanzieller Natur vom Tisch, sondern 
die Stadt hätte dann ab dem Jahr 2000 
auch das Baurecht wieder zurückbe-
kommen. Es ist dann im Stadtsenat zu 
einer Entscheidung gekommen, und 
das ist auch hinterfragungswürdig, das 
nicht zu machen. Das ist ein ganz we-
sentlicher Punkt, der zumindest uns 
auch interessiert, warum man das nicht 
gemacht hat. Aber auch im Jahr 2000 
hat die Gemeinde einen externen An-
walt beauftragt und nicht nur die inter-
nen Juristen, also so abwegig ist das 
nicht. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Nein, ist es eh für uns auch nicht. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
2 Anwälte haben wir gehabt und einen 
Wirtschaftstreuhänder. Michaela bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen, werte Gäste. Der 
Herr Vizebgm. Bremm sagt, 2 Juristen 
– 2 Meinungen, oder 3 Meinungen; so 
weit müssen wir gar nicht gehen, ein 

Bürgermeister, ein Vizebürgermeister – 
2 oder 3 Meinungen.  
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
2 Meinungen! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                     
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Auf meine Frage zu Beginn der Sit-
zung, wer hat das Baurecht, sagt der 
Herr Bürgermeister, das weiß man 
nicht. Jetzt, ein paar Minuten später ... 
 
BÜRGERMEISTER                                                    
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Das sind doch Wortklaubereien! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Ein paar Minuten später sagt der Kol-
lege Bremm, wir wissen ganz genau, 
die Stadt hat das Baurecht. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Das ist unsere Position, wir sagen, das 
ist unsere Position. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Du hast aber bei der Anfrage nicht ge-
sagt, das ist unsere Position. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Ich habe gesagt, das ist noch nicht 
klar, weil die Gegenseite sagt, nein 
haben wir nicht. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                     
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Das wissen wir bis heute nicht. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
So ein Blödsinn, das sind doch Wort-
klaubereien. 
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GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein, aber es zeigt eines, dass man 
sich nicht so klar ist, wie es jetzt aus-
sieht, dass es diese so klare Rechts-
meinung nicht wirklich gibt und dass es 
genau deshalb wichtig ist, ein Rechts-
gutachten einzuholen. Und ich kann 
absolut nicht nachvollziehen, einen 
Weg zu gehen, wo man sagt, jetzt war-
ten wir, was die Rechtsposition der 
Raika ist und dann schauen wir weiter. 
Na ja, was wird denn die Rechtspositi-
on der Raika klarerweise sein? Dass 
sie versuchen, möglichst viel von die-
ser Forderung geltend zu machen und 
wir müssen schauen, eine abgesicher-
te Gegenposition zu vertreten und 
nicht zuzuwarten, jetzt schauen wir mal 
was passiert. Das hätte man ja schon 
lange tun können und ich finde es jetzt, 
meine Damen und Herren, das muss 
ich ehrlich sagen, grob fahrlässig, nicht 
jetzt wenigstens zu reagieren, denn wir 
wissen die Forderung der Raika bereits 
seit Juli und da hätte man schon rea-
gieren müssen. Da hätte es nicht der 
Opposition bedurft, das in die Wege zu 
leiten, aber anscheinend verfolgt man 
einen Weg, man glaubt, man kann eine 
Grippe heilen, indem man das Fieber-
thermometer versteckt und indem man 
alles zur Seite gibt, was einem nicht 
passt, ja das wird nicht funktionieren. 
Sie heilen keine Grippe, indem sie das 
Fieberthermometer verstecken, indem 
sie uns Akten der Einsichtnahme ent-
ziehen, indem sie einfach wieder etwas 
in Ausschüssen zwischen parken. Ich 
weiß ja aus Erfahrung, dass immer 
dann, wenn man nicht mehr wirklich 
weiter weiß, man nicht Position bezie-
hen will, weil dagegen stimmen will 
man ja auch nicht. Wenn man wirklich 
findet, dass dieses Rechtsgutachten 
nicht nötig ist, dann stimmen sie bitte 
dagegen. Aber diese Sache, ja wir stel-
len einen Antrag auf Zuweisung in den 
Ausschuss, da weiß jeder von uns, der 
lange genug da ist, dass wird dann 
zwischen geparkt, da kommt dann 

wieder nichts dabei heraus, im Aus-
schuss wird man dann wieder auf et-
was vertröstet und vertröstet worden 
sind wir leider schon sehr oft. Leider 
auch, ich will nicht sagen angelogen, 
denn das würde Absicht unterstellen, 
falsch informiert oder mit irgendwel-
chen Argumenten hingehalten worden. 
Da brauchen sie sich nur die ganzen 
Gemeinderatsprotokolle anschauen, 
die Diskussionen zu den einzelnen 
Bürgschaftsakten die es gegeben hat, 
ob das jetzt in den 90 Jahren war oder 
2000. Von daher, wie gesagt, macht es 
keinen Sinn abzuwarten, ganz im Ge-
genteil, es ist nicht fünf vor zwölf, es ist 
fünf nach zwölf. Der Kollege Bremm 
sagt, es geht um die Frage des Bau-
rechts. Das ist aber nur ein ganz klei-
nes Segment. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Nein, das ist ein ganz wichtiges! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Ja, das ist ein wichtiges, aber es ist nur 
ein Detail. Es gibt weitere offene Fra-
gen, der Kollege Mayrhofer hat es an-
gesprochen, bezüglich der Haftung von 
Vorstandsmitgliedern, es geht auch um 
den Statusbericht, man hat auch kei-
nen Statusbericht mehr nach dem 
Zwangsausgleich angefordert, weil 
man anscheinend der Meinung war, 
das ist jetzt ein neuer Verein. Laut 
Auskunft der Vereinspolizei ist es aber 
doch der alte Verein usw. Das heißt, 
es gibt eine Reihe von offenen Fragen, 
die sich nicht nur auf das Baurecht be-
ziehen. Das ist auch völlig klar, denn 
sonst hätte man auch meine Anfrage 
beantworten können. Herr Kollege 
Bremm, in der Politik ist es, glaube ich, 
auch nicht anders als in der Mathema-
tik, alles was nicht ganz richtig ist, ist 
falsch. Und in diesem Fall ist es ein-
fach falsch, eine Zuweisung an den 
Finanz-, Rechts- und Wirtschaftsaus-
schuss vorzunehmen.  
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VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Eines möchte ich jetzt schon sagen, für 
das haben wir ja Ausschüsse, dass 
man das auch bearbeitet und be-
spricht. Also ganz so ist das auch 
nicht, Michaela, wie du das sagst. 
Dann brauchen wir eh keine Aus-
schüsse, wenn das alles falsch ist.  
Kurt bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren. Im Zusammenhang mit Vor-
wärts von einem Ausschuss zu reden, 
ist natürlich schon ein bisschen sinnig. 
Mir ist es auch heute wieder aufgefal-
len, erstens habe ich keine Antwort auf 
meine Staffelmayrfrage bekommen, 
zweitens, was das Baurecht betrifft und 
die unter Umständen zu bezahlende 
Pacht, die da Vorwärts zu bezahlen 
hätte, vielleicht, weil ich kann mir nicht 
vorstellen, dass Vorwärts da eine 
Pacht bezahlt, denn die müssen frisch 
wieder wir bezahlen. Ich denke mir, 
das was den Vorstand anbelangt, war 
für mich wieder neu, ich habe ge-
glaubt, dass dieser Vorstand umfang-
reicher war. Ist nicht unser Thema, 
aber über diese 3 Mio. haben wir über-
haupt noch nicht gesprochen, aber auf 
der anderen Seite ist es sehr wohl ... 
 
STADTRAT                                                                                           
GUNTER MAYRHOFER: 
Aber sicher ist das unser Thema! 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER: 
Ausreden lassen; man sagt natürlich, 
das ist nicht unser Thema, aber wir 
wissen alle, denn wir sind alle schon 
lange genug in der Politik, dass das 
sehr wohl unser Thema ist, weil da 
natürlich Funktionäre der SPÖ drinnen 
sitzen und dann ist es natürlich auch 
unser Thema. Vor allen Dingen dann 
ist es unser Thema, wenn man nicht 
erschöpfend Antwort bekommt, wie 

man in diesem Fall strategisch vorgeht. 
Also, Nebelbomben schmeißen, ist auf 
die Dauer nicht befriedigend und ich 
habe es auch heute wieder gehört, der 
Fall Vorwärts ist eine Hydra, wenn man 
einen Kopf abschlägt, dann wächst ein 
nächster nach und wir kommen nicht 
zum Ende, wenn nicht der Wille, der 
allgemeine Wille da ist, hier wirklich 
einmal erschöpfend über dieses The-
ma zu reden und Klarheit zu schaffen, 
weil sonst sitzen wir beim nächsten 
Gemeinderat mit genau dem gleichen 
Thema auch wieder stundenlang bei-
sammen und es ist unbefriedigend für 
alle Gemeinderäte, da nehme ich die 
SPÖ jetzt nicht aus, eine Sache zu 
bearbeiten, die in den Köpfen von un-
ter Umständen nur 2 oder 3 Leuten 
passiert und der Rest hat entweder die 
Hand zu heben oder aufzuschreien, 
dass das eine Sauerei ist, was da pas-
siert. Aber, wir werden uns nicht einig 
werden, wenn die SPÖ hier nicht alle 
Karten auf den Tisch legt, weil ich den-
ke mir, von der Dimension wächst das 
immer mehr und mehr, statt dass es 
klarer wird, was man letzten Endes 
wirklich auch politisch und von Seiten 
der Stadtfinanzen auch zu tun hat. Wir 
werden nicht zu einem Ende kommen, 
wenn die SPÖ nicht bereit ist, wir wer-
den auch nicht zu einem Ende kom-
men, wenn die SPÖ oder der Herr Vi-
zebgm. Bremm sagt, tun wir es halt in 
den Finanz- und Rechtsausschuss, gut 
dann ist er halt dort, aber ob dort er-
schöpfend Antwort darüber gegeben 
werden kann, ist auch die Frage. Ich 
habe bis heute noch keine strategische 
Planung auf dem Tisch, was man in 
dieser Causa wirklich zu tun gedenkt, 
ich habe nur Wortmeldungen und den 
lapidaren Hinweis im Nachtragsvoran-
schlag, dass wir 800.000,-- zahlen. 
Erstens sehe ich überhaupt nicht ein, 
dass die Raika jetzt so quasi bestimmt, 
was zu tun ist, da möchte ich bitte 
schon vorher wissen, wie die Lage ist, 
oder wie das seitens der Stadt betrach-
tet wird und ich möchte auch nicht bis 
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zum Sankt Nimmerleinstag warten, 
ganz ehrlich gesagt, da fühle ich mich 
und meine Fraktion verantwortungsvoll 
und ich glaube dass ich auch bei vielen 
hier herinnen an ihr Verantwortungsge-
fühl appellieren kann und ich glaube 
auch, dass das auch wahrgenommen 
wird. Weil wir heute wieder zu dieser 
Geschichte sitzen und weil es seiner-
zeit schon geheißen hat, die Geschich-
te ist erledigt und jetzt 7 Jahre später 
holt sie uns wieder ein und ist noch 
immer nicht erledigt, dann ersuche ich 
bitte um mehr Transparenz.  
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Kollege Bremm bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Ob das jetzt 7 Jahre gedauert hat oder 
nicht, es ist bis jetzt kein einziger Euro 
geflossen. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Doch, 6 Mio. Schilling! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Ich rede nicht vom Zwangsausgleich.  
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Trotzdem ist es bezahlt worden. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Der Zwangsausgleich war ein Schritt, 
der ist im Gemeinderat beschlossen 
worden, den hat ja nicht die SP-
Fraktion beschlossen. Ansonsten ist 
vom Jahr 2000 bis heute kein einziger 
Euro irgendwohin geflossen. Dass das 
Thema für die Raika offen war, das 
war uns bewusst, wenn man sich den 
damaligen Zwangsausgleich ange-
schaut hat und noch in Erinnerung hat, 
dann war das klar. 
 

STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Nicht nur uns, auch dem Verein muss-
te das klar sein. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Dem war es nicht klar. 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Ja aber bitte, das kann ja nicht so sein, 
wir sind ja nur Ausfallsbürge. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Es hat uns bewusst sein müssen. Wir 
sind jetzt nicht der Vereinsvorstand 
von der Vorwärts, sondern wir sind der 
Gemeinderat und das hat uns bewusst 
sein müssen. 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Der Hauser war aber auch schon im 
Gemeinderat, 2001! 
 
STADTRAT                                                                
WILHELM HAUSER: 
Außerdem war das 2000! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Gunter, du hast es ja eh selber gesagt, 
die Vorwärts liegt uns am Herzen und 
kein Mensch in diesem Kreise, nehme 
ich an, will die Vorwärts über die Klinge 
springen lassen, also wir auf keinen 
Fall und darum ist es auch unser The-
ma. Darum können wir nicht sagen, 
das ist uns egal was da ist, das geht 
nur die Vorwärts etwas an. Es ist 
schon weit über dieses Ausmaß hinaus 
ein Thema für uns, aber es ist kein 
einziger Euro geflossen und wir haben 
nichts verabsäumt oder versäumt, wir 
sind nur 7 Jahre keine Verpflichtungen 
eingegangen, wir haben keinen Gro-
schen Geld gebraucht. Wenn du mir 
jetzt 9 Mio. Schilling leihst und ich 
brauche dir 7 Jahre dafür nichts bezah-
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len, dann sage ich auch, lieber Gunter, 
danke dir dafür.  
 
STADTRAT                                                                                           
GUNTER MAYRHOFER: 
Die letzten 3 Jahre können Zinsen 
haftbar gemacht werden. 
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Das wisst ihr ja noch gar nicht, ihr in-
terpretiert irgendetwas hinein, was ihr 
überhaupt nicht wisst. Wir wissen es 
alle nicht, das ist ja der offene Punkt, 
was ich versucht habe zu erklären. Ich 
tue es jetzt ein letztes Mal. Das ist der 
springende Punkt – Baurecht. Wenn 
nämlich die Raika, so wie unsere 
Rechtsauffassung ist und das geprüft 
mit allen Juristen des Hauses, und tut 
jetzt nicht so, wie wenn das nichts wert 
wäre; ich habe gesagt 2 Juristen – 3 
Meinungen, Michaela, weil du sagst, 
der Bürgermeister und Vizebürger-
meister, dann ist das umgekehrt, da 
gibt es zwei Personen und eine Mei-
nung. 
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Was habe ich gesagt? Ich habe ge-
sagt, eine Bürgschaft kann fällig wer-
den. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Noch einmal zum Baurecht, das ist der 
springendste Punkt überhaupt, das ist 
die Grundvoraussetzung für weitere 
Verhandlungen. Irgendwie komme ich 
mir vor, wie wenn das eine Faschings-
sitzung wäre, weil wenn wir einmal ir-
gendetwas an den Finanz- u. 
Rechtsausschuss, an einen anderen 
Ausschuss vorbei machen, was auch 
schon passiert ist, wir sind ja keine 

Unschuldsengel, das will ich ja gar 
nicht behaupten, dann schreit gerade 
ihr, und gerade du Michaela und auch 
die Grünen, ihr schreit am Meisten und 
sagt, so eine Sauerei, wieso ist das 
nicht in dem Ausschuss gewesen. 
Jetzt geben wir das in den Ausschuss, 
mit der Garantie, und das wird ja da 
protokolliert, das könnt ihr da nachle-
sen, dass dort überhaupt nicht ver-
sucht wird, nur irgendetwas im Unkla-
ren zu lassen; wir haben alle, und das 
ist ja auch unsere Verpflichtung ... 
 
STADTRAT                                                                 
GUNTER MAYRHOFER: 
Kriegen wir volle Akteneinsicht? 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Wenn das Thema ... 
 
Unverständlicher Zwischenruf von GR 
MMag. Michaela Frech 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Lass es mich zuerst formulieren, wir 
diskutieren ... 
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Ihr seid alle so misstrauisch, das ist ein 
Wahnsinn, ich bekomme ja fast De-
pressionen hier dabei. Wenn wir das 
Thema Vorwärts auf der Tagesord-
nung haben, dann ist natürlich im Fi-
nanz- und Rechtsausschuss volle Ak-
teneinsicht und wir wollen da auch 
nichts verheimlichen. Es ist nicht ganz 
in Ordnung, wie ihr tut, weil die ÖVP, 
die Freiheitlichen, die „Greanen“ und 
auch ... 
 
Gelächter 
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VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Bitte vielmals um Entschuldigung, aber 
mich hat meine ... 
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
Ordnungsruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
... aber mich hat meine ländliche Ver-
gangenheit wieder eingeholt, ich bin in 
Dambach aufgewachsen und da hat 
man nicht gesagt, es grünt so grün, 
sondern man hat gesagt es ist so 
schön „grean“.  
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Bitte um Verzeihung, die Grünen natür-
lich und die Michaela Frech, es waren 
ja alle Unterlagen einsichtig, es gibt ja 
keine neuen. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Das stimmt nicht! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Ab dem Zeitpunkt Zwangsausgleich 
gibt es keine neuen Akten, es waren 
alle einsichtig, nur vergessen haben 
wir es ein bisschen. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Zur Berichtigung: 
 
VIZEBÜRGERMEISTER 
GERHARD BREMM: 
Jetzt hör mal zu! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein, ich darf eine Berichtigung sagen. 
 

VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Berichtigen kannst du mich gar nicht, 
du kannst eine andere Meinung haben. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Kollege Bremm, das stimmt nicht, dass 
es eine Akteneinsicht gab. Ich habe es 
bereits im letzten Gemeinderat gesagt, 
der Akt Vorwärts, den habt ihr in Teil-
akten unterteilt und man hat damals 
die Berechtigung nicht gegeben, den 
gesamten Akt Vorwärts zu sehen. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Das ist ja klar, weil es ein Nachtrags-
voranschlag war.  
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Ohne den Redner zu unterbrechen, ist 
eine Berichtigung erlaubt! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Ist das zulässig? 
 
MD-STV. PRÄSIDIALDIREKTOR 
DR. GERHARD ALPHASAMER: 
Ja, ohne den Redner zu unterbrechen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Also, dann musst du es leise machen, 
ich habe eine etwas zarte Stimme. Ihr 
könnt davon ausgehen, das ist auch 
mit dem Magistratsdirektor, und ich 
nehme auch an, Gerhard Alphasamer, 
du vertrittst die selbe Auffassung dazu, 
wenn wir das Thema, Tagesordnungs-
punkt Vorwärts im Finanz-, Rechts- 
und Wirtschaftsausschuss drauf ha-
ben, dass somit auch Einsichtnahme in 
die Akten gewährleistet ist. So steht es 
in der Geschäftsordnung. 
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GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
In alle Akten? 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Die, welche die Vorwärts betreffen, alle 
anderen nicht. Wir haben da wirklich 
nichts zu verstecken und wir lassen 
uns auch wirklich nicht das Mäntelchen 
von euch umhängen, wir wollen da 
irgendetwas drehen. Entschuldigung, 
aber wir haben da doch überhaupt kein 
Naheverhältnis zu der Raika, wo ge-
hört denn die hin. Gott sei Dank ist es 
nicht die BAWAG, weil dann hättest du 
gesagt, wir wollen der BAWAG auch 
noch ein Geld zuschieben. Ich bin froh, 
dass es die Raika ist. 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Die hätte es notwendiger als die Raika. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Die hätte es notwendiger, da könnte 
man noch ein Aug zudrücken. Also, wir 
wollen da nichts verstecken, wir wollen 
klare Verhältnisse, wir wollen eine 
Transparenz, wie man das so schön 
modern sagt, damit das dann auch 
wirklich lückenlos ist. Und wenn es 
möglich ist, dann wollen wir gar nichts 
zahlen, das wäre unser Ziel und unser 
Wunsch, aber es muss abgeklärt wer-
den. Eines möchte ich auch nicht, dass 
es so dargestellt wird, wir wollen einen 
externen Fachmann verhindern. Wir 
wollten gar nichts verhindern, aber bis 
Jahresende wird die Raika ihre rechtli-
che Position darlegen, dann werden 
wir sehen, was die Raika dazu sagt 
und dann wollen wir den Finanz- und 
Rechtsausschuss – und nicht den, den 
wir irgendwann einmal festgelegt ha-
ben im Terminkalender 2008, sondern 
dann wird der Bürgermeister einen au-
ßergewöhnlichen ... 
 

STADTRAT                                                                 
WALTER OPPL: 
Da gibt es eh im Jänner gleich einen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Gibt es eh gleich im Jänner? Ich habe 
den Terminkalender nicht auswendig 
im Kopf, und dann wird das dort be-
handelt und dann gibt es gar nichts 
zum unter den Tisch zu kehren. Denn 
wenn wir im Finanz- und Rechtsaus-
schuss etwas hinunterstimmen, gebt 
ihr es eh gleich wieder in die Zeitung, 
seien wir doch nicht so blauäugig. In 
Wirklichkeit, das was du gesagt hast, 
Kurt Apfelthaler, das glaube ich dir ü-
berhaupt nicht. 
 
GEMEINDERAT                                                          
KURT APFELTHALER: 
Du glaubst eh nie etwas! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Doch, aber das glaube ich dir nicht, 
dass du sagst, wir wollen das so 
schnell wie möglich abgeschlossen 
haben. Das wollt ihr nämlich gar nicht, 
denn ihr wollt das immer wieder auf 
der Tagesordnung haben, denn ihr 
wollt uns als Sozialdemokraten hier 
herinnen ja „hunzen“, das ist nämlich 
die böse Absicht. 
 
Gelächter 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Das ist nur meine Meinung. Also, ich 
ersuche doch, dass wir zu diesem 
Schritt kommen, dass wir das an den 
Finanz- und Rechtsausschuss zuwei-
sen und dort wirklich die notwendigen 
Entscheidungen treffen und uns be-
mühen, dass für den Verein oder für 
die Stadt Steyr so wenig wie möglich 
an Verbindlichkeiten anfallen werden. 
Das Ziel sollte sein, dass wir gar nichts 
haben, aber das muss man dann erst 
sehen. 
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GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nur eine Bitte, Herr Kollege Bremm, 
die Frage vom Kollegen Apfelthaler ist 
noch immer offen, gibt es einen Zu-
sammenhang oder ist es ganz klar 
auszuschließen, dass es einen Zu-
sammenhang mit ... 
 
Ordnungsruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Pro Fraktion nur eine Wortmeldung, 
liebe Frau Kollegin, jetzt gehen wir 
auch einmal nach dem Statut.  
 
Es steht der Antrag zur Geschäftsord-
nung, Zuweisung zum Finanz-, Rechts- 
und Wirtschaftsausschuss. Wer dafür 
stimmt, den ersuche ich um ein Zei-
chen mit der Hand. SPÖ. Wer ist da-
gegen? ÖVP, Grüne, FPÖ, Bürgerfo-
rum. Stimmenthaltungen? Keine, der 
Antrag wurde mit Mehrheit angenom-
men. 
 
 
PAUSE VON 12.15 UHR BIS 13.35 
UHR 
 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Meine Damen und Herren, wir kom-
men jetzt zum Haupttagesordnungs-
punkt, zum Budget. Ich ersuche den 
Herrn Bürgermeister und Finanzrefe-
renten um seine Budgetrede. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen 
des Stadtsenates und des Gemeinde-
rates, verehrte Gäste, geschätzte Ver-
treter der Medien. Am Anfang der heu-
tigen Rede möchte ich ein Zitat des 
deutschen Philosophen Emanuel Kant 
stellen: „Sparsamkeit in allen Dingen 
ist die vernünftige Handlung eines 
rechtdenkenden Menschen.“ Ich glau-

be, dass dieser Spruch, der immerhin 
von einem der größten Denker der 
Menschheitsgeschichte stammt, si-
cherlich noch heute seine Gültigkeit 
hat. Wir haben deshalb, um mit Kant 
zu sprechen, versucht als rechtden-
kende Menschen vernünftig zu han-
deln und ein Budget erstellt, in dem der 
Schwerpunkt auf sparsame Gedanken 
liegt, indem aber auch alle wichtigen 
Vorhaben im Sinne der Steyrer Bürge-
rinnen und Bürger berücksichtigt sind. 
Die beiden größten Projekte des heuri-
gen Jahres sind Hochwasserschutz-
maßnahmen und der Umbau des 
Reithoffergebäudes zu einem moder-
nen, ökologisch optimal durchgeplan-
ten Verwaltungszentrum. Voll in Pla-
nung sind auch die Vorbereitungsar-
beiten für das Altenheim Ennsleite und 
Resthof.  
Nicht einfach ist die finanzielle Situati-
on in Steyr, vor allem die explodieren-
den Kosten im Sozialbereich belasten 
das Budget enorm. Hier kommen 
schwierige Aufgaben und große Her-
ausforderungen auf die Stadt zu.  
Es war deshalb keine leichte Aufgabe, 
das Zahlenwerk für 2008 zusammen 
zu stellen und ich bedanke mich zu 
aller erst bei allen, die daran mitgear-
beitet haben, speziell bei Herrn Fi-
nanzdirektor Mag. Helmut Lemmerer 
und seinem Team. Ich bin überzeugt, 
dass wir einen ausgewogenen und 
ökonomisch effizienten Haushaltsplan 
erarbeitet haben und damit auf dem 
richtigen Weg sind. Bevor wir uns mit 
dem kommenden Jahr beschäftigen, 
möchte ich noch kurz einen Blick auf 
das zu Ende gehende Jahr 2007 wer-
fen und dabei die wichtigsten Projekte 
noch einmal kurz skizzieren. Wir haben 
den Haushalt des heurigen Jahres im 
Griff. Ein Blick auf den Nachtragsvor-
anschlag zeigt folgende Situation: Die 
Einnahmen und Ausgaben des ordent-
lichen Haushaltes erhöhen sich von 
96,26 Mio. Euro auf 98,11 Mio. Euro. 
Der ursprünglich veranschlagte Ab-
gang vom ordentlichen Haushalt ist 
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von 4,77 Mio. Euro auf 2,45 Mio. Euro 
reduziert worden und ich bin über-
zeugt, dass er beim Rechnungsab-
schluss noch weiter herunter kommt, 
sodass wir in die Nähe einer schwar-
zen Null kommen werden. Im außeror-
dentlichen Haushalt sind die Einnah-
men und Ausgaben in der Höhe von 
19,92 Mio. Euro vorgesehen, die Erhö-
hung beträgt jeweils 9,17 Mio. Euro. 
Die Erhöhung des außerordentlichen 
Haushaltes ist hauptsächlich entstan-
den, weil geplante Projekte verscho-
ben und andere Vorhaben als vorge-
sehen durchgeführt worden sind. Zu 
den wichtigsten Themen unserer Stadt 
zählt wie schon erwähnt der Hochwas-
serschutz. Wir haben bereits vor 2 Jah-
ren ein Hochwasserschutzvorhaben 
begonnen, das man ohne weiteres als 
Jahrhundertprojekt bezeichnen kann. 
Ich glaube, dass in dieser Sache in 
Steyr bis jetzt hervorragend gearbeitet 
worden ist. Wir haben den Planungs- 
und Bauzeitplan in vollem Umfang ein-
halten können. Hier nur ein kurzer Ü-
berblick über die Hochwasserprojekte: 
Unter anderem ist in der Unterhimmler 
Au ein Entlastungsgerinne als Ge-
schiebefang für die Steyr geplant. Für 
dieses Vorhaben ist die Universität für 
Bodenkultur in Wien beauftragt wor-
den, Modellversuche durchzuführen. 
Die umfangreichen Untersuchungen 
und Arbeiten am Modell konnten Ende 
Februar 2007 abgeschlossen werden. 
Im Juni 2007 hat man um die entspre-
chende behördliche Genehmigung an-
gesucht. Bei der wasserrechtlichen 
Verhandlung am 22. Oktober haben 
Ökologen, Biologen und Fischerei-
sachverständige gefordert, dass bei 
Niederwasser größere Wassermengen 
als bisher geplant sowohl in der Steyr 
als auch in dem Geschiebefang vor-
handen sein müssen. Es waren daher 
weitere Versuche und Berechnungen 
an der Universität für Bodenkultur not-
wendig. Lösungsvorschläge gibt es 
bereits. Wir müssen aber auch mit ei-
ner Verzögerung von 1 bis 2 Monaten 

rechnen, Baubeginn wäre demnach 
Frühjahr 2008, die Bauzeit wird 6 bis 8 
Monaten dauern. Das entspricht wei-
terhin unserem Bauzeitplan. Durch den 
neuen Geschiebefang wird künftig im 
Stadtgebiet die Schotterablagerung in 
der Steyr und in der Enns nachhaltig 
reduziert. Die Bauarbeiten für das 
neue Ausleitungsbauwerk, das neue 
Ausleitungsgerinne, des Gleinker Tei-
ches konnte im Juni 2007 abgeschlos-
sen werden. Diese Maßnahme soll in 
Zukunft ein Überborden des Gleinker 
Teiches und Überschwemmungen im 
Bereich Klosterstraße bis zu einem 
hundertjährigen Hochwasserereignis 
verhindern. Eine weitere hochwasser-
schutzrelevante Baumaßnahme, die 
geringe Ertüchtigung und der Neubau 
der Zufahrtsbrücke im Bereich Mayr-
hofweg wurde im Herbst 2007 mit dem 
Gewässerbezirk Linz durchgeführt. Die 
Gerinneaufweitung und die zwei erfor-
derlichen Brückenneubauten im Ste-
fan-Fadinger-Ring sind behördlich ge-
nehmigt und sollen im nächsten Jahr 
umgesetzt werden. Wir arbeiten mit 
Hochdruck und wir haben bisher 1,73 
Mio. Euro für den Hochwasserschutz 
der Steyrerinnen und Steyrer verbaut, 
die Gesamtkosten werden bei etwa 14 
Mio. Euro liegen.  
Nun ein paar Sätze zum weiteren 
Großprojekt des Jahres, dem Umbau 
des Reithoffergebäudes. Auf 7.500 m² 
Nutzfläche werden unter anderem eine 
Musikschule, Büros des Magistrates 
und eine Ausstellungsfläche entstehen. 
In etwa 1 ½ Jahren wird das Projekt 
abgeschlossen sein. Kernstück des 
Hauses ist eine moderne, energiespa-
rende Umwelt- und Haustechnik. Im 
Reithofferhaus werden unter anderem 
Wärmepumpen, Photovoltaikanlagen 
und Lichtmanagement verwendet. Die-
ses Lichtmanagement sorgt automa-
tisch für optimale Licht- und Schatten-
verhältnisse und hilft so beim Energie-
sparen. Aus der ehemaligen Gummi-
warenfabrik wird nun ein Ökomuster-
haus. Gummiwarenfabrik deshalb, weil 
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ja die Firma Semperit daraus entstan-
den ist. Die Gesamtkosten für den 
Umbau betragen 12,99 Mio. Euro, da-
von abziehen muss man die Förderung 
des Landes Oberösterreich, die man 
bereits fix zugesagt bekommen hat. 
Auf der Habenseite scheinen auch Be-
träge auf, die wir beim Verkauf der al-
ten Musikschule und des Amtshauses 
Redtenbachergasse einnehmen. Ge-
spart werden kann auch bei den Miet-
kosten, die die Stadt jetzt noch für die 
Magistratsabteilungen in nichtstädti-
schen Häusern ausgeben muss. Vor-
aussichtlich im Frühjahr 2009 wird das 
Projekt abgeschlossen sein.  
Die Situation auf dem Steyrer Arbeits-
markt hat sich heuer gut entwickelt, 
alle Trends weisen in eine positive 
Richtung. Die Novemberzahlen für 
2007 weisen eine Arbeitslosenquote 
von 4,1 % aus, im Vergleichzeitraum 
des Jahres 2006 lag die Quote noch 
bei 4,5%. Sehr erfreulich ist, dass die 
Zahl der jungen Leute, die eine Lehr-
stelle suchen, ebenfalls gesunken ist, 
und zwar um 7,7 % gegenüber dem 
Vorjahr. Auch die Zahl der Firmenneu-
gründungen lässt auf ein positives 
Wirtschaftsklima schließen. Bis 30. 
September 2007 hat die Wirtschafts-
kammer 88 Neugründungen und 19 
Übernahmen registriert, das ist ein 
sehr guter Wert.  
Sehr gut ist auch der Trend im Wirt-
schaftspark Stadtgut. Vor knapp 10 
Jahren ist die Idee entstanden, im 
Norden der Stadt einen Wirtschafts- 
und Dienstleistungspark zu schaffen, 
heute sind 37 Unternehmen mit rund 
680 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Stadtgutareal angesiedelt. Mit dem 
Neubau der Firma FWI werden etwa 
weitere 60 hochwertige Arbeitsplätze 
im Stadtgut entstehen. Gestern haben 
wir zu diesem Thema ja eine Presse-
konferenz gegeben und es ist in Aus-
sicht gestellt worden, dass zusätzliche 
60, also in Summe dann 120 Mitarbei-
ter in diesem Bereich zu erwarten sind. 
Nach der dritten abgeschlossenen 

Ausbaustufe stehen im Wirtschafts- 
und Dienstleistungspark Stadtgut nun 
insgesamt 30 Hektar Grund für innova-
tive Unternehmen bereit. Die hochwer-
tige Infrastruktur und die maßge-
schneiderten Angebote für Unterneh-
men haben zu einem Bauboom ge-
führt, der heute noch anhält. Der Wirt-
schaftspark Stadtgut passt sehr gut in 
das ökonomische Konzept der Stadt 
Steyr und wertet die gesamte Wirt-
schaftsregion Steyr auf. Bewährt hat 
sich im Wirtschaftspark Stadtgut auch 
die Partnerschaft zur Stadt Steyr mit 
privaten Investoren. Dieses erfolgrei-
che Modell könnte in Zukunft auch in 
anderen Bereichen der Kommunalpoli-
tik angewendet werden.  
Auch im Tourismus haben sich Einsatz 
und Engagement aller Beteiligten ge-
lohnt. Die Tendenz ist steigend, 
kommuniert bis zum Oktober 2007 gab 
es im Vergleich zum Vorjahr ein Plus 
von 10,6 % bei den Nächtigungen. 
 
Aber nun zum Budget für das Jahr 
2008. Die Eckdaten sind ja bekannt, 
ich möchte nur kurz einige Zahlen an-
führen. 
Für den ordentlichen Haushalt werden 
wir 102,14 Mio. Euro bereitstellen und 
für den außerordentlichen Haushalt 
sind 11,35 Mio. Euro vorgesehen, die 
Gesamtsumme 113,49 Mio. Euro. Die 
Vergleichszahlen aus dem Voran-
schlag des Jahres 2007 – ordentlicher 
Haushalt 96,27 Mio. Euro, außeror-
dentlicher Haushalt 10,75 Mio. Euro, 
Gesamt 107,02 Mio. Euro.  
Ich habe schon eingangs erwähnt, 
dass die Erstellung des Zahlenwerkes 
für 2008 nicht einfach war. Ein Prob-
lem stellen die nahezu explodierenden 
Kosten im Sozialbereich dar. Die Zahl 
der Sozialhilfebezieher wird immer 
größer, im Jahr 2002 registrierten die 
zuständigen Magistratsmitarbeiter 65 
Sozialhilfebezieher pro Monat, im heu-
rigen Jahr sind es bereits 243. Dem-
entsprechend entwickeln sich auch die 
Kosten von 297.700,-- Euro im Jahr 
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2002 auf 1,3 Mio. Euro im Jahr 2007 
Also die zwei Zahlen muss man sich 
vor Augen führen. Einer der Haupt-
gründe für den Anstieg für Sozialhilfe-
bezieher, sowie Menschen mit niedri-
gem Bildungsniveau, es wird immer 
schwieriger einen Arbeitsplatz zu fin-
den. Auch den Bewohnern von Alten- 
und Pflegeheimen muss immer mehr 
Sozialhilfe gezahlt werden. Die Stadt 
hat deshalb das Projekt YES gestartet. 
YES steht für „Steyr erfolgreich steu-
ern“. Ziel dieser Aktion ist es, Modelle 
zu erarbeiten, die dem starken Kos-
tenanstieg entgegenwirken und die 
auch von der Stadt beeinflusst werden 
können. Mit spezieller Präventionsar-
beit will man verhindern, dass immer 
mehr Familien in den Sog nach unten 
geraten. Ein großes Problem ist auch 
die immer weiter zu unseren Unguns-
ten auseinanderklaffende Schere bei 
den Landestransfers. Ich möchte ihnen 
diese Entwicklung anhand einiger Zah-
len verdeutlichen. Im Jahr 2003 haben 
wir bei den Landestransfers 7,48 Mio. 
Euro eingenommen und 14,36 Mio. 
Euro ausgegeben, das bedeutete ein 
Minus von 6,88 Mio. Euro. Dieses Mi-
nus wächst und wächst. Im Rech-
nungsjahr 2006 auf 9,86 Mio. Euro, im 
Voranschlag 2007 auf 12,1 Mio. Euro 
und im Voranschlag 2008 auf 12,97 
Mio. Euro. Also die Differenz von Ein-
nahmen und Ausgaben bei den Lan-
destransfers entwickelt sich äußerst 
negativ. Betrachtet man die Entwick-
lung der Ertragsanteile des Bundes, 
sieht man eine für die Stadt Steyr e-
benfalls ungünstige Tendenz. Im Jahr 
2002 bedeckte dieser Betrag noch 
38,17 % der Einnahmen im ordentli-
chen Haushalt, im Voranschlag für 
2008 ist eine Deckungsquote von nur 
36,53 % ausgewiesen. Also von 38,17 
% auf 36,53 % ist diese Quote gefal-
len, auch wenn die absoluten Zahlen 
gestiegen sind. Also auch in diesem 
Bereich müssen wir ein deutliches Ge-
fälle zur Kenntnis nehmen.  

Ich möchte auch noch ein paar Sätze 
zu den Personalkosten sagen. Wir ha-
ben schon beim Rechnungsabschluss 
für das Jahr 2006 eine sehr gute Quote 
von 26,03 % Anteil am ordentlichen 
Budget erzielt. Im Voranschlag 2008 
haben wir diesen Betrag noch weiter 
senken können und zwar auf 25,58 %, 
das sind 26,13 Mio. Euro. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang aber auch 
darauf hinweisen, dass der Magistrat 
als Arbeitgeber zu den wichtigsten 
Wirtschaftsmotoren der Stadt zählt und 
als Serviceeinrichtung auch für die ho-
he Lebensqualität für die Steyrerinnen 
und Steyrer sorgt. Maßvolles Sparen 
im Personalbereich ist sicherlich rich-
tig, wir dürfen dabei aber auch nicht 
vergessen, dass man bei einer redu-
zierten Belegschaft auch Leistungen 
wie Müllabfuhr, Straßendienst, Stra-
ßenbau oder Busverkehr radikal zu-
rücknehmen müsste, was sicherlich 
nicht im Sinne der Bürgerinnen und 
Bürger der Stadt Steyr ist.  
 
Meine Damen und Herren, grundsätz-
lich ist das Budget immer eine Vor-
schau, erst der Rechnungsabschluss 
zeigt den tatsächlichen Ablauf des Fi-
nanzjahres und ich bin überzeugt, dass 
wir, wie in den vergangenen Jahren, 
auch 2008 das Ergebnis im Verlaufe 
des Jahres verbessern werden. Natür-
lich haben wir auch für das kommende 
Jahr vorsichtig budgetiert, immer mit 
einem genauen Blick auf die Kosten-
struktur. Das umfangreiche Zahlen-
werk für das kommende Jahr ist der 
finanzielle Leitfaden, der auch nach 
bestem Wissen und Gewissen erstellt 
wurde und in dem, davon bin ich über-
zeugt, kein Projekt, kein Vorhaben 
enthalten ist, das nicht im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt 
ist. Deshalb darf ich sie ersuchen, die-
sem Budgetvoranschlag mit möglichst 
breiter Mehrheit zuzustimmen, wobei 
ich gleich dazusagen möchte, wir ha-
ben einen Abänderungsantrag der 
SPÖ dazu und ich bitte um Debatte 
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bzw. Zustimmung zu diesem Abände-
rungsantrag.  
 
12) Fin-100/07 
      Voranschlag der Stadt Steyr für  
      das Rechnungsjahr 2008  
 
Der Gemeinderat möge beschließen: 
 
Der Voranschlag der Stadt Steyr für 
das Rechnungsjahr 2008 wird 
 
im ordentlichen Haushalt mit Einnah-
men und Ausgaben in Höhe von 
 

EURO 102.141.600,-- 
 
und im außerordentlichen Haushalt mit 
Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 
 

EURO 11.354.700 
 
ausgeglichen – im einzelnen mit den 
Beträgen, die in den vorliegenden Ein-
zelvoranschlägen ausgewiesen sind – 
festgestellt. 
 
Als gegenseitig deckungsfähig werden 
die in den Sammelnachweisen ange-
führten Ausgaben erklärt. 
 
Weiters wird genehmigt: 
 
a) Die dem Voranschlag beigeschlos-

senen „Allgemeinen Vollzugsbe-
stimmungen zur Durchführung des 
Voranschlages“. 

b) Die „Mittelfristige Finanzplanung für 
die Jahre 2008 – 2010“ mit Ein-
nahmen bzw. Ausgaben im ordent-
lichen Haushalt in der Höhe von 
EURO 97.256.900,-- bzw. EURO 
102.141.600,-- im Jahr 2008, EU-
RO 99.199.149,-- bzw. EURO 
103.936.921,-- im Jahr 2009 und 
EURO 101.558.967,-- bzw. EURO 
106.395.853,-- im Jahr 2010 sowie 
Vorhaben im mittelfristigen Investi-
tionsplan in der Höhe von EURO 
11.354.700,-- im Jahr 2008, EURO 

10.971.300,-- im Jahr 2009 und 
EURO 12.945.900,-- im Jahr 2010. 

c) Der Wirtschaftsplan der Stadtwerke 
Steyr mit Aufwendungen und Er-
trägen in Höhe von insgesamt EU-
RO 16.611.800,--, der Investitions-
plan der Stadtwerke Steyr mit Er-
fordernissen und deren Bedeckung 
in Höhe von EURO 2.421.900,--, 
der Wirtschaftsplan des Alten- und 
Pflegeheimes Tabor mit Aufwen-
dungen und Erträgen in Höhe von 
insgesamt EURO 5.154.689,--, der 
Wirtschaftsplan des Alten- und 
Pflegeheimes Münichholz mit Auf-
wendungen und Erträgen in Höhe 
von insgesamt EURO 4.667.500,--, 
der Voranschlag der Dr. Wilhelm 
Groß-Stiftung und der Dienstpos-
tenplan.  

 
Die ausschließlichen Gemeindeabga-
ben werden wie folgt erhoben: 
 
Die Hebesätze betragen: 
 

Grundsteuer A für  
land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

 
500 v. H. 

 
Grundsteuer B für  

andere Grundstücke 
 

500 v. H. 
 
 
 

ABÄNDERUNGSANTRAG 
 
Voranschlag der Stadt Steyr für das 
Rechnungsjahr 2008  
 
Der Antrag des Stadtsenates an den 
Gemeinderat Fin-100/07, Mag.Le/ha, 
beschlossen in der Sitzung des Stadt-
senates vom 08.11.2007, wird wie folgt 
abgeändert: 
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Der Voranschlag für das Rechnungs-
jahr 2008 wird 
 
im ordentlichen Haushalt mit Einnah-
men und Ausgaben anstelle von  
EURO 102.141.600,-- mit 
 

EURO 102.709.400,-- 
 
und den in der beigeschlossenen Auf-
stellung angeführten Änderungen 
 
sowie im außerordentlichen Haushalt 
mit Einnahmen und Ausgaben anstelle 
von EURO 11.354.700,-- mit 
 

EURO 11.306.300,-- 
 
und den in der beigeschlossenen Auf-
stellung angeführten Änderungen 
 
festgestellt. 
 
Bezüglich der in der Beilage angeführ-
ten zusätzlichen Mittel wird festgelegt, 
dass sie nur für die angeführten Zwe-
cke zur Verfügung stehen und daher 
Kreditübertragungen für andere Vor-
haben auf keinen Fall möglich sind. 
 
Weiters werden sämtliche andere sich 
aus den oben angeführten Änderungen 
ergebenden Abänderungen des Vor-
anschlages für das Rechnungsjahr 
2008 genehmigt. 
 
Sämtliche anderen Teile des ursprüng-
lich vorgelegten Voranschlages für das 
Rechnungsjahr 2008 bleiben unverän-
dert. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
GR Altmann bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                                                                   
DI CHRISTIAN ALTMANN: 
Sehr geehrter Herr Finanzreferent und 
Bürgermeister Forstenlechner, sehr 
geehrtes Präsidium, geschätzte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-

tes, verehrte Vertreter der öffentlichen 
Medien. Es geht jetzt um den Abände-
rungsantrag für das Budget 2008 und 
um die Budgetdebatte und ich möchte 
auf das Budget näher eingehen, weil 
mir der Abänderungsantrag ja erst jetzt 
zugegangen ist und mir auch die Zeit 
ein bisschen gefehlt hat, mich hier et-
was genauer einzulesen, aber ich darf 
jetzt auf das Budget zu sprechen 
kommen. Für mich gehört schon Mut 
dazu, sich als Finanzreferent hier heu-
te hinzustellen und von einem ökono-
mischen und ausgeglichenen Budget 
zu sprechen. Da muss man sich schon 
die Frage stellen, ob denn hier von den 
gleichen Zahlen gesprochen wurde, 
denn das Zahlenwerk, das mir und ih-
nen allen vorliegt, spricht für mich eine 
gänzlich andere Sprache. Diejenigen, 
die letztes Jahr meinen Ausführungen 
zum Budget aufmerksam gelauscht 
haben, werden sich vielleicht noch er-
innern, dass wir als ÖVP, sowie alle 
anderen Parteien, mit Ausnahme der 
SPÖ, vor der Entwicklung des Steyrer 
Stadtbudgets gewarnt haben. Was es 
geholfen hat, hat uns ja die letzte Sit-
zung zum Nachtragsvoranschlag für 
das Jahr 2007 schon deutlich vor Au-
gen geführt. Mit einer nahezu Verdopp-
lung des außerordentlichen Haushaltes 
hat sich das Zahlenwerk, über das wir 
letztes Jahr um diese Zeit debattiert 
haben, komplett verändert. Aber diese 
Budgetschönfärberei ist ja bei uns in 
Steyr nichts Neues, sondern hat – wie 
man durch Erfahrung aus den letzten 
Jahren mit Sicherheit sagen kann – 
durchaus System. Da werden bei-
spielsweise die Kosten im Bereich So-
ziales und Jugendwohlfahrt nicht mit 
den bereits absehbaren Kosten budge-
tiert, sondern bewusst extrem niedrig 
angesetzt, was vom Herrn Bürgermeis-
ter auch immer als „vorsichtiges bud-
getieren“ bezeichnet wird. Auch diese 
Verschleierung musste so quasi bei 
der letzten Gemeinderatssitzung durch 
den alleinigen Beschluss der SPÖ 
beim Nachtragsvoranschlag korrigiert 
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werden. Auf das Thema Vorwärts und 
den 800.000,-- Euro Schadensfall 
komme ich jetzt gar nicht erst zu spre-
chen, das würde sicherlich noch Ge-
genstand der einen oder anderen De-
batte hier im Hause sein. Da wir nun 
wissen, dass wir mit der Betrachtung 
des einzelnen Budgetjahres leider kei-
ne, oder nur wenig aussagekräftige 
Schlüsse ziehen können, habe ich mir 
auch heuer wieder die Mühe gemacht, 
ihnen einige Kennzahlen auszurech-
nen, die ich ihnen im Anschluss dann 
präsentieren möchte. Vielleicht zu den 
Quellen, die Kennzahlen umfassen 
den Vergleich der Rechnungsab-
schlüsse 2001 bis 2006, den Nach-
tragsvoranschlag 2007 und den Vor-
anschlag für 2008 und ich möchte die-
se Kennzahlen auch aus diesem 
Grund verwenden, um ihnen unmiss-
verständlich diesen Negativtrend, von 
dem die Opposition schon seit einigen 
Jahren spricht, des Steyrer Haushaltes 
vor Augen zu führen, da der Blick auf 
einzelne Budget- und Rechnungspos-
ten den Blick auf das Ganze trüben 
und wir uns in einer Detaildiskussion 
verstricken würden.  
Der Städtebund empfiehlt für eine aus-
geglichene Budgeterstellung die An-
wendung einer Reihe von Kennzahlen 
und hat auch einen sogenannten 
Quicktest bzw. Schnelltest entwickelt, 
mit dessen Hilfe eine rasche Überprü-
fung der Stadtfinanzen möglich wird. 
Die erste Kennzahl, die vom Städte-
bund empfohlen wird, ist die Quote 
öffentliches Sparen, die ich ihnen da 
zeigen darf. Diese Kennzahl spiegelt 
das Verhältnis zwischen dem öffentli-
chen Sparen und den laufenden Aus-
gaben wieder. Es zeigt an, in welchem 
Ausmaß die laufenden Einnahmen hö-
her sind als die laufenden Ausgaben. 
Je höher dieser Wert ist, desto mehr 
Mittel stehen für die Finanzierung der 
Ausgaben und Vermögensgebarung, 
d. h. für Neuinvestitionen und die damit 
verbundenen Folgelasten, zur Verfü-
gung. Liegt der Wert bei Null, ist dies 

ein ernsthaftes Zeichen für Überforde-
rung des Haushaltes. Mit den laufen-
den Einnahmen können de facto nur 
mehr laufende Ausgaben gedeckt wer-
den und der Städtebund empfiehlt ja 
ganz klar, einen Konsolidierungskurs 
einzuleiten und bei einem negativen 
Wert ist die Finanzsituation sehr ernst. 
Der Städtebund sagt dazu, Sanie-
rungsmaßnahmen sind unverzüglich 
einzuleiten. Sehr geehrter Herr Finanz-
referent, meine sehr geehrten Kollegen 
von der SPÖ, was sagen wir nun zu 
dieser Entwicklung, die in den letzten 2 
Jahren, oder eigentlich nach dem all-
gemeinen Trend sehr stark nach unten 
fällt und im Vor- und Nachtragsvoran-
schlag 2007 und Voranschlag 2008 
deutlich ins Negative geht? Wir sind 
hier von der Quote öffentliches Sparen 
von 12 % auf unter 5 % im Jahr 2006 
gefallen und seit diesem Jahr und im 
nächsten Jahr geht dieser Wert ins 
Negative. Laut Städtebund sind wir 
unverzüglich aufgerufen Sanierungs-
maßnahmen einzuleiten, da – und hier 
darf ich wieder zitieren – ein klares 
Zeichen der Überforderung des Haus-
haltes vorliegt. Jetzt werden sie mir 
sicherlich entgegnen, dass eine einzi-
ge Kennzahl mit Sicherheit noch nicht 
aussagekräftig ist und da haben sie 
natürlich völlig Recht. Betrachten wir 
daher die Eigenfinanzierungsquote der 
Stadt Steyr. Diese Kennzahl zeigt an, 
in welchem Ausmaß die Ausgaben der 
laufenden Gebarung sowie der Ver-
mögensgebarung ohne Finanztransak-
tionen durch laufende Einnahmen aus 
diesen beiden Kategorien gedeckt 
werden. Ein kontinuierlicher Rückgang 
zeigt, dass der Eigenfinanzierungs-
spielraum nachhaltig geringer wird und 
der Differenzwert zu Hundert nur durch 
eine Nettoneuverschuldung und/oder 
durch Rücklagenauflösung zu finanzie-
ren ist. In Steyr haben wir von einem 
Wert rund um 100, das spricht für ei-
nen halbwegs ausgeglichen Haushalt, 
jedoch schon ohne großen Spielraum, 
deutlich auf 95 % abgebaut. Laut dem 
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Städtebund reicht dieser Wert im öster-
reichweiten Vergleich gerade noch für 
die Note Genügend. Addiert man die 
Differenz zwischen Einnahmen und 
Ausgaben seit dem Jahr 2001 so stellt 
man fest, dass wir in Steyr in den letz-
ten 7 Jahren um rund 9 Mio. mehr 
Geld ausgegeben als eingenommen 
haben. Zieht man die mittelfristige Fi-
nanzplanung vom Mag. Lemmerer mit 
in Betracht, dann wird sich die Diffe-
renz bis ins Jahr 2010 auf 22 Mio. Euro 
erhöhen. Das ist eine unfassbare 
Summe von mehr als 300 Mio. Schil-
ling. Eine wirklich interessante Kenn-
zahl ist für mich die Verschuldensdau-
er, diese Kennzahl zeigt an, wie lange 
auf Basis des durchschnittlich öffentli-
chen Sparens die Rückzahlung der 
bestehenden schuldähnlichen Ver-
pflichtungen, das sind Darlehen, Bar-
werte aus Leasingverpflichtungen so-
wie schlagend werdende Haftungen, 
wie z. B. aus der Causa Vorwärts, wie 
lange die dauern. Sie ist laut dem 
Städtebund ein zentraler Indikator für 
das Ausmaß der Verschuldung, Werte 
unter 3 Jahre sind ausgezeichnet, über 
25 Jahre sind katastrophal. In Steyr hat 
sich die Verschuldensquote von 4 Jah-
ren im Jahr 2001 auf fast 20 Jahre mit 
dem Rechnungsabschluss im Jahre 
2006 erhöht. Mit dem Voranschlag 
2008 steigert sich die Verschuldens-
dauer auf knapp 27 Jahre und bewegt 
sich laut Städtebund im Vergleich mit 
anderen Städten im Bereich nicht ge-
nügend. Geht man von den 39.399 
Steyrerinnen und Steyrer laut der letz-
ten Volkszählung im Jahr 2001 aus, 
dann hat sich die Pro-Kopf-
Verschuldung von 872,-- Euro auf 
1.612,-- Euro pro Steyrerin und Steyrer 
verdoppelt. Das heißt, die in den Me-
dien von der SPÖ als immer ausgewo-
gene beschriebene Finanzpolitik hat 
den Steyrerinnen und Steyrern in den 
letzten 8 Jahren um jährlich im Schnitt 
100,-- Euro mehr Schulden einge-
bracht. Die nächste Kennzahl und de-
ren Entwicklung hat für mich auch eine 

sehr symbolträchtige und auch ent-
scheidende Wirkung für die Zukunft. 
Die Quote freie Finanzspitze zeigt den 
Überschuss der fortdauernden Geba-
rung an und damit in welcher Höhe 
eine Manövriermasse für neue Projek-
te besteht und deren Projekte gibt es ja 
in Steyr genug und nicht wenige. Wir 
benötigen in Steyr ein neues Alten- 
und Pflegeheim am Tabor und auf der 
Ennsleite, wir brauchen eine Resthof-
schule, das Heimathaus gehört saniert, 
ein Konzept zum Thema Stadtplatz im 
Aufbruch, ein Verkehrskonzept und 
auch ein Kulturenwicklungsplan liegen 
in der Schublade und warten auf die 
Umsetzung. Darüber hinaus brauchen 
wir eine Parkgarage und auch eine 
Westspange zur Verkehrsentlastung. 
Alles Projekte, die irgendwie in den 
nächsten Jahren finanziert werden 
müssen. Hatten wir im Jahr 2004 und 
2005 noch eine freie Finanzspitze von 
immerhin 5 Mio. bzw. 3 Mio. Euro, so 
ist die freie Spitze in den Folgejahren 
nicht mehr vorhanden. Im Gegenteil, 
der Trend geht unaufhörlich ins Nega-
tive. Dies bedeutet, dass kein finanziel-
ler Spielraum für teilweise wichtige 
Projekte mehr vorhanden ist und statt-
dessen, der Herr Bürgermeister hat es 
gerade angesprochen, leisten wir uns 
einen Amtstempel im Reithoffergelän-
de um 13 Mio. Euro. Ja, jetzt werden 
sie mir entgegnen, dass sie in den letz-
ten Jahren ja durchaus einen Sparkurs 
gefahren sind und dann ziehen sie 
immer das Beispiel von den Personal-
einsparungen aus dem Hut. Die Kenn-
zahl der Personalaufwandsquote, die 
mittels dem Schnelltest vom Städte-
bund aber herauskommt, zeigt für mich 
ein deutlich anderes Bild. Von 2001 auf 
2008 sind die Personalkosten im Ma-
gistrat von 21 Mio. auf 28 Mio. Euro 
geklettert, eine Steigerung von knapp 
20 %. Mussten im Jahr 2001 26 % der 
laufenden Einnahmen für die Perso-
nalkosten aufgewendet werden, so 
sind es im nächsten Jahr bereits knapp 
29 %. In Summe schlägt sich diese 
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Finanzpolitik auch im Schuldenstand 
der Stadt Steyr nieder. Im Jahr 2001 
betrug der Schuldenstand 30 Mio. Eu-
ro. In den letzten 8 Jahren haben Sie, 
Herr Bürgermeister und die SP-
Mehrheit es geschafft, diesen Schul-
denberg mehr als zu verdoppeln und 
auf 63 Mio. Euro anzuhäufen. Gleich-
zeitig sind die Rücklagen in den letzten 
Jahren ausgeräumt worden und wer-
den 2008 bzw. 2009 endgültig aufge-
braucht sein. Ich könnte ihnen noch 
eine Reihe von weiteren Kennzahlen 
bringen, die der Städtebund so für die 
Budgeterstellung empfiehlt, etwa Ver-
waltungs- und Betriebsaufwandsquote, 
Vermögensgebarung, Finanztransakti-
onen, Zinsaufwand für Schulden und 
viele andere mehr, von mir aus den 
gesamten Kennzahlenkatalog, den der 
Städtebund empfiehlt, aber alle Kenn-
zahlen und alle Trends weisen eine 
Richtung und können aus meiner Sicht 
auch nicht missinterpretiert werden, 
aber das werden wir ja hier in der De-
batte noch hören. Aus meiner Sicht, 
läuft die Stadt auf ein finanzielles De-
saster zu, für das sie, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der SPÖ, in den letz-
ten Jahren durch ihre alleinige Zu-
stimmung, gegen der Stimmen der 
Opposition, auch die alleinige Verant-
wortung tragen müssen. Ich kann mir 
auch vorstellen, warum sie diese Ent-
wicklung mit einem Schulterzucken 
abtun, sie sind der Meinung, dass das 
Budget und die finanzielle Situation 
den Steyrerinnen und Steyrern auch 
nicht kümmert, dass es ihnen auch 
egal ist, wenn der Schuldenberg weiter 
wächst, während wir die Rücklagen, 
die finanziellen Reserven der Stadt 
Steyr sukzessive und im nächsten 
bzw. übernächsten Jahr definitiv auf-
gebraucht haben werden. Das mag 
vielleicht schon sein, aber ich bin mir 
nicht sicher, wie die Steyrer Bürger in 
den nächsten Jahren reagieren, wenn 
wichtige und notwendige Projekte für 
die Stadt aufgrund der von ihnen ver-
schuldeten Finanzmisere nicht umge-

setzt werden können. Ich denke nicht, 
dass es dann den Steyrerinnen und 
Steyrern egal sein wird, wenn es kein 
Altenheim am Tabor oder auf der 
Ennsleite gibt, oder das nur verspätet 
gebaut werden kann, wenn das Hei-
mathaus nicht saniert werden kann, 
wenn es keine rechtzeitige Westspan-
ge gibt, wenn es keine Parkgarage 
gibt, keine Resthofschule, keinen Kul-
turentwicklungsplan, kein Verkehrs-
konzept, keinen Stadtplatz im Aufbruch 
usw. Mir als Gemeinderat ist diese Si-
tuation jedenfalls nicht egal, ich kann 
hier nicht – im Gegensatz zum Herrn 
Bürgermeister – von einem ökonomi-
schen, ausgeglichenen, guten Budget 
reden. Und weil die Entwicklung und 
die Fakten für mich klar sind und mir 
die Zukunft unserer Stadt nicht gleich-
gültig ist, werde ich und auch meine 
Fraktion unsere Zustimmung zum Vor-
anschlag 2008 nicht geben. Danke für 
die Aufmerksamkeit. 
 
Beifallskundgebung 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Kollege Payrleithner bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                         
HANS PAYRLEITHNER: 
Wertes Präsidium, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Nach dem ausführlichen 
Bericht unseres Kollegen Altmann darf 
ich vorausschicken, dass unser Frakti-
onsobmann und Experte in Zahlen 
dann nach mir ausführlich zum Budget, 
Voranschlag 2008 Stellung nehmen 
wird. Nachdem aber der Herr Bürger-
meister in seinen Ausführungen ein-
gangs ein ganz wichtiges Projekt sehr 
ausführlich behandelt hat, nämlich den 
Hochwasserschutz in Steyr, und mir 
das immer ein großes Anliegen war, 
erlauben sie mir ein paar Bemerkun-
gen zu diesem Thema. Es ist nicht 3 
Jahre, 3 Jahre gibt es jetzt die Studie, 
das Jahrhunderthochwasser ist 5 ½ 
Jahre her und als wir heuer im Som-
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mer den schleppenden Fortschritt bei 
den Hochwasserschutzmaßnahmen 
kritisiert haben, war der Herr Bürger-
meister „not a’mused“, wie es so schön 
heißt, war sehr sauer auf uns und Wo-
chen darauf hat sich dann herausge-
stellt, dass unsere Befürchtungen 
durchaus zu Recht sind, weil wenn 
man sich den Zeitplan, der in der 
Grundstudie festgehalten ist, jetzt an-
schaut und wie er umgesetzt wird, ist 
sehr wohl wieder eine Verzögerung 
drinnen. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Wo ist eine Verzögerung? 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Also haben wir mit unseren Sorgen 
durchaus Recht gehabt. Der Baube-
ginn jetzt im Winter verzögert sich 
schon wieder auf das Frühjahr hinaus.  
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Ja, 2 Monate, aber wir halten die Fer-
tigstellung ein. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Darf ich das jetzt zu Ende sagen? Du 
hast ja dann Gelegenheit, auf alle heu-
te vorgebrachten Budgetreden einzu-
gehen, von dem wirst du ja auch sicher 
Gebrauch machen. Nachdem das ein 
sehr wichtiges Anliegen ist, möchte ich 
schon mit Nachdruck einfordern, dass 
diese 14 Mio., wenn ich richtig zuge-
hört habe ... 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Nein! 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Ich nehme an, dass das der Gesamt-
rahmen mit den Landeszuschüssen ist, 
dass wir über diese 14 Mio. in einem 

Jahr wieder debattieren, weil wir sie 
übertragen und weiterschreiben müs-
sen, sondern dass die jetzt wirklich 
umgesetzt werden, weil die Maßnah-
men, die am Ramingbach gesetzt wor-
den sind, sind natürlich gut zu heißen 
und wir sind das den Menschen dort 
vergönnt, allerdings warten wir sehn-
lichst auf die Umsetzung der Hoch-
wasserschutzmaßnahmen in der Stadt 
und solang das Entlastungsgerinne 
zwecks Schotterentnahme in der Un-
terhimmler Au nicht gestattet wird, nüt-
zen uns alle Maßnahmen wenig bis gar 
nichts, bzw. finden die Maßnahmen ja 
gar nicht statt. Irgendwie habe ich so 
ein bisschen den Eindruck, weil es ge-
rade aktuell ist, die B 309 und das 
Hochwasser, von der Abwicklung her 
ist eine gewisse Ähnlichkeit, weil dass 
es Verfahrensabwicklungen gibt, dass 
es Gutachten gibt, dass es Genehmi-
gungen wasserrechtlicher Natur, öko-
logischer Natur usw. gibt, dass die not-
wendig sind, das müssten doch die 
Beamten und die zuständigen Herr-
schaften am Land, aber auch bei uns 
im Haus, durchaus wissen, es kann 
doch nicht jetzt auf einmal der Grund 
sein, dass das immer wieder hinaus-
geschoben wird, dass man ökonomi-
sche und wasserrechtliche Genehmi-
gungen braucht, das hat man zum 
Zeitpunkt der Erstellung der Grundstu-
die auch schon gewusst. Darum ver-
stehe ich das nicht ganz. Du hast dich 
doch selber in einer Zeitung als „der 
Bürgermeister, der in die Geschichte 
eingehen wird als Besieger des Hoch-
wassers“ bezeichnet – Grüß Gott Sieg-
fried Forstenlechner – also ich weiß 
nicht, wie das dann mit der Realität 
vereinbar ist, Tatsache ist, dass wir 
wirklich darauf pochen, dass das jetzt 
umgesetzt wird und erwarten uns von 
dir, dass du dein ganzes Gewicht – in 
jeder Hinsicht – in dieser Sache ein-
setzt, damit wir nicht wieder in einem 
Jahr darüber diskutieren müssen, wa-
rum es dann 6 ½ Jahre her ist und we-
nig bis gar nichts geschehen ist. Ich 
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möchte jetzt nicht dir alleine die Schuld 
zuschieben, das sicherlich nicht, aber 
man kann ja auch dort Druck machen, 
man hat es ja auch bei der B 309 ge-
sehen, dass letzten Endes, wenn man 
Druck macht, offensichtlich etwas wei-
ter geht, auch wenn jetzt schon wieder 
der große Keil drinnen ist. Wir erwarten 
doch auch in dieser sehr wichtigen An-
gelegenheit, dass endlich etwas um-
gesetzt wird.  
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Herr GR Eichhübl bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Frau Vizebürgermeisterin, werte Herrn 
Bürgermeister, meine Damen und Her-
ren des Gemeinderates, werte Gäste. 
Ich bin zwar jetzt nicht in der Lage, so 
wie unser Kollege Altmann vorhin, da-
mit meine ich natürlich den gesamten 
Gemeinderat, er ist ja nicht bei uns in 
der Fraktion, statistisches Zahlenmate-
rial und Grafiken zu präsentieren, ich 
möchte aber dennoch aus meiner 
Sicht, und vor allen Dingen aus Sicht 
der freiheitlichen Gemeinderatsfraktion 
einiges zum Voranschlag 2008, den 
vorhin der Herr Bürgermeister und Fi-
nanzreferent eingebracht hat, aussa-
gen. Betrachtet man die Entwicklung 
der Einnahmen beim ordentlichen 
Haushalt ab 2005, so ist eine Steige-
rung von etwa 12 % feststellbar. Das 
ist zum Einen das Ergebnis von stän-
digen Gebühren- und Tarifanhebun-
gen, das habe ich heute bereits mehr-
mals zum Ausdruck gebracht, zum An-
deren aber vor allen Dingen auf die 
gute Wirtschaftslage und die damit 
verbundenen höheren Steuereinnah-
men zurückzuführen. Diese positive 
wirtschaftliche Entwicklung zeigt sich 
auch bei den höher werdenden Er-
tragsanteilen und Transferzahlungen, 
die der Stadt ja bekanntlich zu Gute 
kommen und zahlenmäßig ja auch 
nachweisbar sind. Obwohl bei den 

Landestransferzahlungen, das wurde 
heute bereits vom Herrn Bürgermeister 
erwähnt, noch immer eine Lücke von 
etwa 13 Mio. Euro zu ungunsten der 
Stadt vorhanden ist, haben sich die 
Einnahmen beim ordentlichen Haus-
halt seit 2005 jährlich im Schnitt um 
etwa 10,6 Mio. Euro erhöht. Außerdem 
werden die Einnahmen, nicht nur 2007 
sonder vor allen Dingen 2008 höher 
als geplant ausfallen, weil ja nach 
Drucklegung des Voranschlages, den 
wir ja bereits vor einiger Zeit erhalten 
haben, weitere Tarif- und Gebühren-
anhebungen, so wie heute, gegen un-
sere Stimmen, beschlossen wurden. 
Das wird sich natürlich beim Budget 
auf der Einnahmenseite besonders 
bemerkbar machen. Aber auch bei den 
derzeitig, laut Budgetvorlage ausge-
wiesenen Zahlen könnte man davon 
ausgehen, dass hier ein Überschuss 
erwirtschaftet wird und dass man eben 
entsprechende Rücklagen bilden könn-
te. Das ist jedoch weit gefehlt, weil sich 
nämlich zum Vergleich zu den Ein-
nahmen die Ausgaben ebenfalls sehr 
massiv erhöhen und im Steigflug be-
finden. Das kann man mit Fug und 
Recht behaupten. Es steigen z. B. die 
Ausgaben im Sozialbereich massiv an, 
aber auch die Personalkosten sowie 
die Zinsen beim Schuldendienst, um 
jetzt nur einige Beispiele zu nennen. 
Dazu kommt natürlich auch die heute 
bereits stundenlang diskutierte Haftung 
Vorwärts, in der derzeitigen Höhe von 
800.000,-- Euro, damals 9 Mio. Schil-
ling, und deswegen haben wir in der 
vergangenen Gemeinderatssitzung 
bereits darauf hingewiesen, dass aus 
unserer Sicht, bevor man das ausbe-
zahlt, ein Rechtsgutachten einzuholen 
wäre, ob es tatsächlich so ist, und ge-
rechtfertigt ist, dass die Stadt als Al-
leinhafter herangezogen wird. Ich 
möchte mich da nicht weiter verbreiten, 
wir haben ja wie gesagt bereits ausrei-
chend diskutiert und werden auch noch 
die Lage vorfinden, weiter diskutieren 
zu müssen und zwar was den Bau-
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rechtsvertrag betrifft. Zur Abdeckung 
des ordentlichen Haushaltes fehlen 
rund 4,9 Mio. Euro laut Vorlage, aber 
ich komme dann noch zu diesem Ab-
änderungsantrag, den an sich die SPÖ 
heute bei sich selbst eingebracht hat, 
der Herr Fraktionsvorsitzende wird ja 
noch etwas dazu sagen, aber der Herr 
Bürgermeister hat ja schon darauf hin-
gewiesen. Der Schuldenstand, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, der 
Stadt, ohne der ausgegliederten Be-
triebe, erhöht sich auf 63.261.000,-- 
Euro und der Gesamtschuldenstand 
steigt auf 78.097.000,-- Euro. Also das 
ist wirklich eine sehr deutliche Steige-
rung und Erhöhung des Schuldenber-
ges, beinahe ein Jahresbudget, der 
Kollege Apfelthaler sagt das richtig, 
den man der nachfolgenden Generati-
on hinterlässt, meine Damen und Her-
ren. Ich wage zu behaupten, dass das 
sicher keine verantwortungsvolle Bud-
getpolitik ist. Die Rücklagen sinken 
hingegen von 10,7 Mio. Euro im Jahre 
2007 auf 898.000,-- Euro im Jahre 
2008 und jetzt hat man das offensicht-
lich mit dem Nachtragsvoranschlag um 
48.000,-- Euro verbessert, weil man 
den ao.H. in dieser Größenordnung 
weniger belastet. Bei dieser dramati-
schen Budgetentwicklung müssten 
eigentlich alle Alarmglocken läuten und 
die Notbremse bei den Ausgaben ge-
zogen werden. Irgendwie erinnert mich 
das Budget von heute und das Budget 
der vergangenen Jahre an ein schlin-
gerndes Schiff auf hoher See bei 
Windstärke 12. Auf der Kommando-
brücke steht der Herr Bürgermeister 
und Finanzreferent David Forstenlech-
ner, nicht Siegfried Forstenlechner, 
das ist nur im Zusammenhang mit dem 
Hochwasser so zum Ausdruck ge-
bracht worden, auf der Kommandobrü-
cke, wie gesagt, steht der Herr Finanz-
referent, das Wasser steht ihm bereits 
bis zum Hals, er setzt aber kein Not-
signal, sondern sagt noch immer Schiff 
ahoi, das ist wirklich sehr eigenartig. 
Beim außerordentlichen Haushalt wird 

so wie in den vergangenen Jahren 
sehr – was die Größenordnung betrifft 
– massiv getrickst. Man setzt den ao. 
H. sehr bewusst niedriger an, erhöht 
diesen im Laufe des nächsten Jahres 
durch die bekannten Übertragungsbe-
schlüsse, obwohl man bereits jetzt 
weiß, dass verschiedene Vorhaben, 
die budgetär vorgesehen waren, aus 
bestimmten Gründen teilweise nicht, 
oder überhaupt nicht umgesetzt wur-
den. Dennoch ist zur Abdeckung die-
ses ao. H. mit einer ursprünglichen 
Gesamtsumme von 11,3 Mio. Euro 
eine neuerliche Darlehensaufnahme 
von 7.084.000,-- Euro erforderlich. 
Diese Zahlen beweisen sehr eindring-
lich und sehr deutlich den immer enger 
werdenden finanziellen Spielraum, ob-
wohl größere Vorhaben bereits außer-
budgetär über die GWG abgewickelt 
werden. Ich erinnere sie an den Um-
bau des Reithoffergebäudes, oder die 
Errichtung von weiteren notwendigen 
Alten- und Pflegeheimen, die über die 
GWG finanziert werden. Trotzdem 
werden aber auch diese Projekte durch 
die Rückzahlungen und die laufenden 
Betriebskosten den Stadthaushalt in 
Zukunft weiter massiv belasten, das ist 
selbstverständlich und auch klar nach-
vollziehbar. Besonders bedenklich ist 
aber auch die Tatsache, dass trotz der 
guten Wirtschaftslage, die ich vorhin 
angesprochen habe, und der damit in 
Verbindung stehenden hohen Steuer-
einnahmen, die Finanzlage der Stadt 
dramatisch schlechter wird. Nicht aus-
zudenken, meine Damen und Herren 
des Gemeinderates, was passiert, 
wenn die Wirtschaft nicht mehr so gut 
floriert. Was machen wir denn dann? 
Das alte Sprichwort, spare in der Zeit, 
dann hast du in der Not, dürfte offen-
sichtlich die Mehrheitsfraktion und den 
Finanzminister der Stadt noch nicht 
erreicht haben. Aber auch die Stadt-
werke, und wir diskutieren sehr oft 
darüber, Herr Kollege Hauser, entwi-
ckeln sich immer mehr in Richtung Be-
triebskostenzuschussbedarf von Seiten 
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der Stadt oder, das habe ich auch 
schon gesagt, aber Leistungsein-
schränkung. Diese Entscheidung wird 
über kurz oder lang, vor allen Dingen 
die Mehrheit in diesem Gemeinderats-
sitzungssaal, zu treffen haben. War es 
bis 2004 noch möglich, Gesamtbetrieb-
lich gesehen, Gewinn zu erzielen von 
einigen Hunderttausend Euro, so steigt 
seither der Verlust von Jahr zu Jahr, 
trotz ständiger Tarif- und Gebührenan-
hebungen, weiter an. Diese ständige 
Mehrbelastung unserer Bevölkerung ist 
einerseits bei der Wasserbezugsge-
bühr, dich ich ja bei der letzten Sitzung 
auch angesprochen habe, wegen der 
Gewinne, die in diesem Bereich der 
Stadtwerke erwirtschaftet werden, völ-
lig ungerechtfertigt und andererseits 
werden auch höhere Tarife die massi-
ven Probleme beim Betriebeverbund 
Gas und Verkehr auch nicht lösen 
können. Nicht nur, aber vor allen Din-
gen deswegen – vorhin habe ich es 
bereits angesprochen – wegen der 
schlechter werdenden Ertragssituation 
beim Gaswerk und damit im Betriebe-
verbund, ausgelöst durch die Liberali-
sierung am Gasmarkt, ist die Schaf-
fung eines weiteren Standbeines im 
Bioenergiebereich bei den Stadtwer-
ken längst überfällig. Zumindest ein 
Angebot, das wissen wir alle, gibt es, 
nämlich von einer Firma, die unter Be-
teiligung der Stadt bzw. der Stadtwerke 
ein Biomassekraftwerk errichten und 
betreiben würde, das liegt ja seit eini-
ger Zeit vor, aber die Entscheidung der 
Stadt, der Verantwortungsträger dieser 
Stadt lässt noch immer auf sich war-
ten. Um aber wieder auf den Stadt-
haushalt zurückzukommen, möchte ich 
darauf hinweisen, dass wir in Anbet-
racht der äußerst kritischen Finanzla-
ge, die sich aus den Zahlen ja eindeu-
tig ergibt, wir keinerlei Forderungen 
vonseiten der freiheitlichen Gemeinde-
ratsfraktion gesetzt haben, oder ver-
langt haben, die das Budget noch wei-
ter belasten würden. Im Gegenteil, wir 
haben so, wie in den vergangenen 

Jahren, Einsparungsmaßnahmen ver-
langt. Beispielsweise durch eine 20 
%ige Kreditsperre bei den Subventio-
nen, natürlich inkludiert auch die be-
kannte Fraktionsfinanzierung, oder 
aber auch den Verkauf von städtischen 
Liegenschaften, wie beispielsweise 
den Wirtschaftshof weiter voranzutrei-
ben. Diesbezüglich hat es ja bereits 
vor einiger Zeit ein sehr gutes Angebot 
gegeben, das hat man erstaunlicher-
weise ausgeschlagen und seither 
kämpft man wirklich bereits seit Jah-
ren, aus bekannten Gründen, um eine 
entsprechende Verwertung dieses vor-
hin angesprochenen Areals, des ehe-
maligen Wirtschaftshofes. Vor allem ist 
es aber höchst an der Zeit, alle Ausga-
benpositionen kritisch zu hinterfragen, 
um eben zu Einsparungen zu gelan-
gen. Man kann nicht immer nur die 
Tarife anheben um die Einnahmen zu 
erhöhen und auf der anderen Seite 
explodieren die Ausgaben. So kann es 
sicherlich nicht weitergehen, dass man 
die Bürger immer mehr belastet, um zu 
Einnahmen zu kommen. Was aber 
macht die Mehrheitsfraktion? Man er-
höht unmittelbar vor dieser Budgetsit-
zung Tarife und Gebühren, aber nicht 
etwa um das Budget zu sanieren, oder 
Rücklagen zu bilden, nein im Gegen-
teil, man stellt an sich selbst einen Ab-
änderungsantrag, der liegt ja allen vor, 
der weitere Ausgabenerhöhungen vor-
sieht. Ich möchte jetzt keinesfalls die 
Arbeit des Fraktionsvorsitzenden der 
SPÖ übernehmen und ihnen den Ab-
änderungsantrag im Detail zur Kennt-
nis bringen, aber Tatsache ist, dass 
folgende Veränderungen vorgesehen 
sind: Beim ordentlichen Haushalt soll 
eine Ausweitung von 567.800,-- Euro 
vorgenommen werden, das bedeutet, 
meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, dass sich der Abgang im ordentli-
chen Haushalt von diesen vorhin an-
gesprochenen 4.884.700,-- Euro auf 
5.141.200,-- Euro erhöht. Das ist das 
Ergebnis aus diesem Abänderungsan-
trag. Andererseits möchte man beim 
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außerordentlichen Haushalt um 
48.400,-- Euro einsparen, ich habe es 
vorhin bereits erwähnt, in der Form, 
dass man die Rücklagenentnahme 
reduziert. Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, wir werden selbstver-
ständlich vonseiten der freiheitlichen 
Gemeinderatsfraktion auch im kom-
menden Jahr budgetwirksame Anträge 
mit unterstützen, ich denke da bei-
spielsweise daran, dass es für uns 
selbstverständlich ist, dass wir Vorsor-
ge für die Pflege unserer älteren Mit-
bürger treffen, dass wir Geld für die 
Feuerwehr, für das Rote Kreuz und 
ähnliche Hilfsorganisationen zur Verfü-
gung stellen. In der Gesamtheit kön-
nen wir aber aus den vorhin von mir 
erwähnten nicht vorhandenen Einspa-
rungswillen diesen Gesamtantrag nicht 
unterstützen und werden daher gegen 
diesen Voranschlag 2008 bei der Ab-
stimmung votieren. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Frau GR Frech bitte. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. Ich sehe das über-
haupt nicht so dramatisch, wie meine 
Vorredner das Szenario jetzt gezeich-
net haben. Überhaupt nicht, weil die 
Einleitungsworte des Herrn Bürger-
meister lassen mich sehr wohl hoffen. 
Der Herr Bürgermeister hat auf Kant 
verwiesen und wenn er auf Kant ver-
weist, dann habe ich Hoffnung. Weil 
Kant ja unter anderem seine Kritik der 
praktischen Vernunft geschrieben hat 
und wenn man diese Kritik der prakti-
schen Vernunft hernimmt, die Kurzfas-
sung dazu ist – und das kennt jeder 
von ihnen – „handle so, dass dein ei-
genes Handeln Gesetz werden kann, 
Maxime für alle ist.“ Da geht es auch 
ein bisschen um Moral, moralisches 
Gesetz und da gehe ich davon aus, 

auch wenn es nicht im Budget ist, dass 
der Herr Bürgermeister und seine 
Fraktion selbstverständlich, beispiels-
weise 10.000,-- Euro, die für die Stan-
dorterweiterung, und nicht wie es 
fälschlicherweise im Amtsbericht steht, 
für den Standortwechsel, der Dreh-
scheibe Kind am Resthof, aufgebracht 
werden, weil das ist ja für uns alle eine 
moralische Verpflichtung, dass wir fle-
xible Kinderbetreuung in einem der-
maßen großen Stadtteil wie dem Rest-
hof auch fördern. Da geht es nur um 
10.000,-- Euro, die derzeit im Voran-
schlag nicht drinnen sind. Aber wie 
gesagt, es lässt hoffen, der Herr Bür-
germeister hat Kant zitiert und ich gehe 
davon aus, dass er sich seiner morali-
schen Verantwortung bewusst ist. Das 
gilt natürlich nicht nur für die Dreh-
scheibe Kind, da gibt es eine Reihe 
von anderen Bereichen. Wenn sie sich 
die Kulturförderung anschauen, wir 
haben viele Kulturvereine, deren An-
suchen zwar jedes Jahr positiv ge-
nehmigt werden, allerdings in einer 
Höhe wie schon vor 3, 4 oder 5 Jahren 
und genau in diesem Haus höre ich 
eigentlich ständig, die Kosten steigen, 
die Personalkosten steigen, die Ener-
giekosten steigen, das gilt aber nicht 
nur für uns, das gilt für die Kulturschaf-
fenden draußen genauso. Die müssen 
aber mit den gleichen Budgets, mit den 
gleichen Subventionen wie vor Jahren 
auskommen. Das kann sich nicht aus-
gehen, das müsste jedem einleuchten, 
Kritik der praktischen Vernunft. Der 
Herr Bürgermeister hat Kant zitiert, 
Kritik der reinen Vernunft, hat er auch 
noch geschrieben. Da geht es so um 
die Sache, alles was objektiv ist – und 
so ein Voranschlag ist ja objektiv, sind 
ja Zahlen – hat auch eine subjektive 
Komponente, ist von den eigenen 
Empfindsamkeiten, Eindrücken ge-
prägt. Da wäre die Bitte Herr Bürger-
meister, oder der Wunsch, den Sie 
selbst ja irgendwie äußern indem Sie 
Kant zitieren, vielleicht doch auch das 
Subjektive manchmal etwas hereinzu-



 444

holen, sprich die Meinung der Opposi-
tion einfließen zu lassen, das wäre 
auch eine große Bitte für das nächste 
Jahr, im Sinne politischer Kultur, sich 
die Meinung zumindest anzuhören, 
man kann letztlich ja ganz anderer 
sein, Vorschläge zumindest auch zu 
prüfen, aber zumindest diesen Weg zu 
gehen und nicht gleich zu sagen, wir 
sind die Mehrheit, stimmen wir ab. Ja, 
und nicht nur die Opposition mit einzu-
beziehen, sondern auch die Bürgerin-
nen und Bürger da draußen. Da fällt 
mir nur so schnell als Stichwort ein, 
Stadtplatz im Aufbruch, da gab es irr-
sinnig viel an Bürgerbeteiligung, was 
ist daraus geworden? Jetzt gibt es 
Grünmarkt in Bewegung, ich hoffe der 
Grünmarkt bleibt in Bewegung, aber er 
wird auch finanzielle Mittel benötigen. 
Sind die im Voranschlag vorgesehen? 
Aber ich gehe davon aus, wenn sie 
nicht vorgesehen sind, sie werden 
kommen, der Herr Bürgermeister hat 
Kant zitiert. Das letzte, was der Kant 
noch geschrieben hat, oder eines der 
letzten, das von ihm noch so bekannt 
ist, ist die Kritik der Urteilskraft. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
GERALD HACKL: 
Der Kant war aber nicht Sparkassendi-
rektor! 
 
Gelächter 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein das war er nicht, aber er war je-
mand, der sehr weitblickend war. Lie-
ber Gerry Hackl, ich habe Kant nicht 
ins Spiel gebracht, der Herr Bürger-
meister hat mit Kant eröffnet und ich 
mache eben mit Kant weiter. Aber es 
passt irgendwo, die Parallele. Wie ge-
sagt, die Kritik der Urteilskraft, da geht 
es um Ästhetik, um das Schöne und 
Gute. Da denke ich mir ja, das Schöne 
und Gute, Herr Bürgermeister, jetzt 
habe ich wirklich Hoffnung, dass das 
Museum der Stadt Steyr tatsächlich 

aufblühen wird, dass man hier investie-
ren wird, dass wir für den Tourismus 
noch mehr tun, dass wir eine Auf-
stiegshilfe auf den Tabor einmal ver-
wirklichen, dass wir den Kulturentwick-
lungsplan umsetzen, und nicht nur um-
setzen, sondern auch die finanziellen 
Mittel, die dazu nötig sind, auf die Fü-
ße stellen. Dass wir unsere Straßen so 
sanieren, dass sie wirklich für Gäste 
herzeigbar sind, unsere Brücken so 
sanieren, wie es notwendig ist, damit 
wir keine Folgekosten haben und dass 
wir z. B. ein bisschen mehr Licht in die 
Stadt hereinbringen und es einmal 
doch schaffen, unsere Ennskraftmeile 
zu beleuchten. Nur eines ist schon 
ganz interessant, kleiner Nachtrag 
noch, aber das ist nur ganz kurz, der 
Kollege Altmann hat es angesprochen, 
vieles von dem, was bereits in einem 
Stadtentwicklungskonzept steht, wird 
gar nicht realisiert und ist auch in den 
nächsten Jahren nicht vorgesehen. Ob 
das jetzt ein Steg über die Enns ist, die 
Aufstiegshilfe auf den Tabor, die 
Volksschule Resthof, werden wir se-
hen, ob es dazu kommt. Es gab sogar 
schon einmal die Geschichte im Amts-
blatt, Anrufsammeltaxi wird kommen, 
ist schon verkündet worden, gab es 
dann aber aus Kostengründen nie usw. 
Wenn es das alles aber nicht gibt, alles 
objektiv nachvollziehbar, dann frage 
ich mich eines, wie kann es sein, und 
da brauche ich diesen Voranschlag 
nicht bis ins letzte Detail studiert ha-
ben, wie kann es sein, dass man ob-
wohl man im außerordentlichen Haus-
halt diese Ausgaben alle nicht hat, weil 
wir Dutzende Konzepte in den Schub-
laden liegen haben, die uns viel Geld 
gekostet haben, die aber nie realisiert 
worden sind, dass unsere Schuldenlast 
immer mehr steigt, dass unsere Rück-
lagen immer weniger werden und das 
in einer Situation, wo wir uns leider 
nicht mehr auf das böse Land und den 
bösen Bund ausreden können, weil wir 
aus diesen Ertragsanteilen profitieren. 
Wir profitieren von der boomenden 
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Konjunktur, weil wir natürlich im Rah-
men des Finanzausgleiches auch wie-
der mehr von diesen Steuereinnahmen 
bekommen. Das heißt, jetzt müssten 
wir eigentlich Rücklagen bilden kön-
nen, nur interessanterweise schaffen 
wir das nicht. Das, was für mich das 
Erschütterndste war an diesem Voran-
schlag, sind nicht die einzelnen Positi-
onen, sondern etwas, was fast unter-
geht, wenn man es sich nicht wirklich 
ein bisschen ausrechnet. Das finden 
sie auf der Seite 11 im Voranschlag 
und Punkt 6, mittelfristige Finanzpla-
nung für das Jahr 2008 bis 2010. So 
relativ lapidar ein paar Zahlen ver-
steckt, und sie brauchen dann nur ei-
nes machen und da trifft sie der 
Schock, obwohl das alles nicht reali-
siert wird, was die Opposition hier for-
dert, und nicht nur die Opposition, was 
die Bürger fordern und was x Arbeits-
gruppen gefordert haben, was x Exper-
ten gefordert haben und was sogar im 
Gemeinderat beschlossen worden ist, 
wie ein Stadtentwicklungskonzept. Im 
Jahr 2008, das sage nicht ich, das sagt 
der Finanzreferent bzw. der Finanzchef 
von der Beamtenseite her, im Jahr 
2008 werden wir eine Differenz haben 
zwischen Einnahmen und Ausgaben 
von 4.884.700,-- Euro. Eine Differenz 
zwischen Einnahmen und Ausgaben 
heißt, ich muss irgendwie diese Diffe-
renz begleichen. Das kann ich nur 
durch Rücklagenentnahmen, wenn ich 
keine Rücklagen mehr habe, geht das 
auch nicht, dann kann es nur eines 
sein, Darlehensaufnahmen und damit 
steigende Zinslast und damit sinkender 
Finanzspielraum. Für das Jahr 2009 
wird eine Differenz von 4.737.772,-- 
Euro prognostiziert und im Jahr 2010 
eine Differenz von 4.836.886,-- Euro. 
In Summe sind das 14,5 Mio. Euro Dif-
ferenz zwischen Einnahmen und Aus-
gaben in 3 Jahren und da ist nichts von 
dem realisiert, was ich zuerst aufge-
zählt habe, was längst beschlossen ist, 
was Forderungen der Bürger sind, was 
Notwendigkeiten sind, da ist gar nichts 

davon drinnen. Jetzt, weil unser lieber 
Herr Fraktionsvorsitzender der SPÖ 
Bremm immer sagt, mit Schilling tut er 
sich leichter, komme ich auch dem 
gerne nach, das sind ungefähr 200 
Mio. Schilling. 200 Mio. Schilling Diffe-
renz zwischen Einnahmen und Ausga-
ben in 3 Jahren. Mehr brauche ich zu 
der Finanzentwicklung in dieser Stadt 
wohl nicht zu sagen.  
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
GR Apfelthaler bitte.  
 
GEMEINDERAT                                                          
KURT APFELTHALER: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren. Ich habe gar nicht gewusst, 
dass wir heute Philosophiestunde ha-
ben, ich habe auch nicht gewusst, 
dass sich die Michaela Frech in dieser 
Beziehung schon vorbereitet hat, aber 
natürlich liegt es ein bisschen auf der 
Hand, wenn man Kant zitiert, dass 
man das auch zitiert. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Spontanität fehlt, flexibel und spontan, 
das muss man hier herinnen sein.  
 
GEMEINDERAT                                                         
KURT APFELTHALER: 
Und das Prinzip Hoffnung. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Die Hoffnung stirbt zuletzt! 
 
Und gescheit! 
 
GEMEINDERAT                                                          
KURT APFELTHALER: 
Genau, da wollen wir ja auch etwas 
beitragen, der Beitrag von den „Grea-
nen“ kommt jetzt. 
 
Gelächter 
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GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER: 
Ich glaube, dass das Budget unter ei-
nem anderen Sprichwort gestanden ist, 
das da lautet von Kant: „Es könnte 
sein, dass die Menschheit reicher wird, 
indem sie ärmer wird und gewinnt, in-
dem sie verliert.“ Also, wenn wir uns 
die Prognosen, die ja der Kollege Alt-
mann zuerst vortrefflich aus den Unter-
lagen des Prüfungsausschusses zitiert 
hat, anschauen, die sind ja nicht sehr 
gut. Das liegt uns irgendwie auf der 
Brust und ich glaube, dass es auch 
kein Trost ist, dass man durchaus auch 
mit Recht behaupten kann, das trifft 
auf sehr viele Städte, sehr viele Kom-
munen zu und es ist schon interessant, 
weil du heute diese Landestransfers 
angesprochen hast, Herr Bürgermeis-
ter, dass wir da immer steigendere 
Kosten haben und es irgendwie aus-
einander klafft, was ja immerhin be-
deutet, dass die Wirtschaft bei uns 
sehr gut funktioniert, nur wie soll da die 
Stadt finanziell mithalten, wenn man 
sich dann da herinnen Diskussionen 
gibt, dass man deswegen einer Ge-
bührenerhöhung nicht zustimmt, weil 
da irgendwie ein Trick dahinter vermu-
tet wurde, damit man im Wahljahr 2009 
vielleicht ein bisschen besser dasteht, 
oder dass es die Bevölkerung nicht so 
belastet. Also, gut geht es uns nicht 
dabei, das ist irgendwie ganz klar. 
Heute ist es ganz kurz einmal ange-
sprochen worden, ich bin ja immer 
froh, wenn ich Vorredner habe, dann 
erspare ich mir viel, der Kollege Eich-
hübl ist da ja Meister in tagelanger 
Vorbereitung. 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Ich kann wegen der Finanzen ja immer 
so schlecht schlafen. 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER: 
Das glaube ich eh, Baldrian wirkt auch, 
wenn man keinen Kater hat. Ich glau-

be, eines muss uns bewusst sein, wir 
machen immer äußerst dramatische 
Budgetsitzungen, die dann um 9.00 
Uhr anfangen und irgendwann in der 
Nacht enden, im schlimmsten Fall, was 
aber wirklich interessant ist, das sind 
die Rechnungsabschlüsse, die fast so 
belanglos dahinplätschern, wo die eine 
oder andere Wortmeldung dann zu 
hören ist. Das ist aber, das sage ich 
jetzt einmal so für alle jene, die viel-
leicht in Budgets nicht so eingelesen 
sind, der wesentlichere Teil. Das, was 
wir heute, da, wo ein Teil des Gemein-
derates heute sozusagen seinen bud-
getären Willen festlegt, ist ja eine Zahl 
X und über die kann man trefflich strei-
ten, ob man die jetzt haben will oder 
nicht. De facto ist aber wichtig, geben 
wir jetzt das Geld aus oder nicht, das 
ist es. Über das streiten wir hier herin-
nen nicht, da könnten wir beim Rech-
nungsabschluss trefflich darüber strei-
ten, ... 
 
GEMEINDERAT                                                         
ROMAN EICHHÜBL: 
Haben wir aber eh schon gemacht. 
 
GEMEINDERAT                                                          
KURT APFELTHALER: 
Sicher, haben wir auch schon ge-
macht. Aber wenn ein Jahr vorbei ist, 
dann können wir uns „zersprageln“, 
geben wir es aus oder geben wir es 
nicht aus. Meistens geben wir es eh 
nicht aus, weil wir im Hinblick auf den 
Rechnungsabschluss auch ein halb-
wegs hübsches Budget haben wollen, 
wo wir dann immerhin sagen können, 
ja die Stadt hat eh so vorausblickend 
ihr Budget gebastelt, obwohl der 
Rechnungsabschluss in den letzten 
Jahren auch nicht so besonders 
hübsch war.  
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
So schlecht waren sie nicht! 
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GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER: 
Na ja, ich hätte mir schon die eine oder 
andere vergrößerte Einnahme ge-
wünscht. Warum ist das so? Wir kön-
nen da jetzt streiten und sagen, wir 
wollen dort und da ein Geld, in Wahr-
heit liegt es dann ja gar nicht mehr in 
unserer Hand, ob es ausgegeben wird 
oder nicht. Das ist ja das, was mich als 
Gemeinderat und auch sie als Ge-
meinderätin im Laufe des Jahres stö-
ren müsste, wenn wir dann darauf 
kommen, dass bestimmte Beträge, die 
wir des langen und breiten diskutiert 
haben, am Jahresende für die Budget-
erstellung gar nicht ausgegeben wer-
den. Ich bin ja nicht im Club 2 und ich 
möchte jetzt auch nicht den Herrn Alt-
mann kopieren, aber das ist die Liste 
aller jener Vorhaben, die wir von Jahr 
zu Jahr schieben, das sind 256 Vorha-
ben, Übertragungen, wo wir – ange-
fangen im Jahr 2002 – gesagt haben, 
das wollen wir tun, und das ist der Rest 
davon. Im Grunde genommen ist das, 
was wir beschließen und das was wir 
letzten Endes durchführen in einem 
Verhältnis von 40 zu 60 %. 40 % füh-
ren wir durch, 60 % schieben wir in das 
nächste Jahr und da frage ich sie, ob 
ihnen denn das Recht ist, wenn sie 
sich hier herinnen Stunden um Stun-
den in der Diskussion die Argumente 
um die Ohren hauen, wenn dann letz-
ten Endes ganz wer anderes darüber 
bestimmt, ob das was sie wollen 
durchgeführt wird oder nicht. Das stört 
mich und ich frage sie, ob sie das nicht 
auch stört? Die Mehrheit muss es ja 
wollen, das was wir festschreiben, 
wenn davon nur ein Bruchteil umge-
setzt wird, dann ist das äußerst unbe-
friedigend. Was mir immer noch nicht 
klar ist, dass ja alles, was wir sozusa-
gen von den Jahren mitnehmen, dass 
sich das natürlich an den bestimmten 
Voranschlagsstellen anhäuft und ei-
gentlich das, was wir da so hinein-
schreiben, nicht so wirklich die wahre 
Wahrheit ist, weil im Grunde genom-

men müssten wir zu den Budgetposten 
in einem bestimmten Bereich, z. B. 
Tiefbau mit unseren Straßen usw., da 
müssten wir ja eigentlich dazurechnen, 
was wir an Übertragungen dort haben 
wollen. Also, wir beschließen im Grun-
de genommen eine Zahl, oder die vie-
len Zahlen im Budget, die in Wahrheit 
aber nicht der Realität entsprechen, 
weil hinten 256 andere Vorhaben noch 
stehen, die wir da hineinbasteln wollen. 
Ich habe jetzt ehrlich gesagt auch nicht 
die goldene Idee, wir könnten jetzt 
hergehen, alles auf null streichen und 
alles erledigen, wenn es möglich ist, 
manche Dinge sind einfach noch nicht 
möglich, weil das Land jetzt noch dazu 
zahlen muss usw., aber es gibt sehr 
viele Dinge hier in den Übertragungen, 
die könnten wir schon durchführen, 
wenn wir es politisch auch wollten und 
wir haben es ursprünglich auch einmal 
wollen. Damit dem Herrn Bürgermeis-
ter nicht weiterhin fad ist, würde ich 
gerne vielleicht noch darauf hinweisen, 
was unser ursprünglicher Vorschlag für 
das Budget gewesen wäre. Es ist na-
türlich sehr schwierig, in dieser finan-
ziellen Situation so quasi Mehrausga-
ben zu verlangen, das ist glaube ich 
nicht recht fair, auf der anderen Seite 
rennen wir schon seit Jahren Dingen 
nach – und da sind wir wieder bei die-
sen Übertragungen – die einfach nicht 
umgesetzt werden, oder die nicht in 
den Maßen umgesetzt werden, wie wir 
uns das vorstellen, obwohl wir aus un-
serer Sicht heraus glauben, dass es 
einfach auch dringend notwendig wäre, 
aus den verschiedensten Gründen. 
Das Museumskonzept findet sich ja 
interessanterweise wieder hier im Ab-
änderungsantrag, wir können eh ein-
mal kurz darüber reden, Herr Vizebür-
germeister, was da drinnen steht. Na-
türlich ist mit den 50.000,-- bzw. mit 
dem Hinweis auf die Übertragungen, 
da sind noch 27.000,-- drinnen, also im 
Grunde genommen fast 80.000,-- Eu-
ro, die wir hier freigeben, nicht die Um-
setzung des Konzeptes inkludiert. Ich 
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weiß bis zum heutigen Tage nicht, was 
diese Zahl bedeuten soll. Freue mich 
natürlich eh, dass das in die richtige 
Richtung geht, glaube aber nicht, dass 
wir mit diesen Zahlen ein Museums-
konzept umsetzen können. Ich bin ge-
spannt auf die Antwort des Herrn Vize-
bürgermeisters, was mit dem passie-
ren soll. Ich glaube, dass wir bei den 
Heimhelferinnen den Schritt in die rich-
tige Richtung tun, nachdem wir da ja 
ein ziemliches Manko gehabt haben, 
das kann ich durchaus auch unterstrei-
chen, sowie auch einige andere Punk-
te, die im Abänderungsantrag drinnen 
sind. Was mir natürlich dann wieder 
aufgefallen ist – und da sind wir genau 
wieder bei dem Problem, das ich zu-
erst angesprochen habe – dass im au-
ßerordentlichen Haushalt bei der Stra-
ßensanierung natürlich wieder ein Teil 
weggestrichen worden ist. Warum 
weiß ich nicht, da sind wir genau wie-
der bei dem Punkt, dass wir einfach 
Notwendigkeiten haben, ... 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Kommt dann in den Nachtrag hinein! 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER: 
Eines möchte ich bitte nicht, dass wir 
hier herinnen in unserer Verantwortung 
so quasi Schattenboxen in irgendwel-
chen potemkinschen Dörfern, ich den-
ke mir, das soll uns bewusst sein, dass 
es schon eine Beschlussvergangenheit 
gibt, in dem schon Projekte in der Hö-
he von 10 Mio. drinnen sind, die wir 
eigentlich schon seit Jahren vor uns 
herschieben, wo wir uns selber konter-
karieren damit, weil wir dann ja immer 
wieder neue Budgets beschließen, die 
ja dann in Wahrheit eigentlich ganz 
anders ausschauen müssten, wenn wir 
alle übertragenen Beschlüsse sozusa-
gen miteinbeziehen. Ich sehe mich 
also nicht in der Lage, und ich glaube 
auch die Fraktion, aus den verschie-
densten Gründen diesem Budget bei-

zutreten und wir werden es aus diesem 
Grund auch ablehnen.  
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Danke schön. 
 
GEMEINDERAT                                                          
KURT APFELTHALER: 
Eines möchte ich noch, Herr Bürger-
meister, nachdem du als Finanzrefe-
rent uns ein wunderbares Geschenk in 
Form einer städtischen Uhr gegeben 
hast, möchte ich dir auch gerne etwas 
schenken und zwar ist das von der 
Petra-Kelly-Stiftung, eine Betrachtung, 
die Grundlagenhintergründe und Hand-
lungsmöglichkeiten. Wenn man unser 
Budget einmal „gendern“ würde, dann 
würde ich dir das bitte ans Herz legen 
und zwar betrifft das eine Einführung in 
die geschlechtergerechte Analyse des 
Kommunalhaushaltes. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Danke schön. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Herr Vizebürgermeister Bremm bitte. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                            
GERHARD BREMM: 
Werte Kolleginnen, liebe Kollegen, 
werte Gäste. Die Budgetdebatte ist 
eigentlich immer etwas Spannendes, 
Eigenartiges, aber wenn man in die-
sem Haus lange dabei ist, 16, 17 Jah-
re, dann ist es nichts mehr Ungewöhn-
liches, für Neue mag das vielleicht 
schon eine Besonderheit sein, aber es 
wiederholt sich eigentlich Jahr für Jahr. 
Ein gewisses Ritual das notwendig ist, 
anscheinend brauchen wir das um 
dann doch zu einem Budget zu kom-
men. Ich möchte schon auch unserer-
seits, meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen, feststellen, dass wir 
die finanzielle Situation in der Stadt nie 
rosarot gemalt haben. Wir haben bei 
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jeder Diskussion im Gemeinderat, ob 
das Budget, außerhalb vom Budget, 
Nachtragsvoranschlag, Rechnungsab-
schluss, was halt irgendwelche größe-
re Ausgaben waren, auf die ange-
spannte Situation hingewiesen. Wir 
haben nie gesagt, dass alles eitel 
Wonne und in bester Ordnung ist, wir 
können tun was wir wollen, der Geld-
sack wird eigentlich nie leer, diese Po-
sition haben wir nie vertreten, wir ha-
ben auch immer auf die immer schwie-
riger werdende finanzielle Situation, 
auf das immer schwieriger werdende 
Bezahlen von diversen Projekten auf-
merksam gemacht. Die Ursache, dass 
es so ist, ich glaube, ich kann das ganz 
salopp sagen, wir befinden uns in bes-
ter Gesellschaft – beste möchte ich 
unter Anführungszeichen stellen – von 
vielen Gemeinden und Städten in Ös-
terreich. Oberösterreich sowieso, wir 
kennen hier die dramatischen Zahlen 
von den Gemeinden, die nicht sozial-
demokratisch regiert sind, die seit vie-
len Jahren Abgangsgemeinden sind, 
also das heißt, dass sie Einnahmen 
und Ausgaben im o. H. nicht mehr 
ausgleichen können und hier das Land 
eintreten und finanzieren muss. Die 
Ursachen, wie ich schon gesagt habe, 
sind sehr unterschiedlich, was aber 
feststellbar ist – und das ist eine Ent-
wicklung unserer Gesellschaft und liegt 
nicht vordergründig im Einflussbereich 
der Kommune, der Gemeinde oder des 
Gemeinderates, Stadtsenates oder des 
Bürgermeisters, das sind die dramati-
schen Steigerungen – wie es der Herr 
Bürgermeister in seiner Budgetrede 
auch angeführt hat – bei den Sozial-
kosten. Das wissen wir, wir debattieren 
im Jahr ja mindestens 3, 4 oder 5 Mal 
über Kreditüberschreitungen in diesem 
Bereich und die Lösung des Problems 
habe ich noch nicht gehört. Wir reden 
nur alle davon, dass man etwas tun 
muss, man muss schauen wie man 
das in den Griff bekommt, aber ein Pa-
tentrezept gibt es dazu nicht. Nur eines 
ist klar, dass wir uns an dieser Verant-

wortung nicht vorbeidrücken können, 
wir haben einfach das zu bezahlen und 
es verschärft natürlich noch die Situa-
tion in dem Bereich, wenn solche Be-
richte, wo Kinder misshandelt, wo 
drastische Familienverhältnisse sind, 
wo letzten Endes dabei Kinder sterben, 
dadurch wird das ganze Thema natür-
lich noch verschärft. Es ist für uns 
wahrscheinlich noch gar nicht ab-
schätzbar, wie viel sozial angeschla-
gene Haushalte und Familien es nach 
wie vor gibt, das sind ungefähre 
Schätzzahlen, aber es ist eine beängs-
tigende Anzahl. Da ist zu befürchten, 
dass diese Kosten nicht in den Griff zu 
bekommen sind, sondern dass die 
Kosten noch steigen werden, diese 
Befürchtung ist vorhanden und hat sich 
zumindest in den letzten Jahren auch 
bestätigt. Ich gebe ihnen schon Recht, 
hier wäre die hohe Politik gefordert, 
aber nicht in der Gemeinde sondern 
weit darüber hinaus, nicht nur öster-
reichweit, weil das ist ja nicht nur ein 
Österreich spezifisches Problem, das 
ist ja europaweit ein zunehmendes 
Problem, auch über den großen Teich 
hinweg. Das ist ein Problem, das uns 
berührt, das uns betreten macht, das 
uns betrifft. Jugendwohlfahrt ist ja eh 
erwähnt worden, ich möchte die Zah-
len gar nicht mehr erwähnen, was hier 
gestiegen ist. Es ist auch angespro-
chen und erläutert worden, wenn man 
das auch versucht zu relativieren – und 
das ist ohne Schuldzuweisung, son-
dern das ist eine reine Feststellung, 
Zahlen sind objektiv, ist von der Mi-
chaela Frech gesagt worden, und sie 
stehen auch drinnen, es ist nachweis-
bar, ohne es zu beschönigen, dass halt 
die Transferzahlungen vom Land zur 
Stadt und von der Stadt zum Land, 
dass die Schere dramatisch auseinan-
dergeht. 10, 11 Jahre, diese Mehrzah-
lung, die die Stadt an das Land leistet, 
wenn wir dieses Geld hätten, dann hät-
ten wir eine ausgezeichnete finanzielle 
Situation. Jetzt mache ich es mir nicht 
so einfach, dass das Land Oberöster-
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reich in der Lage wäre, uns das Geld 
sofort zu geben, auch dort gibt es fi-
nanzielle Probleme, das wissen wir, 
also diese Schere geht dramatisch 
auseinander. Und wenn wir so in das 
zu Ende gehende Jahr blicken, oder 
auch darüber hinaus ein paar Jahre 
zurück, dann möchte ich gerne von der 
Opposition hören, wo wir uns eventuell 
einen Luxus geleistet hätten und wir 
das Geld verjuxt und verbraucht hät-
ten, wo man sagt, auf das hätten wir 
leicht verzichten können.  
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Sporthallenplanung fällt mir gerade ein! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Sporthallenplanung? 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Ja, Sporthallenplanung hat uns viel 
Geld gekostet. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Lieber Kollege Eichhübl, siehe doch 
das Große, wir reden doch von ande-
ren Beträgen und nicht das, was du 
aus der Portokasse bezahlst. Die 
Sporthallenplanung, die jetzt in das 
Jahr 2000 oder 2001 zurückgeht, ... 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
2002! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Da war doch die Planung schon weit 
fortgeschritten, Herr Bürgermeister, 
2003 haben wir sie ja schon eröffnet. 
Das geht ja zurück Ende der 90iger 
Jahre, das ist schon nicht mehr wahr. 
Ich möchte nur an die Projekte der 
letzten Vergangenheit, oder bei denen 
wir gerade dabei sind sie umzusetzen, 
erinnern, ob hier ein unverzichtbares 

Projekt dabei war. Die Sanierung der 
Schulen, was wir auch hier gemeinsam 
beschlossen haben, ob jetzt wir alleine 
als SPÖ, oder mehrheitlich, der Ge-
meinderat hat letztendlich beschlos-
sen, zusätzlich 600.000,-- oder 
700.000,-- Euro ins Budget zu schrei-
ben und das geht jetzt schon etliche 
Jahre so dahin. Ich habe noch keinen 
einzigen gehört, der gesagt hat, das 
brauchen wir nicht machen, wir haben 
alle festgestellt, dass es dringend not-
wendig ist. Die Gebäude, die im Eigen-
tum der Stadt sind, da haben wir auch 
oft genug in der Vergangenheit die Kri-
tik gehört, wir lassen die Gebäude ver-
kommen, wir investieren und sanieren 
dort zuwenig. Jetzt machen wir das, 
aber das kostet natürlich Geld. Rest-
hofschule, da sind wir uns über die 
Parteigrenzen hinweg einig, dass sie 
errichtet wird, sie kostet halt nur 4,8 
Mio. Schilling. 
 
Zwischenruf: Euro! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Euro, Schilling wären schöner. Pflege-
heim Münichholz, das wir mittlerweile 
auch im o. H. verspüren, was wir auch 
planen, man redet davon, dass wir in 
relativ kurzer Zeit 2 Pflegeheime er-
richten sollen, eines auf der Ennsleite 
und eines am Tabor und da gibt es 
auch noch andere Rufe, wo es heißt, 
das vierte brauchen wir auch schon. 
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
Ordnungsruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Kindergärten, wir stellen alle den An-
spruch, jedes Kind muss einen Betreu-
ungsplatz haben, selbstverständlich, 
das kostet aber Geld, es hat keiner 
gesagt, auf das verzichten wir. Öffent-
licher Verkehr, die Debatten kenne ich 
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aus dem Verwaltungsausschuss, es 
fahren immer noch viel zu wenige Au-
tobusse, weil wir haben immer noch 
irgendwo weiße Flecken, wo man mit 
dem Autobus hinfahren kann. Jawohl, 
überhaupt nichts einzuwenden, aber 
wer bezahlt es? Sanierung Stadtbad, 
das sind alles Projekte der Vergan-
genheit, der Gegenwart und ein paar, 
die in die nächsten paar Jahre hinein-
reichen und das kostet alles Geld und 
keiner hat gesagt, wir brauchen dieses 
oder jenes nicht. Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, wenn die 
Personalkosten angeschnitten werden, 
dann gehört fairerweise auch dazuge-
sagt, dass wir da auch wissen, dass es 
rechtliche Ansprüche gibt, das sind die 
Biennalsprünge, das sind die Verhand-
lungen im Kollektivvertrag, die jährlich 
stattfinden. Es ist uns aber, mit nicht 
immer leichter Anstrengung, gelungen, 
dass sich das Verhältnis der Personal-
kosten zum o. H. gleich verhält, dass 
die absoluten Zahlen steigen, „na net“, 
aber es ist ja auch der o. H. in absolu-
ten Zahlen gestiegen, also im Verhält-
nis haben wir das im Griff gehabt. Wir 
haben aber auch zur Kenntnis nehmen 
müssen, dass wir in der Vergangenheit 
Einnahmenverluste, auch was unsere 
stadteigenen Bereiche betrifft, hinneh-
men mussten, für die wir aber nichts 
dafür konnten, das haben wir in 
keinster Weise beeinflusst. Die Müll-
deponie, wenn wir uns erinnern, die 
war immer so quasi ein warmer Regen, 
der jährlich hereingekommen ist, wir 
hatten doch Erträge mit der Mülldepo-
nie so rund um 15 bis 20 Mio. Schilling. 
Aufgrund der gesetzlichen Regelung 
ist das nicht mehr möglich gewesen, 
diese Einnahmen sind weg und da 
möchte ich gar nicht reden vom Gas, 
da haben wir eh zur Genüge darüber 
diskutiert. Wenn man dann so schaut, 
wie unser Verhalten dann ist, dann hört 
man eigentlich relativ wenig, was man 
nicht braucht, sondern was man noch 
alles braucht, die Forderungen immer 
mehr auszugeben sind ständig da, e-

gal in welcher Sitzung, wir möchten 
immer mehr und mehr und beim Bud-
get sagen wir, wir haben viel zu viel 
ausgegeben. Es wäre gut, wenn uns 
das unter dem Jahr auch bewusst wä-
re und wir die Forderungen kurz halten 
würden. Wir stellen immer fast ein-
stimmig fest, das brauchen wir für eine 
positive Entwicklung der Stadt, auch 
bei Kulturveranstaltungen, das ist na-
türlich tourismusfördernd, da geben wir 
mehr Geld aus, das mag ja alles seine 
Berechtigung haben, es muss uns nur 
bewusst sein und man kann hinten 
nach nicht immer kritisieren, auch im 
Tourismusbereich oder auch Stadt-
marketing, wo wir jetzt im Budget auch 
wieder ein bisschen mehr Geld vorse-
hen. Heimatmuseum, ist eh zuerst ge-
rade angeführt worden, natürlich ha-
ben wir den Anspruch auf das Hei-
matmuseum mit einer Investitions-
summe von 1,7 oder 1,8 Mio. Euro ü-
ber den Plan, den es da von der Spur 
Wien gibt. Das ist doch unser An-
spruch, den wir haben, aber man muss 
auch sagen, wie wir das zahlen. Oder 
der Kulturentwicklungsplan ist auch 
angesprochen worden, natürlich liegt 
uns das auch am Herzen, aber wir tra-
gen hier auch die politische Verantwor-
tung, wenn man so etwas beschließt, 
dass es auch finanzierbar ist, die Ver-
antwortung haben wir zu dem Thema 
auch, aber die Debatte darüber haben 
wir eh in der letzten Zeit schon geführt. 
Die Parkplätze sind auch angespro-
chen worden, selbstverständlich haben 
wir zu wenig Parkplätze, diese subjek-
tive Beurteilung ist bei uns allen drin-
nen, objektiv schaut die Welt ja oft ein 
bisschen anders aus. Ja, aber wer soll 
denn die Tiefgarage bauen, wenn es 
die Privaten nicht tun, weil es zuwenig 
Geschäft ist, dann soll die Stadt das 
machen. Wir reden hier aber von Kos-
ten, die sich in Millionenbeträgen be-
wegen und dann sagen wir wieder bei 
der Budgetdebatte, was ihr wieder für 
Schulden gemacht habt. Ich stelle nur 
die Frage, auf welches dieser Projekte, 
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die ich jetzt ein bisschen angeführt ha-
be, könnten wir verzichten. 
 
Ich möchte auch noch ein paar Bemer-
kungen zu meinen Vorrednern anbrin-
gen. Herr Kollege Altmann, es war na-
türlich fachlich ganz ausgezeichnet, 
fundiert, mit Kennzahlen versehen, 
einer der in der Wirtschaft ist, arbeitet 
immer mit Kennzahlen, ist ja logisch 
und auch notwendig, es ist aber in der 
Wirtschaft auch leichter, denn dort 
schafft man es einfach an, da gibt es 
keine rundherum die das beeinflussen, 
da braucht man keine Beschlüsse, da 
gibt halt der Eigentümer die Linie vor 
und das ist so durchzusetzen.  
 
STADTRAT                                                                                           
GUNTER MAYRHOFER: 
Die Kennzahlen waren eh alle vom 
Städtebund und ich glaube ... 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Nein lieber Kollege, ich komme ja eh 
noch zum Städtebund. Wenn man na-
türlich mit Kennzahlen von einer Ein-
richtung, von einer Interessenvertre-
tung spricht und diese anführt – natür-
lich mache ich das als Opposition so, 
denn ihr stimmt ja heute nicht mit beim 
Budget, wir haben uns aber bemüht. 
Wir haben uns sehr bemüht, wir haben 
uns mit allem bemüht, aber es war halt 
nicht möglich, weil wir sind halt aus 
diversen Gründen nicht zusammenge-
kommen, aber man kann uns das nicht 
anhängen, dass wir uns nicht bemüht 
hätten, wir haben uns diesmal vielleicht 
mehr bemüht als das vergangene Jahr. 
Das will ich ja eingestehen, aber es 
war nicht möglich. Aber zum Städte-
bund, zu den Kennzahlen, wissen sie, 
da muss man den Schluss auch dazu-
sagen. Was sagt denn der Städte-
bund? Der Städtebund zeigt diese 
Zahlen auf, zeigt die Problematik bei 
den Budgets auf, wo Budgets explodie-
ren, wo man Probleme hat, er weist 
aber sehr wesentlich und vehement 

darauf hin, dass die Städte und die 
Kommunen mit mehr finanziellen Mit-
teln ausgestattet gehören. Der Städte-
bund hat sehr intensive Verhandlungen 
bei den Finanzausgleichsverhandlun-
gen geführt, es ist halt für die Kommu-
nen nicht mehr als 50 Mio. für ganz 
Österreich herausgekommen. Das ist 
ein Tropfen auf den heißen Stein, ich 
komme eh dann wieder auf eine Zahl 
zurück, wo sich das sofort wieder an-
ders darstellt. Also, das muss man 
dann schon zu Ende führen, dass er 
das kritisch aufführt, ist unsere Interes-
sensvertretung und sie vertreten das 
auch gegenüber dem Bund, aber er 
hat auch gesagt, wenn die Städte und 
Gemeinden in der Zukunft ihre Aufga-
ben so wahrnehmen wollen und kön-
nen, dann müssen sie mit mehr finan-
ziellen Mitteln ausgestattet werden. 
Das ist nämlich der springende Punkt 
und nicht die Kennzahlen alleine so 
dargestellt.  
Rücklagen, Schulden und Amtstempel 
sind natürlich klassische Schlagwörter, 
die man gut anbringen kann. Ist natür-
lich klar, zu was hat man denn Rückla-
gen? Rücklagen, dass wir nur ein 
Sparverein wären, sind eh weit entfernt 
davon, aber zu dem sind sie nicht da, 
sondern es wäre schön und gut, wenn 
man in wirtschaftlich guten Zeiten 
Rücklagen schaffen könnte, so nach 
dem Motto, spare in der Zeit, dann 
hast du in der Not, das hat eh einer 
hier gesagt. Leider Gottes ist halt das 
Sparen in der jetzigen Zeit nicht mög-
lich und wenn schon Rücklagen hier 
sind, dann sind diese auch so einzu-
setzen, dass es wirtschaftlich, politisch, 
gesellschaftspolitisch sinnvoll ist. Die 
Schulden werden von euch ja auch 
immer nur von der einen Seite betrach-
tet, wie viele Schulden nehmen wir 
denn auf. Was wir Tilgung haben, von 
dem reden wir ja nicht, weil das gehört 
hier nicht dazu. Natürlich sind sie ge-
stiegen, aber man kann ja nicht sagen, 
ihr habt jetzt Schulden gemacht, wie 
wenn einer ins Spielcasino geht und 
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hat die Marie verjuxt, sondern wir ha-
ben ja mit dem, was wir an Krediten 
aufgenommen haben, Investitionen 
getätigt, die ja einen Mehrwert in der 
Stadt erbracht haben, egal für wen. Es 
ist ja nicht irgendwie ein Spielgeld ge-
wesen, sondern wir haben die Straßen 
hergerichtet, wir haben Gebäude er-
richtet, oder wir haben die Wirtschaft 
damit subventioniert, also da ist ja et-
was geschehen damit und wir haben in 
Wirklichkeit damit ja einen Gegenwert. 
In Betrieben wird auch so gerechnet, 
da sagt man nicht, wie viel Schulden 
hast du damit gemacht, sondern was 
habe ich dann im Anlagevermögen. 
Das gibt es halt in unserem Haushalt 
nicht, was habe ich an Anlagevermö-
gen erhöht, so müsste man die Gegen-
rechnung zu den Schulden machen.  
Sie sind ein sehr intelligenter Bursch, 
das meine ich jetzt nicht polemisch 
oder zynisch, sondern ich schätze Sie 
wirklich so ein, aber man muss doch 
auch Vorschläge verlangen können, 
wenn man sagt, es ist eh alles schlecht 
und es bricht eh alles zusammen, das 
höre ich zwar schon seit 16 Jahren und 
wir sind noch immer nicht zusammen-
gebrochen, stehen immer noch flott da 
und es geht uns noch nicht so schlecht 
wie vielleicht anderen, Vorschläge, auf 
was verzichten wir denn. Es ist nämlich 
von keiner einzigen Fraktion heute da 
... 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Nein, der Roman. Da muss ich dem 
Roman Recht geben. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Entschuldigung Roman. 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Nicht zuviel, du hast mich eh heute 
schon so viel gelobt. 
 

VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Ich vergesse ihn nicht, ich habe es eh 
da stehen.  
 
GEMEINDERAT                                                          
ROMAN EICHHÜBL: 
Aber lob mich nicht zuviel. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Vorschläge, auf was man verzichten 
kann, das gehört nämlich dazu. Ich 
weiß schon, das tut man nicht gerne, 
und ob das die Aufgabe der Opposition 
ist, das kann man so und so sehen. 
Aber natürlich möchte ich das schon 
relativieren, wenn man nur kritisiert 
was alles schlecht ist, dann muss man 
auch bereit sein und sagen, was wir 
nicht machen. Den Mayrhofer Gunter 
habe ich eh im Vorfeld schon quiet-
schen gehört, weil wir nur bei den 
Straßen läppische 200.000,-- Euro 
heruntergestrichen haben, weil wir ge-
sagt haben, wir müssen ein Budget 
erstellen und wir müssen schauen, wo 
das Geld zum Herkriegen ist, da hat er 
schon geglaubt, das Straßennetz in 
Steyr bricht zusammen. Ich habe dich 
jetzt ein bisschen überzeichnet, aber 
so ähnlich ist das. Keiner will irgendwo 
einen Millimeter hergeben, keiner will 
nur irgendwo einen Cent aus seinem 
Bereich hergeben.  
Payrleithner Hans, zum Hochwasser, 
wird eh der Bürgermeister auch noch 
etwas sagen, aber da herstellen und 
sagen, ja, die Stadt und der Bürger-
meister hat zuwenig getan, das ist 
nicht unbedingt eine faire Vorgangs-
weise, würde der Erich Haider sagen. 
Das ist nicht fair, weil die Stadt hat ... 
 
Zwischenruf: Wer ist das? 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Wer das ist? Ist eh klar, der liegt euch 
jetzt ein bisschen im Magen. 
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Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Die 91.000 Stimmen, die gehen natür-
lich ein bisschen in die Füße, das ver-
stehe ich schon. 
 
Unverständliche Zwischenrufe ver-
schiedener Mandatare 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Ich möchte mich da jetzt nicht auf die-
se Schiene begeben, weil da könnten 
wir stundenlang darüber diskutieren, 
wie viel Stimmen etwas wert sind. Al-
so, beim Hochwasser haben wir in 
Wirklichkeit unsere Aufgabe gemacht, 
dass es Einsprüche gibt und somit 
Verzögerungen gibt, das liegt nicht in 
unserer Zuständigkeit. Der Bürger-
meister hat sich da wirklich engagiert 
und es hat viele Gespräche und Ver-
handlungen gegeben, aber es läuft halt 
für uns da nicht so zufriedenstellend, 
wie wir uns das gewünscht hätten.  
Der Roman hat da eh auch auf die 
steigenden Einnahmen, Rücklagen 
Bezug genommen. Da muss ich dich 
loben, nein loben nicht, aber Stellung 
dazu nehmen. Der Roman Eichhübl ist 
der einzige bei den Budgetverhandlun-
gen, der bei der Tür hereinkommt und 
sagt, ich verlange nichts, weil wir eh 
nichts haben. Das machst du schon 
seit Jahren, damit rechtfertigst du auch 
deine Nichtzustimmung beim Budget, 
aber okay, das ist legitim. Aber deine 
Vorschläge zu Einsparungen sind auch 
nur Klackse, da hältst du dich ja auch 
sehr zurück. Er redet von 20 %iger 
Kreditsperre bei unseren Vereinen, die 
alle ehrenamtlich arbeiten, die eh auch 
oft nicht wissen, wie sie mit dem Geld 
zusammenkommen sollen. 
 
GEMEINDERAT                                                                                            
ROMAN EICHHÜBL: 
Nicht nur für die Vereine! 

VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Natürlich weiß ich, dass du der Mi-
chaela Frech auch immer nur das Geld 
wegnehmen möchtest, was wir da an 
Parteienförderung zahlen, weil bei uns 
selber meinen wir es ja eh nicht so, wir 
meinen es nur bei der Michaela Frech. 
Habe dich immer verteidigt, aber das 
ist auch nicht ganz fair. Das ist halt ein 
Punkt, wo wir politisch keine Einigung 
haben, wir sind da nicht bereit, bei 
Vereinen, die gemeinwirtschaftlich ar-
beiten, die ehrenamtlich arbeiten, dass 
man da als erstes bei den Schrauben 
dreht, wo wir dann vielleicht von Beträ-
gen von 20.000,-- bis 40.000,-- Euro 
reden, weil mehr ist das nicht. 
 
Unverständlicher Zwischenruf 
 
Mag. Erwin Schuster verlässt um 15.00 
Uhr die Sitzung 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Dann lassen wir halt einmal auf der 
Straße ein Schlagloch nur ausbessern 
und es ist nicht so schön, bevor wir bei 
jenen sparen, die ehrenamtlich, unent-
geltlich viele Stunden ihrer Freizeit in 
den Dienst der gesamten Gesellschaft 
stellen. 
 
GEMEINDERAT                                                          
ROMAN EICHHÜBL: 
Museum Arbeitswelt fällt mir auch ge-
rade ein. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Na gut, das ist dein politisches Thema. 
Museum Arbeitswelt, da war gerade 
wieder eine Veranstaltung drunten, alle 
sagen, was das für ein super Haus ist 
und wenn wir hier herinnen sitzen, 
würden wir immer Kindesweglegung 
machen, wie wenn das eh nichts wäre. 
In Wirklichkeit ist das eine tolle Einrich-
tung und das kostet halt auch Geld.  
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Zum Verkauf vom Wirtschaftshof; die-
ses Thema haben wir hier schon oft 
behandelt, habe es bis ins Detail erläu-
tert. Gegen eines verwehre ich mich 
aber schon, lieber Roman, dass wir ein 
ausgezeichnetes Angebot gehabt hät-
ten, weil wenn wir für diese Fläche, wo 
der Wirtschaftshof draufsteht, einen 
Preis von 12,-- Euro bekommen hät-
ten, einer Toplage in Steyr, wenn das 
ein tolles Angebot sein soll, dann muss 
ich dir sagen, geh einmal zu deinem 
ehemaligen Kollegen ... 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Stieglitz! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Nein, zum Fürweger, der kann dich da 
beraten, was der Marktpreis in dieser 
Lage ist. Also, das war kein Topange-
bot und darum haben wir den Vor-
schlag unterbreitet, wie wir in dieser 
Frage umgehen, wir wollen ihn eh nicht 
behalten, wir wollen ihn eh verkaufen, 
aber wir haben überhaupt keine Veran-
lassung, einer Bank ein Weihnachts-
geschenk zu machen. Da wehre ich 
mich bis zum Letzten dabei.  
 
Unverständliche Zwischenrufe ver-
schiedener Mandatare 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Jetzt möchte ich noch zum Abände-
rungsantrag, den du auch erwähnt 
hast, etwas sagen. Schaut euch den 
Abänderungsantrag an, was da drin-
nen ist, wir sind da überhaupt nicht 
übermütig geworden, in keinster Wei-
se. Da sind nur ein paar Klackse drin-
nen. Wenn man da redet, wir haben 
mehr Ausgaben von 65.800,-- Euro 
drinnen, dann kann ich nur dazu sa-
gen, was denn für Ausgaben. Da sind 
ja nur 128.000,-- Euro, das sind unsere 
Heimhelferinnen, da haben wir alle 
miteinander gesagt, das ist dringend 

notwendig, das ist richtig und wichtig, 
das brauchen wir, dann haben wir fürs 
Paraplü 5.500,-- Euro drinnen, ein Ser-
vicevertrag für die Röntgengeräte ist 
noch drinnen und dann haben wir noch 
einen Betrag drinnen, über den wir uns 
über alle Parteigrenzen hinweg einig 
sind, dass wir 10.000,-- Euro für den 
Energienutzplan vorgesehen haben. 
Das sind die einzigen Punkte, die wir 
hier drinnen haben, alle anderen gro-
ßen Brocken, die dann die Differenz zu 
den 567.800,-- Euro sind, sind auf-
grund des Voranschlagerlasses des 
Landes Oberösterreich. 
 
GEMEINDERAT                                                          
ROMAN EICHHÜBL: 
Wieso sind die nicht gleich hineinge-
kommen? 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Weil die erst jetzt, nachdem der Vor-
anschlag vorbereitet worden ist, vor ca. 
14 Tagen gekommen sind und darum 
ist es jetzt im Nachtragsvoranschlag 
drinnen, das ist der große Brocken. 
Das war nicht aus Jux und Tollerei, 
sondern der große Brocken ist auf-
grund Landesgesetzgebung notwendig 
gewesen.  
Michaela Frech, du bist natürlich auch 
vor lauter Forderungen, was wir nicht 
alles noch machen sollten ... 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Das sind nicht meine Forderungen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                            
GERHARD BREMM: 
Eh nicht, aber wenn wir das Geld nicht 
haben, wird man auch wenn man eine 
Mittelfristplanung hat, die auch not-
wendig ist, vorgeschrieben ist und die 
man auch braucht, aber man wird sa-
gen müssen, was ist wichtig, was ist 
dringend und was ist nicht so dringend, 
was kann ich zurückstellen. Und dazu 
werden wir auch gezwungen sein, das 
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wird nicht alles realisierbar sein, ob im 
Museum alles auf einmal realisierbar 
ist, ob die Aufstiegshilfe realisierbar ist, 
oder die Straßen, also das geht alles 
nicht so in dem Tempo, wie wir uns 
das wünschen, wir würden das auch 
gerne in einem anderen Tempo ma-
chen. Ja Kurt, wenn du immer die Ü-
bertragungen anschneidest, du weißt 
es ganz genau, dass die Übertragun-
gen überhaupt nicht budgetwirksam 
sind, das ist eine reine Darstellung, die 
steht halt dann in den Kosten drinnen, 
aber wir haben diese Übertragungen 
jedes Jahr, also das ist ein Geld, das 
wir nicht ausgeben.  
 
GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER: 
Ja leider! 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Nicht leider, Gott sei Dank haben wir 
es nicht ausgegeben, sonst würde die 
Bilanz noch ein bisschen anders aus-
schauen, wenn wir das alles ausgege-
ben hätten.  
 
Unverständlicher Zwischenruf von GR 
Kurt Apfelthaler 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Nein, du musst ja rechnen, dass das 
eh jedes Jahr so ist.  
 
GEMEINDERAT                                                                                            
KURT APFELTHALER:  
Ja, aber wenn man was beschließt und 
dann tun wir es nicht, ... 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Ja, aber du musst dir die Gründe an-
schauen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Das hat ja alles seine Gründe, das wird 
ja immer in den Ausschüssen dement-

sprechend erläutert. Ich glaube, dass 
man in Summe zusammenfassend 
sagen kann, dass das Budget 2008 
sicher alle wesentlichen wichtigen Din-
ge beinhaltet, dass die finanzielle Situ-
ation eine große Herausforderung ist, 
große Anstrengungen notwendig sind, 
um das Ziel zu erreichen, das der Bür-
germeister formuliert hat, am Ende 
2008 oder beim Rechnungsabschluss 
dann im Frühjahr 2009 wieder eine 
schwarze Null erreichen zu können. 
Ich ersuche auch alle und lade viel-
leicht auch alle noch einmal ein, das ist 
aber eine rein rhetorische Einlage, weil 
man weiß, Budgetverhandlungen fin-
den im Vorfeld statt, wir werden natür-
lich als SP-Fraktion die Verantwortung 
übernehmen und dieses Budget auch 
beschließen. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Kollege Payrleithner zum zweiten Mal. 
 
GEMEINDERAT                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, Herr Bürgermeister. 
Ein paar Bemerkungen zu den langen 
Ausführungen des Herrn Fraktionsob-
mannes. Also, von einem Sparverein, 
lieber Kollege Bremm, kann glaube ich 
bei diesem Budget und bei dieser Fi-
nanzsituation ohnedies keine Rede 
sein. In einem Punkt gebe ich dir 
durchaus Recht, es werden natürlich 
Werte in dieser Stadt geschaffen, die 
den Schulden gegenüber stehen, das 
ist schon klar, das ist auch durchaus 
etwas Positives, aber wenn jetzt dar-
über diskutiert wird, weil du dem Kolle-
gen Mayrhofer offensichtlich vorwirfst, 
dass er immer wieder Forderungen im 
Straßenbau stellt, da haben wir erst 
vor kurzem darüber diskutiert, wir wür-
den uns wünschen – und darüber ha-
ben wir auch ausführlich im Kontroll-
ausschuss debattiert – dass wir diese 
vorhandenen und beschlossenen Mit-
tel, die im Budget drinnen sind, für die 
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Straßensanierungen auch umsetzt und 
nicht jedes Jahr gewaltige Beträge ins 
nächste Jahr überträgt und diese Mittel 
gar nicht ausgeschöpft werden und auf 
der anderen Seite sich die Bürger in 
ganz Steyr zu Recht beschweren, dass 
die Straßen in einem schlechten Zu-
stand sind, dann liegt das entweder an 
mangelnder Koordination, oder an der 
Durchführung, oder an der Organisati-
on im Rathaus. Bitte Kollege Apfeltha-
ler, darüber haben wir ja im Kontroll-
ausschuss gesprochen. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
GERALD HACKL: 
Aber Beschwerden über schlechte 
Straßen haben wir mit Sicherheit. 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Ja, du wohnst da unten bei uns, da 
sind sie in einem guten Zustand, aber 
du musst ein bisschen in Steyr herum-
fahren ... 
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Weil der Finanzausgleich auch ange-
schnitten worden ist, ... 
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 
 
Ordnungsruf 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Der Herr Payrleithner ist am Wort! 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Ich bin gleich fertig, aber wenn ihr so-
viel redet, dann dauert es etwas län-
ger. 
 
Unverständliche Diskussion verschie-
dener Mandatare 

VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Hallo, Grüne! 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Was ist mit den Grünen los? 
 
GEMEINDERAT                                                          
HANS PAYRLEITHNER: 
Die Schuld bei anderen zu suchen, ist 
auch eine relative Angelegenheit, weil 
der Finanzausgleich, kann ich mich gut 
erinnern, heuer zum ersten Mal seit 
Jahren von der SPÖ hoch bejubelt 
wurde, wie toll und klasse der Finanz-
ausgleich sei. Die Zeitungsberichte 
zeigen, wie zufrieden die Länder mit 
dem Finanzausgleich waren und jetzt 
auf einmal sind wieder die anderen 
Schuld, dass die Finanzsituation der 
Stadt Steyr, der Kommunen und der 
Gemeinden so schlecht sind. Also, das 
ist keine Erfindung von mir, sondern 
nachzulesen in den Medien, ihr 
braucht nur über das Internet einstei-
gen. Vielleicht noch einen grundsätzli-
chen Satz zur heutigen Budgetbe-
schließung, lieber Herr Bürgermeister. 
Es sollte doch der SP-Fraktion auch zu 
denken geben, dass jetzt zum fünften 
Mal in Folge mit Mehrheitsbeschluss 
das Budget alleine beschlossen wird. 
Da kann man darüber philosophieren, 
aber ich bin ja auch schon länger in 
der Gemeinde und ich kann mich sehr 
wohl auch an Zeiten erinnern, wo man 
durchaus mit Verhandlungen und Ein-
beziehung der Opposition, auch ande-
re Fraktionen dazu bewegen konnte, 
dem Budget der Stadt Steyr zuzustim-
men. Jetzt liegt es entweder daran, 
dass man sich gar nicht mehr bemüht, 
denn nur an der Opposition, dass alle 
anderen auf einmal so böse sind und 
dem nicht mehr zustimmen, das alleine 
kann es ja bitte nicht sein. Ich glaube 
schon, dass es an der mangelnden 
Bereitschaft, ob das jetzt nur deine 
Person betrifft, darüber kann man viel-
leicht noch zusätzlich diskutieren, aber 
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das ist ein Faktum und dein Vorgänger 
hat das z. B. schon immer sehr gut 
verstanden, dass er zumindest eine 
Fraktion dafür gewinnen konnte, dem 
zuzustimmen. Das ist eine Tatsache 
und seit 5 Jahren interessiert das kei-
nen mehr, offensichtlich dich auch 
nicht mehr. Ich finde das demokratie-
politisch auch nicht ganz super, natür-
lich könnt ihr das beschließen, recht 
viel zum Herzeigen wirst du im Wahl-
jahr eh nicht haben, weil wenn ich mir 
die finanzielle Situation anschaue, 
große Projekte, wie es früher im Wahl-
jahr gang und gebe war, um zu zeigen, 
was wir alles geschaffen haben, wirst 
du 2009 wahrscheinlich eh nicht auf 
die Füße bringen, wahrscheinlich nicht 
einmal den Hochwasserschutz. Das 
nur zu dem Thema, aber man hätte 
sich da schon – und ich bin überzeugt, 
dass das auch durchaus die Kollegen 
der anderen Fraktionen so sehen – 
mehr bemühen können, dass man die 
anderen mit einbezieht und sagt, 
Freunde machen wir ein ordentliches 
Budget, vielleicht stimmt uns der eine 
oder andere auch zu. Ihr werdet das 
wahrscheinlich nicht zugeben, aber 
mancher von euch wird sich vielleicht 
denken, der hat ja gar nicht so unrecht. 
Ich darf jetzt die Budgetdebatte benüt-
zen, um jetzt noch eine Bemerkung 
anderer Art anzubringen, die jetzt nicht 
unmittelbar etwas mit dem Zahlenwerk 
zu tun hat, sondern nachdem das die 
letzte Sitzung im heurigen Jahr ist, die 
Budgetsitzung ist und der Kollege 
Aichmayr ja bekanntlich aufhört und 
heute noch anwesend ist, möchte ich 
mich im Namen unserer Fraktion bei 
ihm für die faire Behandlung bedan-
ken. Ich stehe nicht an zu sagen, dass 
wir bei ihm eine neutrale Behandlung 
gehabt haben und wünschen ihm für 
seinen weiteren Berufsweg viel Erfolg 
und alles Gute. Den Nachfolger 
Schwingshackl, glaube ich, nomen est 
omen, ich hoffe, es wird nicht so 
schlimm kommen ... 
 

Gelächter 
 
GEMEINDERAT                                                         
HANS PAYRLEITHNER: 
... würde ich bitten, dass er sich bei 
seinem Vorgänger ein Beispiel nimmt 
und mit uns, soweit das auch möglich 
ist im Rathaus, auch gut zusammenar-
beitet und uns auch entsprechend be-
handelt – im Namen aller Nicht-SP-
Fraktionen.  
 
Beifallskundgebung 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Frau GR Frech zum zweiten Mal. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                     
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Geschätztes Präsidium, werte Kolle-
ginnen und Kollegen des Gemeindera-
tes, werte Gäste. Der Kollege Bremm 
hat mich persönlich auch angespro-
chen, bzw. die gesamte Opposition, 
was hätten wir denn nicht gemacht und 
auf was hätten wir denn verzichtet 
usw. Ich denke mir, Herr Kollege 
Bremm, es ist nicht nur wichtig in der 
Politik die richtigen Dinge zu tun, son-
dern auch die Dinge richtig zu tun und 
ich denke mir, da unterscheiden wir 
uns. Die richtigen Dinge zu tun, da sind 
wir uns meistens einig, aber sie richtig 
zu tun. Beispiele dafür: Die Sporthalle 
bzw. Stadthalle ist heute schon gefal-
len, bis heute, 4 Jahre danach, gibt es 
keine Endabrechnung, wir wissen bis 
heute nicht, was uns die Sporthalle in 
Summe gekostet hat. Es gibt keine 
wirklichen Pläne usw. Wenn ich mir 
das Schlossparkpavillon anschaue, ich 
finde es ja gut, dass der jetzt saniert 
wird, aber ich kann mich erinnern, dass 
dort erst vor wenigen Jahren aufge-
graben worden ist, der Kanal gemacht 
worden ist usw. Hat man da jetzt 
zweimal arbeiten müssen, hat man da 
beim ersten Mal nicht ordentlich gear-
beitet, was auch immer. Ich habe heu-
te schon die ganzen Schubladenkon-
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zepte erwähnt, alleine das Geld, das 
wir für Konzepte ausgegeben haben, 
... 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Die verlangt eh ihr! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Nein, das ist gar nicht wahr. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM:  
Du willst für jeden „Schmarrn“ ein Kon-
zept. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Kollege Bremm, wir machen eines 
bzw. Sie machen eines, die Opposition 
fordert ein Konzept. Was passiert 
dann? Es wird ein Konzept in Auftrag 
gegeben, allerdings ist das dann so 
lange in der Schublade und wird nicht 
realisiert, obwohl wir es gerne realisiert 
hätten, bis wir wieder ein neues Kon-
zept brauchen. Ich denke beispielswei-
se nur an die ganzen Umplanungen, 
die wir im Bereich Resthof gehabt ha-
ben. Wir haben irrsinnig viel Geld aus-
gegeben für Dinge, wo ich mir denke, 
da wäre es gescheiter gewesen, etwas 
Handfestes zu machen. Es sind Dinge 
nicht umgesetzt worden, verschoben 
worden usw. Oder wir haben etwas 
beim Fenster hinausgeschmissen, nur 
ein Beispiel, das liegt mir heute noch 
im Magen, dieser komische Film „Wir 
bleiben zusammen“ für den wir aus 
dem Stand 1 Mio. Schilling hatten. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                                                                            
GERHARD BREMM: 
Schön war er! 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Schön war’s? Na toll, 1 Mio. Schilling. 
Kollege Bremm, ich finde das ehrlich 
gesagt nicht mehr lustig, das war nicht 

tourismusfördernd und mit dieser 1 
Mio. Schilling könnte die Drehscheibe 
Kind 5 oder 6 Jahre im Resthof ihre 
Tätigkeit machen. Für diesen einen 
„Kinkerlitzchenfilm“, wo die Leute nicht 
einmal mitbekommen haben, dass 
Steyr gefilmt worden ist. Worauf ich bei 
meiner zweiten Wortmeldung vor allem 
noch einmal zurückkommen möchte, 
ist die mittelfristige Finanzplanung. 
Weil sie beschließen, liebe Damen und 
Herren, hier und heute, mit diesem 
Voranschlag 2008 auch die mittelfristi-
ge Finanzplanung 2008 bis 2010. Das 
ist nämlich inzwischen im Statut so 
fixiert, dass wir mit diesem Voran-
schlag parallel die mittelfristige Fi-
nanzplanung bis 2010 beschließen und 
dann sollte ihnen bewusst sein, was 
sie da beschließen. Nämlich Steuerer-
höhungen die geplant sind bis 2010 in 
Höhe von rund 2 Mio. Euro oder 28 
Mio. Schilling. Gebührensteigerungen 
von 2,3 Mio. Euro oder rund 32 Mio. 
Schilling, das sind für Steuern und Ge-
bühren in Summe 60 Mio. Schilling 
mehr im Jahr 2010. Das muss man 
sich einmal vorstellen, das ist nicht 
wenig. Was unsere Zinsen anbelangt, 
die wir für Finanzschulden zahlen, im 
Jahr 2010 sind das € 2.100.000,-- nur 
Zinsen in einem Jahr. Wenn sie das 
runterbrechen, zahlen wir pro Tag an 
Zinsen im Jahr 2010, nehmen wir ein-
mal die Tage wo der Magistrat keinen 
Dienstbetrieb hat weg, ungefähr 
10.000,-- Euro. Das heißt, das was wir 
für die Drehscheibe Kind für ein Jahr 
ausgeben sollten, um ein Jahr flexible 
Kinderbetreuung am Resthof zu ha-
ben, zahlen wir an einem Tag an Zin-
sen. Das ist das, wo das ganze Geld 
hineinfließt, in diese ganzen Darlehen 
und da müssen wir noch hoffen, dass 
die Zinssätze so bleiben, wie da prog-
nostiziert wurde, weil wenn der Zins-
satz nach oben geht, dann werden wir 
noch mehr zahlen. Wie gesagt, es geht 
darum, die Dinge auch richtig zu ma-
chen und es freut mich, Kollege 
Bremm, wenn Sie sagen, wir haben 
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uns sehr bemüht, das ehrt Sie auch 
sehr. Eine Bemühung erkenne ich 
auch an und das ist das, was mich 
sehr freut, was auch eine Forderung in 
der Ausschusssitzung vom APM war, 
dass die Heimhelfer bzw. Heimhelfe-
rinnen ins Budget hineingekommen 
sind, weil das auch wieder etwas ist, 
was uns letztlich Geld spart. Es kostet 
zwar momentan mehr, aber es erspart 
uns sicherlich Kosten der stationären 
Pflege und es ermöglicht auch den 
Steyrerinnen und Steyrern länger in 
ihrem Familienverband, in ihrem 
Haushalt zu bleiben, wenn ich diese 
Heimhelfer habe. Im Endeffekt ist es 
sogar eine Einsparung von Kosten, 
wenn ich etwas ausgebe. Aber diese 
Nachhaltigkeit ist auch eines, was mir 
in dieser Stadt sehr fehlt, dieses ver-
netzte Denken. Und zum Thema Be-
mühen, Kollege Bremm, es ehrt Sie, 
dass sich die Fraktion bemüht hat, der 
Herr Bürgermeister hat sich bemüht, 
aber Sie kennen wahrscheinlich das, 
was in einem Dienstzeugnis steht, er 
hat sich sehr bemüht, dann heißt es 
eigentlich, er hatte Mühe gute Leistun-
gen zu erbringen. In dem Sinne hoffe 
ich, haben Sie sich nicht bemüht. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Danke schön, Frau Lehrer. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Eines muss ich jetzt einmal sagen, Mi-
chaela, weil du immer die Drehscheibe 
Kind ... 
 
GEMEINDERÄTIN                                                                                          
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Ist nur ein Beispiel von vielen! 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Das sagst du jetzt schon zehnmal, du 
weißt ja noch gar nicht, wie sich das 
entwickelt und was da los ist.  
 

GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Doch, ich rede ja mit den Leuten! 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Ich weiß eh, dass du ein Lehrer bist 
und alles besser weißt, aber trotzdem 
kannst du auch einmal etwas nicht 
besser wissen, das muss ich dir jetzt 
auch einmal sagen. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                      
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Das heißt, es gibt die 10.000,-- Euro? 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                        
FRIEDERIKE MACH: 
Da bin ich dir heute nicht Rechenschaft 
schuldig, aber du kritisierst etwas, ob-
wohl du es nicht weißt. 
 
GEMEINDERÄTIN                                                     
MMAG. MICHAELA FRECH: 
Im Voranschlag ist es nicht drinnen! 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Es ist immer das selbe, du hast einen 
Punkt und den kritisierst du, du bringst 
ja nichts anderes. 
Herr GR Hack bitte. 
 
GEMEINDERAT                                                          
ING. WOLFGANG HACK: 
Geschätztes Präsidium, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Bei dem Budget 
bleibt mir fast die Sprache weg, ich 
werde versuchen, dass ich das artiku-
lieren kann. Leider, immer wenn ich 
etwas sagen will, ist der Herr Mag. 
Schuster nicht da, er geht mir wirklich 
ab, na ja es ist schon ½ 4. 
 
VIZEBÜRGERMEISTER                                             
GERHARD BREMM: 
Nicht zündeln! 
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GEMEINDERAT                                                                                          
ING. WOLFGANG HACK: 
Der Herr Vizebgm. Bremm hat sich 
zuerst so schützend vor die Vereine 
gestellt und hat gesagt, da darf man 
natürlich nichts machen, da bin ich 
vollkommen seiner Meinung. Ich bin 
nur der Meinung, dass z. B. – ich spre-
che jetzt vom Kulturbereich – ein sehr 
großes Ungleichgewicht und eine sehr 
große Ungerechtigkeit herrscht. Wenn 
ich jetzt das Museum Arbeitswelt her-
nehme, wenn das ein privater Verein, 
in Summe 248.000,-- Euro jährlich be-
kommt, wie es jetzt die letzten Jahre 
war, und alle anderen kleinen Vereine, 
wenn man die jetzt zusammenrechnet, 
die bekommen 229.000,-- Euro, dann 
ist das meiner Meinung nach eine ab-
solute Ungerechtigkeit. Da stelle ich 
wirklich bald die Sinnfrage, ob wir uns 
dieses Museum Arbeitswelt in dieser 
Form auf Dauer leisten werden kön-
nen. Es gibt ein paar Vereine, die ma-
chen sehr viel, bekommen etwas mehr, 
das ist sicher das Akku, das ist Röda 
und Musikfestival, die bekommen so 
rund um € 30.000,-- bis € 40.000,--,die 
anderen bekommen € 700,--, € 500,--, 
€ 400,--. Das ist meiner Meinung nach 
nicht die wirkliche Kulturförderung, ei-
nem privaten Verein mehr als die Hälf-
te dieses Budgets zu geben und die 
anderen mehr oder weniger absaufen 
zu lassen. Ich glaube, dieses Konzept 
ist zu hinterfragen, weil es ist einfach 
die Frage, ob wir uns das auf Dauer 
leisten werden können. Wenn die jetzt 
immer wieder 5 x 67.000,-- Euro für 
Neuausstellungen extra bekommen, 
dann sind die € 50.000,-- für das Hei-
mathaus auch relativ wenig. Fach-
hochschule unten, platzt aus den Näh-
ten, vielleicht wäre es zu überlegen, 
ein Kongresszentrum ... 
 
Unverständlicher Zwischenruf von 
Bgm. Ing. David Forstenlechner 
 
GEMEINDERAT                                                                                          
ING. WOLFGANG HACK: 

... das in dieser geplanten Form offen-
sichtlich nicht realisierbar ist, oder nicht 
realisiert wird, vielleicht könnte man da 
eine Synergie schaffen und das da rein 
bringen. Ich stelle es zur Diskussion, 
aber ich frage wirklich, ob diese Auftei-
lung der Mittel im Kulturbereich wirklich 
fair und gerecht ist. Ich glaube, auf 
Dauer werden wir uns das wahrschein-
lich in dieser Form eher nicht leisten 
können.  
Eines ist mir noch unklar, wir haben in 
2 Jahren Lohnkostensteigerungen um 
171.000,-- Euro im Bereich Kulturamt 
und Museum. Das sind keine normalen 
Steigerungen, weil im Museum sind 
das jetzt 100.000,-- Euro mehr. Wie 
das funktioniert, sind jetzt mehr Leute 
dort, die zusammenräumen? 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Jetzt ist der Herr Schuster nicht da. 
 
GEMEINDERAT                                                          
ING. WOLFGANG HACK: 
Darum habe ich ja gesagt, er geht mir 
ab, ich hätte ihn gerne gefragt, denn 
100.000,-- Euro mehr Lohnkosten in 2 
Jahren, das ist für das Museum nicht 
tragbar. 
 
BÜRGERMEISTER                                                     
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Frag ihn einmal direkt, es wird sicher 
eine Erklärung geben.  
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                         
FRIEDERIKE MACH: 
Damit sind wir am Ende der Rednerlis-
te, Schlusswort bitte. 
 
BÜRGERMEISTER                                                    
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Ich möchte schon auf einige 
Wortmeldungen eingehen, weil das für 
mich doch sehr interessant war. Und 
zwar, der Herr Altmann, da muss ich 
schon sagen, Sie haben wirklich eine 
gute Analyse gemacht, nach Vorlage 
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des Städtebundes und ich habe das 
auch sehr lange sehr realistisch be-
trachtet und geglaubt, da ist wirklich 
sehr viel dahinter und man kann an 
den Kennzahlen sehr gut die Entwick-
lungen ablesen, nur bei dem Punkt, 
dass bei uns die Rücklagen ausge-
räumt werden, da habe ich natürlich 
schon an Ihren Zahlen zu zweifeln be-
gonnen. Ich muss ganz ehrlich sagen, 
ich habe mich erst gerade noch einmal 
erkundigt, wie die Rücklagenentwick-
lung in Steyr in den letzten 5 Jahren 
war, oder seit ich Finanzreferent bin 
und da habe ich schon feststellen 
müssen, dass eigentlich die Rücklagen 
eher aufgebaut wurden, im Gegensatz 
zu Ihren Aussagen. Aber ist klar, der 
Städtebund muss das natürlich auch 
entsprechend dramatisch darstellen 
und hat diese Kennzahlen natürlich so 
gestaltet, dass in Zukunft Forderungen 
gemacht werden können. Sonst haben 
Sie noch erwähnt, dass wichtige und 
notwendige Investitionen in Zukunft 
nicht mehr gemacht werden können. 
Da muss ich Ihnen auch ganz klar sa-
gen, dass viele dieser Investitionen, 
die Sie genannt haben, selbstverständ-
lich schon auf Schiene sind, das ist 
nicht so, dass wir jetzt diskutieren, ob 
wir es jetzt machen oder nicht, und wir 
können es uns auch leisten, da bin ich 
auch überzeugt, das sind durchwegs 
Investitionen wie Hochwasserschutz 
oder Reithoffergebäude, Amtstempel 
wie Sie gesagt haben. Das ist ja wirk-
lich abenteuerlich, weil wir haben sehr 
genau vorgerechnet, wo für uns die 
Vorteile bei diesem Amtshaus sind, 
weil wir sehr wohl gewissenhaft über-
legt haben, wo wir andere Gebäude 
reparieren sollten, oder wieder neu 
gestalten sollten und das hätte auch 
Geld gekostet, wo wir Gebäude ver-
kaufen können und damit auch einen 
Ertrag erzielen. Wobei man noch ganz 
klar dazusagen muss, wir haben die-
ses Reithoffergebäude ja vor 10 Jah-
ren oder länger gekauft, und das ha-
ben wir nicht gekauft, damit wir es 

dann dort verfallen lassen, sondern wir 
wollten auch etwas Sinnvolles damit 
machen. Ich glaube, dass wir jetzt ge-
nau die richtige Entscheidung getroffen 
haben. Zum Herrn GR Payrleithner, 
weil er gesagt hat, der Zeitplan beim 
Hochwasserschutz ist komplett über 
den Haufen geworfen worden, nein es 
ist verschoben worden. Ich muss da 
ganz klar dazu sagen, wir werden jetzt 
2 oder 3 Monate später mit der Un-
terhimmler Au beginnen, aber wir wer-
den den Zeitplan trotzdem einhalten, 
weil die Arbeiten werden dann halt zü-
giger gemacht und wir werden zum 
richtigen Zeitpunkt auch fertig sein. Wo 
ich eher Angst und Bedenken bei den 
ganzen Hochwassermaßnahmen ha-
be, das ist die Finanzierung. Weil wenn 
Sie sich vielleicht einmal angeschaut 
haben, was beim Ramingbachausbau 
passiert ist, da war die Finanzierung ja 
so, dass die Stadt Steyr mit der Finan-
zierung dieser Hochwasserschutz-
maßnahme in Vorlage getreten ist und 
erst vor wenigen Tagen haben wir wie-
der eine Rate bekommen und es ist bei 
weitem noch nicht alles fertig, das 
muss man auch ganz klar dazu sagen. 
Ich hoffe sehr, dass hier auch die Un-
terstützung des Landes und des Bun-
des gegeben ist, wenn die großen 
Maßnahmen auf uns zu kommen, dass 
dann die Gelder auch rechtzeitig ein-
treffen, weil das kann sehr wohl dazu 
führen, dass die Stadt wieder in Vorla-
ge treten müsste und das wäre eine 
größere Belastung für die Stadtfinan-
zen. 
Du hast auch gesagt, Mehrheitsbe-
schlüsse und warum andere Fraktio-
nen nicht mitbeschließen. Das liegt 
selbstverständlich an euch, weil die 
Angebote der Stadt, bzw. meinerseits 
und des Herrn Fraktionsvorsitzenden 
Bremm, die sind ja durchaus da gewe-
sen und ich glaube, es war schon lan-
ge nicht mehr so knapp, dass z. B. die 
ÖVP mitgegangen wäre. Wir haben bis 
gestern Abend noch die Diskussion 
gehabt, dass eine mögliche Variante 
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im Raum steht, dass die ÖVP sehr 
wohl mit uns das heutige Budget be-
schließt. Es ist, was weiß ich aus wel-
chen Gründen, nicht passiert, das ist 
halt nun einmal so. Bei den Grünen 
habe ich das ganz klar vom Herrn 
Apfelthaler mitbekommen, dass er so 
hohe Forderungen stellt, wo wir gesagt 
haben, da können wir nicht mit, das ist 
halt eine Forderung, die offensichtlich 
bewusst in die Richtung gegangen ist, 
na ja, ich stelle so hohe Forderungen, 
dann gibt es eh keinen gemeinsamen 
Beschluss. Der Roman Eichhübl, das 
hat der Gerhard Bremm schon gesagt, 
ist ja einer der ehrlichsten in dieser 
Weise, der geht herein und sagt, bei 
diesem Budget kann ich nur eine Kre-
ditsperre fordern und hat auch ganz 
klar seine Vorstellungen gegenüber mir 
und auch gegenüber Gerhard Bremm 
artikuliert. Aus meiner Sicht ist der Wil-
le der SPÖ dieses Mal ganz stark da 
gewesen, es hat halt nur nicht funktio-
niert.  
 
GR Mag. Erwin Schuster kommt um 
15.40 Uhr in die Sitzung 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Zum Thema Solutionscenter, weil das 
auch noch einmal angesprochen wor-
den ist, möchte ich auch ein paar Wor-
te verlieren, weil ich sehr bemüht bin, 
hier gemeinsam mit den Fachhoch-
schulverantwortlichen einen F und E 
Bereich in Steyr zu installieren und es 
hat auch bereits in der Vergangenheit 
intensive Gespräche zu dem Thema 
gegeben. Nur man muss ganz klar sa-
gen, wenn sich das Land Oberöster-
reich vorstellt, die Stadt Steyr baut die-
ses Gebäude auf Kosten der Stadt 
Steyr dort hin und in anderen Gemein-
den, z. B. in Hagenberg, Wels, Linz 
werden die Gebäude vom Land groß-
zügig unterstützt, dann ist es halt auch 
eine legitime Forderung meinerseits, 
dass ich sage, bitte diese 4,5 Mio., die 
jetzt im Raum stehen, die sind eben 

vom Land Oberösterreich zu beglei-
chen. Wir stellen dort die entsprechen-
den Flächen zur Verfügung, und da 
muss man auch noch mit den Verant-
wortlichen und den Leuten in dieser 
Umgebung genaue Diskussionen füh-
ren.  
Zur Schuldenstandsdiskussion möchte 
ich auch noch einwerfen, dass es so 
ausschaut, wir haben die Schulden ja 
nicht deswegen gemacht, weil wir mit 
dem Geld so umschmeißen, sondern 
die Schulden sind für ganz konkrete 
Vorhaben gemacht worden, wo jeder 
Steyrer und jede Steyrerin heute seine 
Vorteile davon ziehen kann. Ich möch-
te nur erwähnen, wir haben eine 
Stadthalle gebaut, wir haben ein APM 
gebaut, wir sind dabei ein APE zu 
bauen, also es ist ja etwas da, es ist 
eine Substanz da und es wurde ja 
nicht ausgegeben für irgendetwas was 
wir nicht brauchen, sondern es sind 
durchaus sehr wichtige Vorhaben, die 
hier umgesetzt werden und ich bin ü-
berzeugt, das wird auch in Zukunft in 
Steyr so weitergehen und es wird auch 
in Zukunft eine solide Finanzplanung 
geben, wobei ich noch dazu erwähnen 
möchte, das Thema mittelfristige Fi-
nanzplanung, das die GR Frech immer 
wieder anspricht, über dieses Thema 
habe ich mich auch mit dem Herrn Fi-
nanzdirektor genau unterhalten, weil 
das wirklich zum Teil dramatisch aus-
schaut, wenn da Zahlen stehen, wie 
wir uns in den nächsten drei Jahren 
entwickeln, nur man muss immer da-
zusagen, mittelfristige Planungen, die 
über längere Jahre hinaus im voraus 
berechnet werden, noch dazu unter 
dem Auftrag einer vorsichtigen Budge-
tierung, wo man immer wieder die Re-
serven mit einrechnen muss, die kön-
nen nur so ausschauen. Ob die so an-
kommen, also das ist für mich auf kei-
nen Fall die Realität, sondern die Rea-
lität zeigt sich immer wieder beim 
Rechnungsabschluss und Rechnungs-
abschlüsse müssen wir dann Jahr für 
Jahr vergleichen und diese Vergleiche 
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schauen für die Stadt Steyr sehr positiv 
aus. Das heißt, es hat sich für meine 
Begriffe in den letzten Jahren so erge-
ben, dass jeweils beim Rechnungsab-
schluss einmal ein kleines Minus da 
war und einmal ein kleines Plus, also 
in Summe haben wir die letzten 2 Jah-
re Rechnungsabschlüsse gehabt, die 
sich absolut sehen lassen können und 
wo viele Gemeinden in Oberösterreich 
auch sagen würden, hätten wir nur sol-
che Rechnungsabschlüsse wie sie in 
Steyr in den letzten Jahren passiert 
sind.  
Das wollte ich ganz kurz einmal zu 
diesem Thema sagen und ich bitte nun 
diesem Abänderungsantrag die Zu-
stimmung zu geben. 
 
VIZEBÜRGERMEISTERIN                                                                                              
FRIEDERIKE MACH: 
Nein, nicht über den Abänderungsan-
trag, wir kommen jetzt zur Abstimmung 
über den Hauptantrag in Form des Ab-
änderungsantrages der SPÖ. Wer da-
für stimmt, den ersuche ich um ein 
Zeichen mit der Hand. SPÖ. Wer ist 
dagegen? ÖVP, Grüne, FPÖ, Bürger-
forum. Wer übt Enthaltung? Das Bud-
get wurde mehrheitlich beschlossen. 
 
BÜRGERMEISTER                                                                                            
ING. DAVID FORSTENLECHNER:  
Wir sind damit am Ende unserer Ta-
gesordnung.  
 
Ich möchte mich beim Christian Aich-
mayr für seine Tätigkeit bedanken, er 
ist heute das letzte Mal in unserer 
Runde dabei und ich wünsche selbst-
verständlich seinem Nachfolger, dem 
Herrn Schwingshackl alles Gute. 
 
 
 
ENDE DER SITZUNG: 15.45 UHR 
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